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Verfahren eingestellt 

Über 50 Beschäftigte der Einvio AG in Dortmund 
wurden jahrelang hochgiftigen Substanzen ausge¬ 
setzt. Die Verantwortlichen bleiben straffrei. 
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Geld spielt keine Rolle 

Von der Leyen tut alles, um ihren Laden weltpo¬ 
litisch einsatzfähig zu machen, Geld spielt dank 
Schäuble keine Rolle 
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Thema der Woche 


Auch im All dabei 

Deutschland sorgt sich um die Sicherung 
der eigenen Interessen im Kosmos: Der erd¬ 
nahe Weltraum ist für die Bundeswehr ein 
für „moderne Kriegführung“ unerlässlicher 
militärischer Operationsraum. So steht es in 
einer Leitlinie des Bundesministeriums für 
Verteidigung, die als „Geheime Verschluss¬ 
sache“ gehandelt wird. Der Auftrag: Durch 
Bodenbeobachtung aus dem Weltraum 
der Bundeswehr Unterstützung für Einsät¬ 
ze in aller Welt zu geben. Und die sind seit 
2007/2008 bekanntlich ausgeweitet worden. 
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Alles oder Nichts? 

Die strategische Lage Nordkoreas angesichts der Bed 



N ordkorea ist auf Ärger aus“ 
twitterte der US-Präsident am 
11. April, „wenn China sich ent¬ 
scheidet zu helfen, wäre das großartig. 
Wenn nicht, werden wir das Problem 
ohne es lösen! USA.“ US-Außenminis¬ 
ter RexTillerson sieht die „strategische 
Geduld“ der USA mit Nordkorea am 
Ende und die Option einer militäri¬ 
schen Invasion nicht vom Tisch. Seit 
Ende 2016 üben US- und südkoreani¬ 
sches Militärs, etwa 317 000 Soldaten, 
im größten und längsten jemals ge¬ 
meinsam abgehaltenen Militärmanö¬ 
ver den Krieg gegen die Koreanische 
Demokratische Volksrepublik KDVR. 
Die USA haben mit der Stationierung 
des Raketenabwehrsystems THAAD 
(Reichweite 200 km) in Südkorea be¬ 
gonnenen. THAAD dient der Aus¬ 
schaltung der nordkoreanischen Ge¬ 
genschlagsfähigkeit bei der Anwen¬ 
dung von Tillersons „Militärischer 
Option“ Die US-Navy verlegte einen 
Flottenverband mit dem Flugzeugträ¬ 
ger „Carl Vinson“ vor die koreanische 
Halbinsel. Ebenso wird von der Ent¬ 
sendung von zwei Cruise-Missile-be- 
waffneten US-Zerstörern und schwe¬ 
ren Bombern in der Region berichtet. 

Die KDVR ist, von außen betrach¬ 
tet, ein relativ homogenes, weitgehend 
abgeschottetes Land. Ein „Regime- 
Change“, wie in der Ukraine, eine 
„Bunte Revolution“ ist hier schwer 
vorstellbar. Daher ist die „Problem¬ 
lösung“ nur als militärischer Überfall 
vorstellbar, wie er momentan auch 
ganz demonstrativ vorbereitet wird. 
Plausibel wäre ein Luft-Boden-Kriegs- 
Szenario wie im Krieg gegen Jugosla¬ 
wien. Eine technologisch und kräfte¬ 
mäßig weit überlegene Luftstreitmacht 
zerstört die Kommunikationseinrich¬ 
tungen und die lebenswichtige Infra¬ 
struktur. Bleibt die Frage: Was kommt 
danach? In Jugoslawien gab es das ur¬ 
alte Konzept der Balkanisierung, der 
Aufspaltung entlang der (reaktivier¬ 


ten) ethnischen Grenzen. Und es gab 
bereitwillige Kollaborateure. Beides 
dürfte in der KDVR nicht so einfach 
aus dem Boden zu stampfen sein. Die 
zu erwartende US-Strategie dürfte in 
dem Versuch bestehen, die konterrevo¬ 
lutionäre Beseitigung nichtkapitalisti¬ 
scher Strukturen militärisch von außen 
zu betreiben. Was letztendlich auch den 
Einsatz von (südkoreanischen) Boden¬ 
truppen erforderte. Gelänge dies, wäre 
auf der koreanischen Halbinsel ein ab¬ 
hängiges US-Protektorat geschaffen, 
das - analog der Ukraine in Bezug auf 
Russland - ein Vorrücken bis unmittel¬ 
bar an die Grenzen des Konkurrenten 
China ermöglichen würde. 

In dieser Sicht ensteht für die 
Führung in Pjöngjang eine Alles- 
oder-Nichts-Perspektive. Es gibt dar¬ 
in keinen Deal für Kim Jong-un. Die 
„Problemlösung“ des Pentagon sieht 
keine Weiterexistenz des nordkorea¬ 


nischen Sozialismusversuchs vor. Be¬ 
reits im Koreakrieg stand der Einsatz 
von US-Atombomben zur Disposition. 
Auch wenn Oberbefehlshaber Doug¬ 
las McArthur es später abstritt. Wie in 
Vietnam scheute sich das Imperium 
auch hier nicht, für seinen Fuß in der 
ostasiatischen Tür Millionen Menschen 
zu opfern. 

Nach dem Untergang der Sowjet¬ 
union betrieb Pjöngjang mit Blick auf 
seine strategische Lage ganz offen ein 
ambitioniertes Kernwaffenprogramm. 
Die dahinterstehende Doktrin hieß: 
Der einzige Schutz gegen Angriffe des 
Imperiums sind eigene Kernwaffen. 
Das galt schon für die SU und für die 
VR China, es sollte auch für die KDVR 
gelten. Genau das steht mit der gegen¬ 
wärtigen US-Konfrontation allerdings 
in Frage. Denn auf der Ebene der ato¬ 
maren Strategie kommt es natürlich 
nicht nur auf die vorhandenen Spreng¬ 


köpfe, sondern wesentlich auf die ver¬ 
fügbaren Trägermittel an. Bislang, so 
wird vermutet, ist die KDVR nicht in 
der Lage US-Territorium zu bedrohen 
(Japan, Südkorea aber schon). Das 
könnte sich mit der Entwicklung ei¬ 
ner Interkontinentalrakete ändern. Es 
würde die Kalte-Kriegs-Logik „Wer 
zuerst schießt, stirbt als Zweiter“ wie¬ 
der auferstehen lassen. Die Frage für 
Pjöngjang ist, ob ein Beidrehen in der 
Raketenfrage tatsächlich eine Auf¬ 
lösung oder zumindest ein Zurück¬ 
schrauben der eigenen Bedrohungsla¬ 
ge herbeiführen würde, oder ob man 
sich freiwillig eines Faustpfandes begä¬ 
be. Täte man es, wäre die zu immensen 
Kosten betriebene Verteidigungsstra¬ 
tegie der letzten 20 Jahre gescheitert. 
Angesichts der aggressiv-irrationalen 
Vorgehensweise des US-Imperiums in 
den letzten 26 Jahren ist das keine ein¬ 
fache Entscheidung. Klaus Wagener 


Angriff auf die Meinungsfreiheit 

Justizminister Maas will Netzanbieter mit Zensur beauftragen 


Ein geplantes Gesetz aus dem Bundes¬ 
justizministerium unter Heiko Maas 
(SPD) zielt auf die Meinungsfreiheit. 
Unter dem Wortungetüm „Netzwerk¬ 
durchsetzungsgesetz“ (NetzDG) liegt 
ein Entwurf vor, der jetzt in die parla¬ 
mentarische Beratung geht. 

Was soll „durchgesetzt“ werden? 
Das physische Netz, also Breitband¬ 
kabel oder Glasfaserstränge in jedes 
Dorf, in jede Straße? Nein, das ist laut 
dem vorliegenden Entwurf nicht ge¬ 
meint. Es geht um das, was inhaltlich 
über das Netz verbreitet wird. Aller¬ 
dings nicht nur über das, was so wohl¬ 
klingend falsch mit „soziale Netzwer¬ 
ke“ gemeint ist, sondern es geht um 
alles, was an Inhalten da ist. 

Dieses so wenig Steuer- und regel¬ 
bare Tun im „World Wide Web“ ist den 
Herrschenden ein schmerzhafter Dorn 
im Auge. Was da alles verbreitet wird 
an kritischen, aufklärerischen und wi¬ 
derständigen Texten, Bildern und Vi¬ 
deos, muss eingedämmt, eingezäunt 
werden. Gelernt haben die Herrschen¬ 
den aus den Vorgängen z.B. im so ge¬ 


nannten „arabischen Frühling“, wo das 
Netz ein wesentlicher Faktor der Mo¬ 
bilisierung und Orientierung war. 

„Durchgesetzt“ werden soll staat¬ 
liche Regulierung und Überwachung, 
denn den bürgerlichen Parteien ist das 
Netz viel zu unübersichtlich und leider 
nicht an nationale Grenzen gebunden. 
Die sonstigen Massenmedien hat man 
großenteils im Griff oder unter Kon¬ 
trolle, die finanziellen, politischen und 
justiziablen Machtmittel sind ausge¬ 
baut und austariert. 

Vorgeschoben wird als Begründung, 
dass gegen absichtliche Falschmeldun¬ 
gen, gegen Hassparolen und Hassreden 
vorgegangen werden muss. Was darun¬ 
ter zu verstehen sei, bleibt absichtlich 
vage, obwohl bereits jetzt ein ganzer 
Strafkatalog vorliegt, den Staatsan¬ 
waltschaften und Gerichte heranziehen 
können.Wer Parolen und Drohungen 
verbreitet, die gegen die Menschenwür¬ 
de, das Diskriminierungsverbot nach 
Artikel 5 des Grundgesetzes, wer Per¬ 
sonen oder ganze Gruppen mit Gewalt 
droht, kann schon immer belangt wer¬ 


den. Was nun tatsächlich eine Falsch¬ 
meldung ist, was eine hasserfüllte Mei¬ 
nung via Twitter u.ä. ist, haben bisher 
Gerichte festgestellt und wie auch im¬ 
mer dazu Urteile gefällt. 

Dieses neue Gesetz geht viel wei¬ 
ter. Nun will der Staat von jedem An¬ 
bieter im Netz verlangen, dass er in 
Eigenregie selbst prüfe und entschei¬ 
de, ob Inhalte rechtswidrig sind. Er 
soll selbst entscheiden, ob er und was 
er löscht oder sperrt. Nur so kann er 
sich vor Strafen schützen, die dann dro¬ 
hen, wenn er der vom Staat gestellten 
Aufgabe nicht oder nur ungenügend 
nachkommt. Im Gesetzentwurf rei¬ 
chen die Strafen bis zu 50 Mio. Euro, 
wenn „offensichtlich strafbare Inhal¬ 
te nicht oder zu spät gelöscht werden“. 
Die Netzanbieter sollen zu staatlich 
bestellten Zensoren werden. 

Die Meinungsfreiheit wird durch 
ein solches Gesetz vor die Hunde ge¬ 
hen. Denn erlangt das NetzDG Geset¬ 
zeskraft, dann werden Organisationen, 
Aktivisten, aber auch Unternehmen im 
Zweifel lieber löschen oder sperren, um 


Strafen zu entgehen. Wer zu viele Bil¬ 
der, Kommentare, Äußerungen löscht, 
auch wenn sie gar kein Problem sind, 
soll straffrei bleiben. Nur wer zu wenig 
löscht, soll bestraft werden. Dass mit 
dem NetzDG wirklich Hass und Ge¬ 
walt im Internet eingeschränkt werden 
können, glaubt außer dem Bundesjus¬ 
tizminister vermutlich niemand. 

Das geplante Gesetz stößt auf 
breite Kritik, unter anderem getragen 
vom Deutschen Journalisten-Verband 
(DJV), dem Chaos Computer-Club, der 
Amadeu Antonio Stiftung, aber auch 
von interessierten Wirtschaftsverbän¬ 
den wie „Bitkom“ dem Bundesverband 
der Informations- und Telekombranche, 
oder dem „Verband der Internetwirt¬ 
schaft“. In einer gemeinsamen Dekla¬ 
ration erkennen sie zwar einen Hand¬ 
lungsbedarf an, sind jedoch der Mei¬ 
nung, dass der Gesetzentwurf nicht dem 
Anspruch genüge, die Meinungsfreiheit 
adäquat zu wahren. Wie ein Gesetz aus- 
sehen müsste, das diesen Erwartungen 
genüge, lassen die Initiatoren offen. 

Herbert Becker 


Ostermärsche 

2017 

Auch in diesem Jahr gingen wieder 
zehntausende Menschen aus Initiati¬ 
ven, Gewerkschaften, Parteien, Jugend¬ 
organisationen und kirchlichen Grup¬ 
pen für den Frieden auf die Straßen 
und Plätze der Republik. Die großen 
Zusammenschlüsse der Friedensbewe¬ 
gung „Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag“ und „Netzwerk Friedenskoope¬ 
rative“ hatten gemeinsam zu den dies¬ 
jährigen Ostermärschen aufgerufen. 

Willi van Ooyen, Sprecher des Os¬ 
termarschbüros, erklärte: „Die Men¬ 
schen in unserem Land spüren, dass 
die Kriegszustände durch die aktuellen 
Kriege und Bombardierungen in Syri¬ 
en, Mali und Afghanistan, aber auch 
durch die Drohungen gegen den Iran 
und Nordkorea wachsen. Gleichzeitig 
befürchten sie, dass die herrschende 
Politik daran nichts ändern will.“ 

Die Ostermärsche sind ein Signal 
für einen notwendigen Politikwechsel. 
Es bleibt die Aufgabe der Friedensbe¬ 
wegung, die Alternativen zur derzei¬ 
tigen Politik deutlich zu machen und 
dafür neue Mehrheiten zu gewinnen. 
Die Abschlusserklärung des Oster¬ 
marschbüros Frankfurt führt noch ein¬ 
mal deutlich die thematische Breite der 
mehr als 90 Ostermärsche, die wie ein 
bunter Flickenteppich im ganzen Lan¬ 
de zu sehen waren, vor Augen: 

„Jede Waffe, die aus Deutschland 
exportiert wird, dient der Aufrüs¬ 
tung eines anderen Landes, fördert 
Unterdrückung und führt dazu, dass 
anderswo in der Welt Kriege geführt 
werden. Die weltweiten Kriege füh¬ 
ren zu Leid, Vertreibung und Flucht. 
Die Ostermarschierer solidarisieren 
sich mit den Flüchtlingen. Die innere 
Militarisierung, das Schüren von Ter¬ 
rorangst, ein Bundeswehreinsatz im 
Inneren und die Werbeoffensive der 
Bundeswehr zur Rekrutierung junger 
Menschen werden zurückgewiesen“ 
Kristian Golla vom Netzwerk Frie¬ 
denskooperative zieht eine positive Bi¬ 
lanz: „Die Ostermärsche zeigen eine le¬ 
bendige, politisch hellwache und sach¬ 
kundige Bewegung, die engagiert vor 
den Gefahren eskalationsträchtiger 
Machtpolitik warnt und friedenspoliti¬ 
sche Alternativen zu Säbelrasseln und 
militärischer Intervention aufzeigt.“ 
Weiter heißt es: „Die Ostermär¬ 
sche sind weiterhin ein wichtiges Zei¬ 
chen, wie besorgt viele Menschen um 
den Frieden in Europa und weltweit 
sind. Das Scheitern der Politik mit mi¬ 
litärischen Mitteln, die nur Krieg und 
Gewalt auslösen, haben die Notwen¬ 
digkeit von Frieden wieder stärker ins 
Bewusstsein der Menschen gerückt.“ 
Das Netzwerk verzeichnete dieses 
Jahr ein deutlich gestiegenes Interes¬ 
se am Thema Ostermarsch. Das Bon¬ 
ner Büro zeigt sich erfreut: „Wir konn¬ 
ten ein deutlich höheres Interesse an 
den Ostermärschen verzeichnen. Dies 
lässt sich zum einen an der Zugriffs¬ 
zahl unserer Website ablesen, die zu 
Ostern bei mehreren Zehntausend lag 
und damit deutlich über dem Schnitt 
der Vorjahre, aber auch an den vielen 
Presseanfragen und den E-Mails von 
Aktivisten und Interessierten.“ 

Die Bilanz der Ostermärsche lau¬ 
tet übereinstimmend: „Die Ostermär¬ 
sche bleiben eine lebendige und abso¬ 
lut notwendige Tradition, die dazu bei¬ 
trägt, die Skepsis gegenüber Krieg und 
Militär in unserer Gesellschaft aufrecht 
zu erhalten.“ 
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Tarifrunde Gastronomie 

Ohne Ergebnis hat die Gewerk¬ 
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG) die vierte Tarifverhandlung 
für die 100 000 in der Systemgastro¬ 
nomie Beschäftigten in Wiesbaden 
abgebrochen. „Das Angebot der Ar¬ 
beitgeber von 8,90 Euro pro Stunde 
in der untersten Tarifgruppe ist völ¬ 
lig inakzeptabel“, hat Guido Zeitler, 
stellvertretender N GG-Vorsitzender 
und Verhandlungsführer, erklärt. 

„Der Bundesverband der Sys¬ 
temgastronomie BdS war nicht be¬ 
reit, ein akzeptables Angebot vorzu¬ 
legen. Sechs Cent mehr pro Stunde 
über dem gesetzlichen Mindestlohn 
sind nicht verhandelbar“, hat Guido 
Zeitler erklärt. Wertschätzung für die 
harte Arbeit der Beschäftigten sehe 
anders aus als 8,90 Euro in der un¬ 
tersten Tarifgruppe ab Mai 2017 und 
erst in einer zweiten Stufe neun Euro 
ab August 2018. Auch für die ande¬ 
ren Tarifgruppen lag das Angebot 
nur zwischen 1,5 bis drei Prozent für 
zwei Jahre. „Das ist deutlich unter 
den branchenüblichen Abschlüssen, 
die für zwei Jahre bei rund sechs Pro¬ 
zent liegen, und ein Armutszeugnis 
für den Arbeitgeberverband“, so der 
NGG-Vize. „Ein Weltkonzern wie 
McDonald’s, der Platzhirsch im BdS, 
mit einem Umsatz von mehr als drei 
Milliarden Euro allein in Deutsch¬ 
land, will seine Beschäftigten mit 
Niedrigstlöhnen abspeisen. Dieses 
Geschäftsmodell, dass Vollzeit arbei¬ 
tende Menschen ihren Lohn letztlich 
mit Leistungen der Arbeitsagentur 
aufstocken müssen, trägt zur sozia¬ 
len Ungerechtigkeit bei.“ 

Zeitler kündigte an, dass die 
NGG weiter mobilisieren und den 
Tarifkonflikt in die Betriebe der Sys¬ 
temgastronomie tragen werde. Seit 
Anfang des Jahres haben mehr als 
1000 Teilnehmende, insbesondere bei 
McDonald’s, Burger King, Starbucks, 
Pizza Hut, Nordsee, Tank & Rast und 
Autogrill, in zahlreichen Protestak¬ 
tionen und mehr als 50 Warnstreiks 
deutlich gemacht, dass sie für einen 
Tarifvertrag und für Löhne kämpfen, 
von denen sie leben können. 

Steine- und 
Erdenindustrie 

Am 13. April fand die erste Verhand¬ 
lung zu den Lohn- und Gehaltstarif¬ 
verträgen für die Beschäftigten in 
den einzelnen Branchen der Stei¬ 
ne- und Erdenindustrie Rheinland- 
Pfalz (AGV Neustadt) statt. Zu¬ 
nächst wurde eine ausführliche und 
sehr unterschiedliche Diskussion zur 
wirtschaftlichen Situation in den Be¬ 
trieben geführt. 

Die „Arbeitgeber“ sahen sich je¬ 
doch nicht in der Lage, ein verhand¬ 
lungsfähiges bzw. abschlussfähiges 
Angebot zu unterbreiten, stellte die 
IG Bau fest. Einzig ihr Anliegen nach 
einer 24-monatigen Laufzeit wurde 
von Seiten der IG BAU wegen feh¬ 
lender Abschlussgrundlage zurück¬ 
gewiesen. 

Da an diesem Tag keine Annähe¬ 
rung zu verzeichnen war, haben sich 
die Tarifvertragsparteien auf den 
26. Juni vertagt. 

Film über kurdische 
Gewerkschafterin 

Ein neuer Dokumentarfilm schildert 
das Schicksal der kurdischen Ge¬ 
werkschafterin Sakine Yilmaz, die 
2016 aus der Türkei flüchtete und 
nun als Asylbewerberin in Köln lebt. 
Koproduziert wurde der Film von 
der Gewerkschaft GEW und der Bil¬ 
dungsinternationalen (BI). 

Von 2011 bis 2014 war Yilmaz 
Frauensekretärin bei der Bildungsge¬ 
werkschaft Egitim-Sen, anschließend 
Generalsekretärin. Zuvor arbeitete 
sie als Lehrerin in Izmir und Adiy- 
aman. Die Kurdin engagierte sich vor 
allem für eine bessere Bildung von 
Mädchen und muttersprachlichen 
Unterricht kurdischer Schülerinnen 
und Schüler. Aktuell lebt Y?imaz in 
Köln, hat Asyl beantragt und tourt 
mit ihrer Geschichte durch Deutsch¬ 
land, um noch mehr Aufmerksamkeit 
für die Verletzung von Menschen- 
und gewerkschaftlichen Rechten in 
der Türkei zu erzielen. 


Arbeiter zu vergiften bleibt straffrei 

PCB-Envio-Prozess endet erwartungsgemäß mit Justizskandal 
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Wir bieten Spezialiösungen 
im Umweltsektor 



Virtueller Umweltschutz: Die Homepage der Envio AG 


A m 4. April hat das Landgericht 
Dortmund wieder einmal be¬ 
stätigt, dass sich die herrschen¬ 
de Klasse auf die Justiz verlassen kann. 
Im Envio-Prozess gegen zwei Manager 
des Entsorgers aus Dortmund wurde 
das Verfahren ohne Anerkennung einer 
Rechtsschuld eingestellt. Sie zahlen le¬ 
diglich 80 000 Euro an 21 Nebenkläger. 
Der Richter drängte auf eine Beendi¬ 
gung des Prozesses. Die Staatsanwalt¬ 
schaft zog mit. 

Das Verhalten der Justiz ist bezeich¬ 
nend, wenn es um Nichteinhaltung von 
Arbeits- Gesundheits- und Umwelt¬ 
schutz durch Unternehmen geht. En¬ 
vio konnte über Jahre schalten und wal¬ 
ten, weil Politik und Aufsichtsbehörden 
nicht handelten. Über 50 Beschäftigte, 
darunter Leiharbeiter, wurden jahre¬ 
lang hochgiftigen Polychlorierten Bi¬ 
phenylen (PCB) und Dioxinen ausge¬ 
setzt. Als Lohn zahlte der „Entsorger“ 
am Dortmunder Hafen 7,50 Euro die 
Stunde. Bei der Demontage ausran¬ 
gierter Transformatoren und Konden¬ 
satoren aus Umspannwerken kamen 


die Arbeiter mit hochgiftigem PCB- 
Ö1 und -Trockenstaub in Kontakt. Im 
Blut der Betroffenen fand sich 25 000 
Mal mehr PCB als beim Durchschnitt 
der Bevölkerung. Bei rund 300 Bewoh¬ 
nern im Umfeld, darunter auch Kinder, 
entdeckten die Ärzte ebenfalls erhöh¬ 
te PCB-Blutwerte. Dies alles spielte 
für das Gericht im größten Umwelt¬ 
strafverfahren keine Rolle. Nicht mal 
Berufskleidung gab es für die Beschäf¬ 
tigten. Gearbeitet wurde in Privatklei¬ 
dung, die Zuhause gewaschen wurde. So 
kontaminierten sich ganze Familien mit 
den giftigen Stoffen. 

Fünf Jahre dauerte der Prozess. Auf 
Wunsch der Verteidiger der Angeklag¬ 
ten gab es jetzt eine Einstellung des 
Verfahrens. Musste die Staatsanwalt¬ 
schaft wegen des öffentlichen Drucks 
von Betroffenen und der Bewohner 
eines ganzen Stadtteils 2011 noch An¬ 
klage erheben, zeigte sich wenig spä¬ 
ter, wie lasch in Wirklichkeit wegen 
vielfacher Körperverletzung ermittelt 
wurde. Der ehemalige Geschäftsfüh¬ 
rer Dirk Neupert und sein Betriebslei¬ 


ter der mittlerweile insolventen Envio 
Recycling-GmbH & Co KG, konnten 
sich mit Unterstützung der Justiz wäh¬ 
rend des Prozesses immer mehr aus der 
Verantwortung stehlen. Hilfreich waren 
dabei die vom Gericht bestellten Gut¬ 
achter. Ein Essener Arbeitsmediziner 
sah keine Verbindung zwischen einer 
PCB-Kontaminierung und den Er¬ 
krankungen der Beschäftigten. Weite¬ 
re „Sachverständige“, unter anderem für 
die BASF tätig, fanden keine Zusam¬ 
menhänge zwischen der festgestellten 
PCB-Menge im Blut und den Arbeits¬ 
bedingungen. Sie bestritten auch ein er¬ 
höhtes Krebsrisiko durch die Umwelt¬ 
gifte. Dies könne, wenn überhaupt, erst 
in Jahrzehnten nachgewiesen werden. 
Ganz im Sinne der Verteidigung der 
Envio-Geschäftsführung lehnte das Ge¬ 
richt einen Gutachter der Nebenkläger 
ab. Der Mann sei befangen. Er habe auf 
einem Umweltkongress mit einem En¬ 
vio-Arbeiter an einer Diskussion teil¬ 
genommen. 

Der Justizskandal Envio wurde erst 
möglich durch Wegschauen der Poli¬ 


tik und deren Aufsichtsbehörden. SPD, 
CDU und Grüne im Landtag machten 
den Weg dazu frei. Sie sind es auch, die 
dazu beitragen, dass das System der 
Profitwirtschaft ein entscheidendes 
Hindernis bei der Lösung aller Umwelt¬ 
fragen bleibt. Beim PCB-Umweltskan¬ 
dal wurden Hinweise und Beschwerden 
von Beschäftigten, die über kriminelle 
Machenschaften detailliert berichte¬ 
ten, ignoriert. Schon 2008 ist die Stadt 
Dortmund über die nicht ordnungsge¬ 
mäße Entsorgung der PCB verseuchten 
Transformatoren und deren Belastun¬ 
gen für Mensch und Umwelt informiert 
worden. Untätigkeit wird auch der Be¬ 
zirksregierung Arnsberg zur Last ge¬ 
legt. Gegen sie wurde 2010 Strafanzeige 
gestellt. Ermittelt wurde für kurze Zeit 
gegen verantwortliche Mitarbeiter der 
Bezirksregierung. Doch dann verlief al¬ 
les im Sande. Anlass könnten Kontak¬ 
te zwischen dem Justizministerium und 
der Staatsanwaltschaft zur Einstellung 
des Verfahrens gegen die Bezirksregie¬ 
rung Arnsberg gewesen sein. 

Herbert Schedlbauer 


Leben und arbeiten auf Abruf 

Flexibilität beeinträchtigt Familienleben und Gesundheit 


Nach Schätzungen des Deutschen In¬ 
stituts für Wirtschaftsforschung DIW 
arbeiten in Deutschland rund fünf Pro¬ 
zent aller Beschäftigten auf Abruf. Das 
sind etwa 1,5 Millionen Menschen und 
damit zum Beispiel deutlich mehr als 
diejenigen, die als Leih- oder Zeitarbei¬ 
ter malochen müssen. Besonders hoch 
ist die Quote in kleinen Betrieben, in 
Branchen wie dem Einzelhandel, der 
Gastronomie, bei den Minijobbern und 
immer mehr auch im Bereich Gesund¬ 
heit und Pflege. 

KAPOVAZ, die „Kapazitätsori¬ 
entierte variable Arbeitszeit“, ist das 
Gegenteil einer Alternative, um Er¬ 
werbstätigkeit und private Lebensge¬ 
staltung besser zu vereinbaren und ein 
existenzsicherndes Auskommen zu er¬ 
möglichen. Arbeit auf Abruf ist die auf 
die Spitze getriebene Form der atypi¬ 
schen und prekären Beschäftigung. Da¬ 
bei wird zur Profitmaximierung das un¬ 
ternehmerische Risiko voll auf die mies 
bezahlten Beschäftigten abgewälzt. 

Für 1,5 Millionen Menschen ist 
„Arbeit auf Abruf“ Lebenswirklich¬ 
keit. Sie können daher ihren Alltag und 
ihre Zukunft kaum planen, Familienle¬ 
ben und Gesundheit leiden unter der 
extremen Flexibilität. Während in an¬ 
deren Ländern solche Praktiken verbo¬ 
ten sind, sind sie in Deutschland durch 
das Teilzeitgesetz gedeckt. 

In der Regel funktioniert das so: 
Die Beschäftigten haben einen Ver¬ 


trag, der ihnen ein Minimum an Stun¬ 
den zusichert, zum Beispiel 40 Stunden 
im Monat. Tatsächlich werden sie aller¬ 
dings oft deutlich länger eingesetzt - 
auf „freiwilliger“ Basis. Wann sie ar¬ 
beiten, wieviel sie arbeiten und wieviel 
Geld sie am Ende des Monats tatsäch¬ 
lich verdient haben werden, wissen die 
Beschäftigten vorher nicht. Das macht 
sowohl die zeitliche als auch die finan¬ 
zielle Planung schwierig bis unmöglich, 
und das unternehmerische Risiko wird 
auf die Beschäftigten abgewälzt. Lau¬ 
fen die Geschäfte gut, ist auch das Ein¬ 
kommen gut. Bei Flaute, wenn wenig zu 
tun ist, haben die Abrufarbeiter Pech 
gehabt. Dennoch können sie sich kei¬ 
nen Zweitjob suchen, da sie jederzeit 
damit rechnen müssen, per Telefon zum 


Arbeitsplatz 1 kommandiert zu wer¬ 
den. Über das Vorliegen des Bedarfs¬ 
falls entscheidet allein der Arbeitgeber. 

Der §12 des Teilzeit- und Befris¬ 
tungsgesetzes (TzBfG) bietet den Be¬ 
trieben und Unternehmen die Grund¬ 
lage für diese moderne, extrem aus¬ 
beuterische Tagleöhnerei. Darin heißt 
es: „Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
können vereinbaren, dass der Arbeit¬ 
nehmer seine Arbeitsleistung entspre¬ 
chend dem Arbeitsanfall zu erbrin¬ 
gen hat (Arbeit auf Abruf).“ Im WSI- 
Report vom November 2014 (neuere 
Zahlen liegen mir nicht vor, M. D.) wird 
festgestellt, dass damals schon acht 
Prozent der Betriebe in Deutschland 
Arbeit auf Abruf nutzten. Die „Welt 
am Sonntag“ meldete Ende 2016, dass 
bei der Spielzeug¬ 
kette Toys R Us 
90 Prozent der 
Angestellten mit 
flexiblen Teilzeit¬ 
verträgen ausge¬ 
stattet seien. Eine 
Studie des Insti¬ 
tuts für Arbeits¬ 
markt- und Be¬ 
rufsforschung 
(IAB) aus dem 
Jahr 2015 stell¬ 
te fest, dass jeder 
zehnte unbefris¬ 
tet Beschäftigte 
auf Abruf arbeite. 


Alle Vorteile dieser Beschäfti¬ 
gungsform liegen einzig und allein bei 
den Betrieben und Unternehmen. Die 
damit ihre interne Flexibilität nahezu 
kostenlos steigern, Leerzeiten mini¬ 
mieren und Arbeitskosten erheblich 
reduzieren. Arbeit auf Abruf ist eine 
wirksame Umgehungsstrategie der Un¬ 
ternehmer angesichts der stärkeren Re¬ 
gulierung bei Leiharbeit und Werkver¬ 
trägen. Es ist daher zu erwarten, dass 
dieses „Beschäftigungsmodell“ weiter 
wuchern wird, falls es seitens der Ge¬ 
werkschaften und Politik nicht daran 
gehindert wird. 

Aus dem SPD-geführten Arbeitsmi¬ 
nisterium war unlängst laut „Stern“ zu 
vernehmen, Arbeit auf Abruf sei „eine 
zulässige arbeitsrechtliche Gestaltungs¬ 
form“. Anders sieht es Annelie Bunten- 
bach vom DGB-Bundesvorstand. Sie 
forderte jüngst, KAPOVAZ die gesetz¬ 
liche Grundlage zu entziehen und den 
§12 TzBfG zu streichen: „Ohne eine 
ausreichende Planbarkeit bei den Ar¬ 
beitszeiten wird die Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatleben, Kindern oder 
ehrenamtlicher Arbeit zur reinen Schi¬ 
märe.“ Arbeitszeiten müssen verlässlich 
planbar sein. 

Deshalb sollte , Arbeit auf Abruf - 
wie zum Beispiel auch in Österreich - 
untersagt werden. Dem ist nichts - au¬ 
ßer unserem Kampf dagegen - hinzu¬ 
zufügen! 

Manfred Dietenberger 


Muster: Abrufarbcit (KAPOVAZ) 


Gnmdmuster 

eines Tcilzcitarbcitsvcrhaltnisscs mit einem Articitnchmer über Arbeit auf Abruf der 
Arbeitsleistung durch den Arbeitgeber, ohne tarifliche Bindung-Abrufarbeitsverhältnis 
(KAPOVAZ-k;ij>a/ttatsoriciitierte variable Arbeitszeit auf der Grundlage von § 12 TzBfG; bis 
31.12.2000: §4 BeschFG:| 

Zwischen 


(Arbeitgeber) 

und 


(Arbeitnehmer) 

wird ein Tcilzcitarbcitsvcrhältnis mit dem Recht zum Abmf der Arbeitsleistung durch den 
Arbeitgeber mit den nachfolgenden Vertragsbedingungen abgeschlossen: 


§ 1 Aufgaben und Beginn des Arbeitsverhältnisses 

Der Arbeitnehmer übernimmt mit Wirkung v om... als Abrufarbcitnchmcr die Tätigkeit 

eines__................. 

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, auch andere zumutbare, gleichwertige und glcichbczahltc 
Arbeiten zu übernehmen 
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Stahlkocher planen 
Großdemonstration 

Betriebsräte rufen zum Protest gegen Arbeitsplatzvernichtung auf 



Im Thyssen Krupp Werk in Duisburg 


D er Betriebsrat vonThyssenKrupp 
hat zu einer Großdemonstration 
am 3. Mai in Duisburg aufgeru- 
fen. Am darauffolgenden Tag ist eine 
Sitzung des Aufsichtsrats der europä¬ 
ischen ThyssenKrupp-Stahlsparte ge¬ 
plant. Zu der Kundgebung werden rund 
10 000 Teilnehmer erwartet. Mit meh¬ 
reren Aktionen hatten die Stahlarbeiter 
bereits in den vergangenen Tagen gegen 
die Pläne des Unternehmens protes¬ 
tiert. In dem von den Abbauplänen be¬ 
sonders betroffenen Werk in Duisburg- 
Hüttenheim war es in der letzten Wo¬ 
che wieder zu einer Unterbrechung der 
Produktion gekommen, nachdem sich 
rund 200 Mitarbeiter zu einer Informa¬ 
tionsveranstaltung versammelt hatten. 

Der Industriekonzern Thyssen- 
Krupp hat „Einsparungen“ in Höhe 
von 850 Mio. Euro in den nächsten drei 
Jahren und die Schließung von Teilan¬ 
lagen angekündigt. Nach Angaben des 
Betriebsrats sollen die Anlagen zur Ver¬ 
arbeitung von Grobblech in Duisburg- 
Hüttenheim und Bochum bereits kurz¬ 
fristig vor der Schließung stehen. 

Unruhe gibt es auch Mülheim an 
der Ruhr. Das US-Handelsministeri- 
um hat entschieden, dass jeder künf¬ 
tige Export des Stahlblech-Herstellers 
MGB mit einem Strafzoll belegt werde. 
Künftig sollen Exporte aus Mülheim in 
die USA mit einem Zuschlag von 22,9 
Prozent bestraft werden. Angeblich 
hätte das der Salzgitter AG gehörende 
Werk den Vorwurf des Preisdumpings 
nicht widerlegen können. Der deutsche 
Konzern kontert damit, dass die US- 
Behörde Berechnungsgrundlagen der 
Welthandelsorganisation WTO miss¬ 
achtet und deshalb zu völlig haltlosen 
Vorwürfen kommt. Ob dieser Streit auf 
dem Rücken der Beschäftigten ausge¬ 
tragen wird, ist noch unklar. Auf jeden 
Fall orientieren sowohl der Betriebsrat 
wie auch der Vertrauensleutekörper 
nicht nur darauf, wachsam zu sein, wel¬ 
che Pläne die Konzernleitung ausbrü¬ 
tet, sondern auch auf die Demonstrati¬ 
on in Duisburg. 

Verständlich, dass die Unruhe in 
den Stahl-Belegschaften, besonders bei 
ThyssenKrupp groß ist. Nach einem an¬ 
gekündigten Sparprogramm, wozu auch 
noch unklare Fusionspläne mit Tata 
oder Salzgitter gehören, befürchten 
die Beschäftigten massive Einschnitte. 
Möglicherweise könnten mehrere tau¬ 
send Arbeitsplätze in Gefahr sein, sagte 
der Betriebsrats Vorsitzende des Werks 
in Duisburg-Hüttenheim, Werner von 
Häfen, letzte Woche nach einer Sitzung 
der Stahl-Betriebsräte in Essen. Neben 


In der Stadt Brandenburg hat sich ein 
Solidaritätskreis gegründet, der die Be¬ 
triebsleitung des Klinikums Branden¬ 
burg auffordert, „ihre Bestrebungen 
auf Ausschluss des Vorsitzenden aus 
dem Betriebsrat endlich aufzugeben, 
das dahin zielende arbeitsgerichtliche 
Verfahren sofort durch Antragsrück¬ 
nahme zu beenden und unsere Stadt 
durch eine Rückkehr zur gesetzlichen 
Pflicht einer vertrauensvollen Zusam¬ 
menarbeit mit dem Betriebsrat vor wei¬ 
terem Ansehensverlust des Klinikums 
zu bewahren.“ Für diese Forderungen 
will der Solidaritätskreis werben und 
in der Öffentlichkeit Unterschriften 
sammeln. 

Seit über einem Jahrzehnt ist Re- 
nato Steinbrink Vorsitzender des Be¬ 
triebsrates im Klinikum Brandenburg. 
In dieser Zeit hat er sich erfolgreich 
für die Interessen der mehr als 1 000 
Beschäftigten des Krankenhauses ein¬ 
gesetzt. Unter seinem Vorsitz gelang 
es dem Betriebsrat gegen den Wider¬ 
stand der Geschäftsführung, die Ar¬ 
beitsbedingungen der Belegschaft 
zu verbessern: Beim Einspringen aus 


dem bereits geplanten Abbau von rund 
300 Stellen in dem Duisburger Grob¬ 
blechwerk fürchte die Belegschaft al¬ 
lein in dem Duisburger Stahlwerk die 
Streichung von weiteren 600 bis 700 
Jobs. 

Die Stahlindustrie ist besonders 
anfällig für die zyklischen Krisen des 
Kapitalismus. Mit der Behauptung, 
ein positives Wachstum der deutschen 
Stahlproduktion sei nicht zu erwarten, 
verordnen die Stahlbarone ihren Be¬ 
trieben einen Abbau von Kapazitäten. 

Zur Begründung muss dann zum 
wiederholten Male der wachsende Im¬ 
port von Rohstahl aus der VR China 
herhalten, obwohl die Zahlen z.B. vom 
RWI (Leibniz-Institut für Wirtschafts¬ 
forschung) das überhaupt nicht herge¬ 
ben. Weltweit wurde in 2016 eine Ge¬ 
samtproduktionsmenge von 1 629 Mio. 
Tonnen Rohstahl notiert, die VR China 
ist daran mit rund 808 Mio. Tonnen be¬ 
teiligt, in der Bundesrepublik wurden 
rund 42 Mio. Tonnen hergestellt. Der al¬ 
lermeiste chinesische Rohstahl wird im 
eigenen Land genutzt, die Importmen¬ 
gen machen lediglich fünf Prozent der 
Marktversorgung aus. Das sind etwa 
80 Mio. Tonnen. Die weltweiten Über¬ 
kapazitäten werden auf 30 bis 40 Mio. 
Tonnen geschätzt. Die verquere Stand¬ 
ortdebatte, die leider auch von man¬ 
chem Gewerkschafter und Betriebsrat 


dem Frei, bei den Umkleidezeiten, bei 
der Schichtplangestaltung und bei der 
Begrenzung von Überstunden. Dabei 
lassen der Betriebsrat und er sich da¬ 
von leiten, dass es einen deutlichen Zu¬ 
sammenhang zwischen den Leistungen 
des Klinikums in Quantität und Quali¬ 
tät sowie den Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter gibt. So erwarb sich Re- 
nato Steinbrink das Vertrauen des Be¬ 
triebsrates und der Belegschaft. 

Nach Einschätzung des Solidari- 
tätskreises steht Renato Steinbrink 
deshalb seit Jahren „im Mittelpunkt 
eines von der Geschäftsführung gegen 
ihn betriebenen Mobbings, dessen Ziel 
es ist, die Aktivitäten des Betriebsra¬ 
tes einzuschränken, seine Forderun¬ 
gen im Wege von Schlichtungsverfah¬ 
ren und arbeitsgerichtlichen Ausein¬ 
andersetzungen abzuwehren und ihn 
möglichst mundtot zu machen. Allein 
im Zeitraum von 2011 bis 2015 setzte 
die Geschäftsführung dafür 1,12 Mio. 
Euro ein. 

Es ist offenkundig, dass der Be¬ 
triebsratsvorsitzende der Geschäfts¬ 


unterstützt wird, ist also für die Proble¬ 
me dieser Industrie ungeeignet. 

Die nächste Kuh, die ständig übers 
Eis geführt wird, ist die nach den EU- 
Umweltauflagen, die nach Ansicht der 
Stahlbosse unter keinen Umständen 
noch verschärft werden dürfen, son¬ 
dern im Gegenteil zurückgenommen 
werden sollten. Am liebsten hätten sie 
die Kompensation ihrer Stromrechnun¬ 


führung ein Dorn im Auge ist und 
ihrem Bestreben im Wege steht, das 
Städtische Klinikum Brandenburg 
als ein Zentrum unseres kommuna¬ 
len Gesundheitswesens auf einen auf 
Profiterzielung ausgerichteten Sektor 
einer Gesundheitswirtschaft herunter¬ 
zubrechen.“ 

Der Solidaritätskreis kritisiert, dass 
die Geschäftsführung dabei „von der 
Oberbürgermeisterin und Aufsichts¬ 
ratsvorsitzenden aktiv unterstützt“ 
wird. Erst kürzlich ließ sie über die 
Presse erklären: „Der Bereich der 
Gesundheitswirtschaft muss sich noch 
weiter entwickeln zu einem Sektor, aus 
dem eine eigene Wertschöpfung ent¬ 
steht (MAZ vom 10. März 2017).“ 

„Auf Kosten der Belegschaft?“ 
fragt der Solidaritätskreis und stellt 
fest: „Weil indes die bisherigen Bemü¬ 
hungen nicht ausreichten, sich des un¬ 
bequemen Betriebsratsvorsitzenden zu 
entledigen, geht die Geschäftsführung 
nunmehr auf persönlicher Ebene ge¬ 
gen Renato Steinbrink vor, diffamiert 
ihn und andere Betriebsratsmitglieder 
durch gezielte rechtswidrige Preisga¬ 


gen nicht nur bis 2020, sondern weit da¬ 
rüber hinaus. Die in ihren Augen viel zu 
hohen Löhne im internationalen Ver¬ 
gleich müssen ebenfalls herhalten, da¬ 
bei wird die enorm hohe Produktivität 
in der deutschen Stahlindustrie gerne 
unterschlagen. Mit 495 Tonnen pro Be¬ 
schäftigtem im Jahr ist diese ein inter¬ 
nationaler Spitzenwert. Herbert Becker 


be persönlicher Interna an Stadtver¬ 
ordnete und verlangt jetzt unter kons¬ 
truierten und völlig haltlosen Begrün¬ 
dungen in einem arbeitsgerichtlichen 
Verfahren seinen Ausschluss aus dem 
Betriebsrat.“ 

Um ihrer Forderung Nachdruck zu 
verleihen, konstituierte sich am 4. Ap¬ 
ril der Solidaritätskreis für Renato 
Steinbrink. Ziel ist es, dem Betroffe¬ 
nen durch eine solidarische Unterstüt¬ 
zung Mut zu machen, die ihm aufge¬ 
zwungene Auseinandersetzung durch¬ 
zustehen. Die Initiatoren sehen sich 
angesichts dessen aufgerufen, von der 
Geschäftsführung die sofortige Rück¬ 
nahme ihres Antrages auf Ausschluss 
des Vorsitzenden aus dem Betriebsrat 
zu fordern. Getragen wird der Solida¬ 
ritätskreis von Gewerkschaftern und 
politisch Aktiven aus linken Parteien, 
darunter Monika Beutel vom DGB- 
Kreisverband und Lutz Krakau (Par¬ 
tei „Die Linke“). Mit der Funktion als 
Sprecher bzw. stellvertretende Spre¬ 
cherin wurden Werner Becker (DKP) 
und Heidi Hauffe (Partei „Die Linke“) 
betraut. Werner Sarbok 


Manteltarif für 
Entsorgungsgeschäft 

Die vier regionalen Entsorgungsge¬ 
sellschaften der Veolia Umweltser¬ 
vice Unternehmensgruppe haben 
mit ver.di einen Manteltarifvertrag 
abgeschlossen. Im Veolia Konzern, 
der die Entsorgungsunternehmen 
2008 übernommen hatte, entsteht 
durch diesen Haustarifvertrag eine 
einheitliche Regelung der Arbeits¬ 
und Beschäftigungsbedingungen für 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 
ter. So werden darin Standards für 
Arbeitszeit und Zuschläge, Urlaub 
und Freistellung, Jahressonderzah¬ 
lung und Jubiläumsleistungen sowie 
sonstige Sozialleistungen geschaffen. 
Von dem Manteltarifvertrag profi¬ 
tieren bundesweit rund 4 500 Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Die Tarifbindung in der privaten 
Entsorgungswirtschaft ist seit Jahren 
rückläufig. Ursache hierfür ist der 
starke, über die Lohnkosten ausge¬ 
tragene Wettbewerb in der Branche. 

Einigung bei der 
Deutschen Bank 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) hat sich mit der 
Deutschen Bank auf Regelungen 
zur Arbeit am Samstag in den regi¬ 
onalen Beratungscentern geeinigt. 
Für die Beschäftigten konnten zum 
Ausgleich eine Verkürzung der Ar¬ 
beitszeit und Schutzregelungen aus¬ 
gehandelt werden. 

Die Vereinbarung sieht eine Ver¬ 
kürzung der wöchentlichen Arbeits¬ 
zeit auf bis zu 36 Stunden für Be¬ 
schäftigte vor, die an Samstagen ar¬ 
beiten. Darüber hinaus können sich 
Beschäftigte beim Vorliegen wich¬ 
tiger privater Gründe, wie zum Bei¬ 
spiel der Betreuung von Kindern, 
beruflichen Weiterbildungsmaßnah¬ 
men oder ehrenamtlichen Engage¬ 
ments von der Arbeit am Samstag 
befreien lassen. „Der Tarifabschluss 
macht deutlich, freie Wochenenden 
haben für uns einen hohen Stellen¬ 
wert und die Arbeit an Samstagen 
hat einen hohen Preis“, betont ver. 
di-Verhandlungsführer Jan Dusch¬ 
eck. 

Aus Sicht von ver.di bietet der 
Tarifabschluss der Deutschen Bank 
die Möglichkeit, ihr digitales Be¬ 
ratungsangebot an Samstagen bis 
Ende 2019 auszuprobieren und trägt 
gleichzeitig den berechtigten Inter¬ 
essen und privaten Verpflichtungen 
der Beschäftigten Rechnung. 

Der geltende ver.di-Tarifvertrag 
für die Bankenbranche lässt die Ar¬ 
beit an Samstagen nur in wenigen 
Ausnahmefällen zu. Daher war hier 
eine spezielle tarifliche Regelung 
notwendig. 

Erfolg bei Esprit 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) begrüßt die 
Zusage der Geschäftsführung der 
Textileinzelhandelskette Esprit, ei¬ 
nen Anerkennungstarifvertrag zu 
unterzeichnen. Das hat das Unter¬ 
nehmen gegenüber ver.di schriftlich 
erklärt. „Es zeigt sich, dass sich Ein¬ 
satz- und Kampfbereitschaft für Ta¬ 
rifverträge, die gute Arbeitsbedin¬ 
gungen und sichere Einkommen 
gewährleisten, lohnen“, sagte ver.di- 
Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. Den Haustarifver¬ 
trag hatte das Unternehmen Ende 

2016 mit Wirkung zum 31. März 

2017 gekündigt. 

In der Folge hatte ver.di gemein¬ 
sam mit Aktiven und Beschäftig¬ 
ten betriebliche Aktionen bis hin 
zu Streiks geplant, um einen Tarif¬ 
vertrag zu erreichen, der die Ein¬ 
kommen und Arbeitsbedingungen 
sicherstellt. 

Ein Anerkennungstarifvertrag 
bedeutet, dass künftig auch bei Es¬ 
prit Löhne, Gehälter und Ausbil¬ 
dungsvergütungen auf dem Niveau 
der regionalen Flächentarifverträge 
für den Einzelhandel gelten werden. 
Darüber hinaus kommen die in den 
Manteltarifverträgen vereinbarten 
vorteilhaften Regelungen etwa zu 
Arbeitszeiten, Zuschlägen, Sonder¬ 
zahlungen, Urlaubsdauer und Al¬ 
tersvorsorge zur Anwendung. 


An Betriebsrat und Vertrauenskörper¬ 
leitung derTKSE 

Mannesmannstr. 101,47 259 Duisburg, 
Hüttenheim 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, 
mit großer Bestürzung habe ich die 
rigorosen Kahlschlagpläne des Thys- 
sen-Krupp-Konzerns zur Kenntnis ge¬ 
nommen. Die Bekanntgabe von mehr 
als 400 Entlassungen im Grobblech¬ 
werk ist ein schwerer Schlag für die 
Betroffenen und ihre Familien. Es ist 
aber auch Ausdruck einer menschen¬ 
verachtenden Politik seitens der Kon¬ 
zernspitze, die dem Streben nach 
Höchstgewinnen absoluten Vorrang 
einräumt und sich über Schicksale 
zahlreicher Arbeiterinnen und Arbei¬ 
ter eiskalt hinwegsetzt. Die Ankün¬ 
digung des Betriebsratsvorsitzenden 
Werner von Häfen nach massivem Wi¬ 



derstand gegen geplante Massenent¬ 
lassungen ist sehr zu begrüßen und 
findet meine volle Solidarität. 

Shabnam Shariatpanahi 
Kandidatin der DKP Duisburg 
zu den NRW-Landtagswahlen 


Klinikum Brandenburg mobbt Betriebsrat 

Solidaritätskreis für Renato Steinbrink startet Unterschriftenaktion 








4 Freitag, 21. April 2017 


Politik 


unsere zeit m 


Von der Leyen 
baut aus und vor 

Ministerium mit weitreichenden Plänen Geld auszugeben 



«län'e"' 


Bundestaaswahl 


Warum ich für die DKP zum 
Bundestag kandidiere 


Kornelia Lopau ist Rentnerin und von 
Beruf Stadtplanerin. Sie kandidiert auf 
Platz 1 der DKP-Landesliste in Baden- 
Württemberg. 

„Es wird Zeit, dass der Antikapita¬ 
lismus wieder eine Stimme bekommt 
in diesem Land, denn der Kapitalismus 
wird immer verheerender. Die Alterna¬ 
tive zum Kapital ist sozial, nicht rechts¬ 
radikal. Jede Stimme für die DKP ist 
eine Stimme für den Klassenkampf von 
unten, den wir so dringend brauchen - 
gegen den Klassenkampf von oben, der 
ständig aggressiver wird. Der Kapitalis¬ 
mus darf nicht das Ende der Geschich¬ 
te sein. 

Der Kampf für den Frieden hat für 
die DKP dabei oberste Priorität. Bert 
Brecht schrieb vor 65 Jahren: Denn der 
Menschheit drohen Kriege, gegen wel¬ 
che die vergangenen wie armselige Ver¬ 
suche sind ... Der Frieden ist tatsäch¬ 
lich bedroht wie nie zuvor seit 1990. Es 
geht um die Neuaufteilung der Welt. 
Die Konfrontation mit der Atommacht 
Russland wird weiter vorangetrieben, 
verstärkt jetzt auch von unserem Land 


Paul Rodermund ist 27 Jahre und 
Doktorand der Neuro Wissenschaften. 
Er wohnt in Tübingen, und kandidiert 
auf dem Listenplatz 2 der DKP Baden- 
Württemberg. 

„Politisch geprägt haben mich die De¬ 
monstrationen gegen den Irak-Krieg, 
der G8-Gipfel in Heiligendamm und 
die Bildungsstreikbewegung. Wäh¬ 
rend meiner Schulzeit in Essen habe 
ich mich als Schülerinnensprecher u.a. 
gegen die Wiedereinführung der Kopf¬ 
noten und für eine Schule für alle ein¬ 
gesetzt. 2013 bis 2016 war ich Bundes¬ 
vorsitzender der SDAJ, seit 2015 bin ich 
im Parteivorstand der DKP. 

Als mein Vermieter uns vor zwei Jah¬ 
ren vor die Tür gesetzt hat, habe ich 
erlebt, wie kompliziert es ist, in Tübin- 


aus. Das birgt die Gefahr eines dritten 
Weltkriegs in sich - und das wäre das 
Ende von uns allen! Nach der Wahl von 
Trump in den USA wird mit der Pose 
der wahren Demokraten von deut¬ 
schen Politikern sogar die Atombom¬ 
be gefordert. 

In diesem System geht es um Macht 
und immer mehr Macht für die Groß¬ 
banken und Konzerne, die auch mit mi¬ 
litärischen Mitteln durchgesetzt wird. 

„Der Kapitalismus trägt den Krieg 
in sich wie die Wolke den Regen“ sagte 
der französische Sozialist Jean Jaures 
bereits vor 1914. Clara Zetkin bezeich- 
nete die kapitalistische Ordnung vor 
über 100 Jahren als „die große Men¬ 
schenfresserin“. 

Viele Menschen ahnen die wach¬ 
sende Kriegsgefahr. Die Mehrheit ist 
auch immer noch gegen Auslandsein¬ 
sätze der Bundeswehr, trotz massiver 
Werbung der Bundeswehr. Aber das 
reicht nicht. Wir müssen den Friedens¬ 
kampf mit der sozialen Frage verbin¬ 
den. 

Das geplante riesige Aufrüstungs¬ 
programm der Bundeswehr von 130 
Mrd. Euro wird nicht ohne weiteren 
rigorosen Sozialabbau auf Kosten des 
Gesundheitswesens, der Bildungsein¬ 
richtungen, des sozialen Wohnungs¬ 
baus usw. zu realisieren sein. 

Der Rüstungshaushalt soll in zehn 
Jahren quasi verdoppelt werden. Wir 
sehen unsere Aufgabe darin, den Men¬ 
schen zu erklären, wer für die wach¬ 
sende Armut in unserem Land verant¬ 
wortlich ist. Und wir brauchen wieder 
eine starke Friedensbewegung, die den 
Herrschenden in unserem Land einen 
Strich durch die Rechnung macht, 
wenn sie „die globale Ordnung mit¬ 
gestalten“ und international ,Führung 
übernehmen 4 wollen, wie es im neuen 
,Weißbuch 4 der Bundeswehr steht 44 

gen bezahlbaren Wohnraum zu finden. 
Aus diesem Anlass habe ich das Tü¬ 
binger Bündnis gegen Wohnungsnot 
mitgegründet, das sich mit öffentlich¬ 
keitswirksamen Aktionen für bezahl¬ 
baren Wohnraum einsetzt. Ich bin der 
Überzeugung, dass wir die Konkurrenz 
auf dem Wohnungsmarkt langfristig 
nur durchbrechen können, wenn wir 
uns von der Idee verabschieden, dass 
Wohnraum eine Ware sein muss die 
den Immobilieneigentümern Profite 
bringen sollen. Deshalb steht die DKP 
auch für eine klare antikapitalistische 
Alternative. 

Mit meiner Kandidatur möchte ich 
insbesondere junge Menschen davon 
überzeugen, dass wirkliche Verände¬ 
rungen in dieser Gesellschaft nicht 
über ein Kreuzchen beim kleineren 
Übel zu haben sind, sondern indem 
man den Weg des Widerstands gegen 
die Bundesregierung, die Banken und 
Konzerne und ihren Sozialkahlschlag 
wählt. 

Sicher knacken wir diesmal nicht die 
5-Prozent-Hürde, aber eine klare Hal¬ 
tung gegen Krieg und Kapitalismus 
wird ja auch nicht von selbst stärker. 
Unsere Kandidatur zur Bundestags¬ 
wahl scheint mir umso wichtiger, wo die 
Linkspartei die Forderung nach Aus¬ 
tritt aus der NATO für verhandelbar 
erklärt, Auslandseinsätze der Bundes¬ 
wehr keine rote Haltelinie mehr sind 
und Katja Kipping meint, dass es für 
einen grundlegenden Politikwechsel 
eine starke SPD brauche.“ 


O b Planung, Projektierung oder 
Beschaffung, egal wo und wo¬ 
bei, das Bundesverteidigungs- 
Ministerium ist jederzeit in der Lage, 
dabei in einen ordentlichen Skan¬ 
dal zu geraten. Wem fällt nicht bei 
dem Transportflugzeug A400M, beim 
Sturmgewehr G36 oder bei oder Eu- 
roHawk-Drohne auf, dass keine dieser 
Anschaffungen ohne eine handfeste 
Fehlplanung abliefen. 

Die neueste Idee der Ministerin 
sind nun externe Berater aus den all¬ 
seits beliebt und berüchtigten Firmen, 
als da wären Ernest & Young, Price- 
WaterHouse Coppers oder KPMG. 
Rund 100 Millionen will die Dame in 
die Hand nehmen, um künftigen Ima¬ 
geschäden für ihr Haus zu begegnen. 
Von Interessenkonflikten will man 
nichts wissen, obwohl gerade diese 
Firmen gerne und ausgiebig die Rüs¬ 
tungsindustrie beraten und nur wer völ¬ 
lig blauäugig ist, glaubt der Beteuerung, 
die Berater arbeiteten ja nur auf Zeit 
und ausschließlich unterstützend. 

Die genannte Summe, die für solch 
ein Netzwerk (vielleicht auch für Seil¬ 
schaften) genannt wird, ist gewürfelt 
und wird nie und nimmer ausreichend 
sein. Allein zwischen KPMG Deutsch¬ 
land und Airbus/EDAS flössen mehr 
als 50 Millionen Euro für Beratung und 
Testierung im Zusammenhang mit dem 
Drohnenprojekt Triton, dass dabei dem 
Ministerium genau diese Mörderwaf¬ 
fe empfohlen wurde, ist einleuchtend 
bei solchen Zahlungen. Auch personell 
gibt es Verbindungen, gleich mehrere 
Top-Manager wechselten in den ver¬ 
gangenen Jahren von KPMG in die 
Rüstungsindustrie oder umgekehrt. 
Solche Projekte, wie die oben genann¬ 
ten und in nächster Zukunft anstehen¬ 
den, werden mit diesen läppischen 100 
Millionen nicht realisiert werden. Ursu¬ 
la von der Leyen will schließlich rund 


Herbei geredete Szenarien 

Während sich Antifaschisten in Köln 
und weit darüber hinaus darauf vor¬ 
bereiten, am 22. April dem Bundes¬ 
parteitag der völkisch-rassistischen 
AfD zehntausendfachen Protest ent¬ 
gegenzusetzen, macht Kölns Polizei¬ 
präsident Jürgen Mathies, dem Ambi¬ 
tionen auf den Posten des Innenmi¬ 
nisters nachgesagt werden - falls die 
CDU die Landtagswahl gewinnt - mo¬ 
bil: 

Fast täglich phantasieren er und 
seine Behörde über „linksextremisti¬ 
sche Ausschreitungen“ und tun alles 
dafür, über die Innenstadt am kom¬ 
menden Samstag den Belagerungs¬ 
zustand zu verhängen. Zweck der 
Übung: Der Parteitag im Maritim- 
Hotel soll auf Biegen und Brechen 
durchgesetzt werden, obwohl fast alle 
gesellschaftlich relevanten Gruppen 
ihn als Provokation empfinden und 
protestieren wollen. 


130 Milliarden zusätzlich für ihren Etat 
bekommen, da wollen sich doch die Be¬ 
ratungsunternehmen ein gutes Stück 
vom Kuchen abschneiden. 

Cyber-War ist der 
Krieg der Zukunft 

Mit solch martialischen Sprüchen wird 
an anderer Stelle aufgerüstet. An der 
Hochschule der Bundeswehr in Mün¬ 
chen wird eine neue „Zentrale Stelle 
für Informationstechnik im Sicher¬ 
heitsbereich“ eingerichtet, in der ers¬ 
ten Planung sind 120 Stellen in Aus¬ 
sicht gestellt. Man ist der Meinung, 
dass bevor in einem Konflikt der erste 
Schuss fällt, die Waffen- und Radar¬ 
systeme, die Kommunikationsmittel 
und auch die Energieversorgung des 
Gegners lahm zu legen sind. Um die 
eigenen Strukturen effizient und aktiv 
zu schützen, muss sowohl der Charak¬ 
ter des Angriffs als auch die Identifi¬ 
zierung des Angreifers rechtzeitig er¬ 
kannt werden. 

Über die finanzielle Größenord¬ 
nung hüllt man sich noch in Schweigen, 
aber das Ganze wird nicht ohne einen 
dreistelligen Millionenbetrag pro Jahr 
zu machen sein. 

Es ist also eine reine Verteidigungs¬ 
maßnahme, denn die Bundesrepublik 
wird halt an vielen Schauplätzen dieser 
Welt angegriffen, sei es in Afghanistan, 
in Mali, auf hoher See and so on. Die 
Universität der Bundeswehr München 
ist bei der Cyber-Defence führend tä¬ 
tig, viele Bedrohungen werden laut 
Ministerien noch immer unterschätzt. 
Solche und ähnliche Sprüche und dar¬ 
auf aufbauende Szenarien dienen dazu, 
die weitere Hoch- und Aufrüstung aller 
Dienste zu begründen, das Ministerium 
des Herrn de Maiziere ist auch dabei, 
denn schließ- und endlich steht der ei¬ 
gentliche Feind im eigenen Land, die 
fortschrittlichen und demokratischen 


Das Urheberrecht an der Tataren¬ 
meldung von den „gewaltbereiten Au¬ 
tonomen“ aber hat nicht der Polizeiprä¬ 
sident, die Gerüchte wurden von Kölns 
SPD-Chef Jochen Ott bereits vor Wo¬ 
chen in die Welt gesetzt. Ott begrün¬ 
dete diese mit seiner Erfindung, das 
Bündnis „Köln stellt sich quer“, in dem 
Gewerkschaften, katholische und evan¬ 
gelische Kirche, SPD, Grüne, Links¬ 
partei, Lesben- und Schwulengruppen, 
VVN-BdA und viele andere Gruppen 
und Einzelpersonen tätig sind, wolle 
nicht mit dem linken Bündnis „Köln 
gegen Rechts“ zusammenarbeiteten. 
Dieses Bündnis, in dem Jugendorgani¬ 
sationen wie Linksjugend [Solid], die 
SDAJ Köln und die SJD Die Falken 
mitwirken, soll in die linksextremisti¬ 
sche und gewaltbereite Ecke gedrängt 
werden. 

In Wirklichkeit geht es der Kölner 
SPD offenbar um den Versuch, mit al- 


Kräfte, die es gilt zu überwachen und 
falls nötig und gewünscht lahmzulegen. 

Einzelfälle oder Korpsgeist? 

Ulla Jelpke, innenpolitische Spreche¬ 
rin der Linksfraktion, richtete eine 
Anfrage an das Bundesverteidungs- 
Ministerium zum Thema rechtsex¬ 
tremer Straftaten in der Bundeswehr. 
Die Antwort überrascht nicht: Waren 
es im Jahr 2016 laut dem MAD (Mi¬ 
litärischer Abschirmdienst) insgesamt 
230 Verdachtsfälle, so sind es in diesem 
Jahr bereits jetzt 275 solcher Vorfälle. 
Da diese rechtsextremistischen bis hin 
zu faschistischen Vergehen oftmals 
nicht nur von einer Person begangen 
werden, muss man die Zahl daran Be¬ 
teiligter deutlich höher ansetzen. 

Es sind also nicht, wie verharmlo¬ 
send dargestellt, einige Einzelfälle, son¬ 
dern eine Entwicklung, die durch das 
unverantwortliche Gerede vom größe¬ 
ren und aktiveren Einsatz der Republik 
zur Mitgestaltung der Weltpolitik, wo¬ 
durch frühere Träume vom „deutschen 
Wesen, an dem die Welt genesen soll“, 
wieder Auftrieb finden. Gleichzeitig 
findet der Wunsch nach Abschottung, 
nach sicheren Grenzen, nach Abwehr 
und Abschiebung von Geflohenen aus 
Kriegsgebieten, an denen auch diese 
Bundeswehr ihren Anteil hat, Nahrung 
in der Truppe, die sich im alten Korps¬ 
geist findet. Die Ministerin zeigt sich, 
wenn ein Vorfall öffentlich wird und be¬ 
sonders ekelhaft ist, pflichtgemäß em¬ 
pört und verspricht rasches Handeln, 
in den meisten Fällen gibt es Geldstra¬ 
fen, solche Soldaten haben weiterhin 
Zugang zu Waffen. Dem ideologischen 
Gebräu, was dort wabert und dem die 
praktische Politik der Regierung nichts 
entgegensetzt, werden die Zutaten 
nicht genommen, es wird also eher noch 
giftiger. 

Frank Schumacher 


mobil 


len Mitteln Landtagswahlkampf zu 
betreiben - was vielen anderen Bünd¬ 
nispartnern verständlicherweise sauer 
aufstößt. Der „Erfolg“: Das Verwal¬ 
tungsgericht muss entscheiden, welches 
Bündnis welchen Kundgebungsplatz 
nutzen darf. Lachender Dritter ist die 
AfD, die sich über die Spaltung ihrer 
Gegner freut. 

Aus antifaschistischer Sicht ist es 
jetzt die wichtigste Aufgabe, die Protes¬ 
te in Köln zu einem Erfolg zu machen. 
Egal ob bei den angekündigten Blocka¬ 
den am frühen Morgen des 22. April, 
bei den angekündigten Demonstratio¬ 
nen um 11.00 und um 13.00 Uhr oder 
bei den Kundgebungen: Zehntausen¬ 
de werden sich nicht spalten lassen und 
gemeinsam, solidarisch und friedlich 
ihren Protest gegen die Rassist(inn)en 
auf die Straßen und Plätze Kölns tra¬ 
gen. 

Peter Trinogga 


SPD-Obere und Polizei machen 




Spielt auch international gerne die Erste Geige, hier im Gespräch mit indischen Offizieren 
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Preis-Leistungs-Verhältnis 
der Parteien 


Staat und Kapital lassen sich die Parteienfinanzierung etwas kosten 


D ie Parteien des Bundestages ha¬ 
ben das Parteienfinanzierungs¬ 
gesetz beschlossen. Ausgefertigt 
wurde es vor 50 Jahren am 24. Juni 1967. 
Seitdem funktioniert es trotz mancher 
Irritationen wie ein Selbstbedienungsla¬ 
den, in dem die Parteien mit Unterstüt¬ 
zung des Bundestagspräsidenten locker 
in die Kasse greifen können. Es lohnt 
sich zunehmend. 2016 gab es 159,25 
Millionen Euro, für 2017 wurde der Be¬ 
trag auf 160,52 Millionen erhöht. Davon 
bekam die SPD 50,78 Millionen Euro, 
die CDU 49,5 Millionen Euro. Der Zu¬ 
spruch, den die Wähler den Parteien ge¬ 
ben, ist die Berechnungsgrundlage. 

Für die kommende Bundestagswahl 
sollten die Wähler daran denken, dass 
sie mit ihrer Stimme die reichen Partei¬ 
en noch reicher machen. Die Große Ko¬ 
alition sahnt praktisch rund zwei Drittel 
(100,28 Mio Euro) der Gesamtsumme 
von 160,52 Mio Euro ab. Es handelt sich 
dabei um die Parteien, die dafür sorgen, 
dass durch ihre Gesetzgebung die Rei¬ 
chen im Lande noch reicher und die Ar¬ 
men gleichzeitig immer ärmer werden. 

Der Kapitalismus lässt sich seine 
Existenzsicherung schon etwas kosten, 
denn die Mitglieder des Bundestages 
werden für ihre Arbeit nicht aus der 
Parteienfinanzierung bezahlt. Sie be¬ 
kommen Diäten. Die Abgeordneten 
hatten 2014 beschlossen, ihre Einkünf¬ 
te an den sogenannten Nominallohn¬ 
index zu koppeln, also an die durch¬ 
schnittliche Entwicklung der Brutto¬ 
monatsverdienste der Beschäftigten. 
Ab Juli dieses Jahres bekommen sie 
monatlich 9542 Euro, das sind rund 200 
Euro mehr als bisher. Diese automati¬ 
sche Anpassung hat den Vorteil, dass 
es keine „Lohnverhandlung“ geben 
muss und die Diätenerhöhung daher 


stillschweigend und weitgehend ohne 
Transparenz am Bürger vorbei über die 
Bühne gezogen werden kann. 

Geregelt ist in diesem Selbstbedie¬ 
nungsladen auch die Bezahlung der 
ausgeschiedenen Bundestagsabgeord¬ 
neten. Wer ein Jahr im Bundestag saß, 
der bekommt dafür, wenn er 67 Jahre 
alt wird, 239 Euro Pension. Dieser Be¬ 
trag steigt bis zu 6441 Euro im Monat 
für 27 Jahre Arbeit als Gesetzgeber. 
Das finden die allermeisten Abgeord¬ 
neten angemessen. Für Bundeskanzle¬ 
rin Angela Merkel (CDU) und Vize¬ 
kanzler Sigmar Gabriel (SPD) vermut¬ 
lich „nachvollziehbar“, denn ein Teil 
der Diäten fließt zurück in die Partei¬ 
kassen. Allein mit dem Credo, dass die 
Unabhängigkeit der Abgeordneten fi¬ 
nanziell abgesichert werden müsse, las¬ 
sen sich diese Beträge nicht erklären. 

Die großen Parteien finanzieren sich 
zu 25-30 Prozent aus ihren Mitgliedsbei¬ 
trägen, zu 10-15 Prozent aus den „Man¬ 
datsträgerabführungen“ und zu rund 50 
Prozent aus staatlichen Mitteln, beson¬ 
ders also Wahlkampfkostenerstattun¬ 
gen. Jahresberichte der Parteien weisen 
dies aus, ihre Haushalte bewegen sich 
zwischen 155 bis 165 Mio Euro pro Jahr. 

Neben der „Staatsknete“ gibt es 
schließlich noch Spenden aus der 
Wirtschaft und „Nebeneinkünfte“ der 
Abgeordneten. Die sind aber nicht 
unbedingt auf Euro und Cent einseh¬ 
bar. Bei der CDU tauchten Millionen 
„unbekannter Herkunft“ (Angela Mer¬ 
kel) auf. Der ehemalige Bundeskanzler 
Helmut Kohl (CDU) weigerte sich, die 
Namen der Spender zu nennen. Kohl 
verlor sein Ansehen als CDU-Ehren- 
vorsitzender, Wolfgang Schäuble verlor 
den Job als CDU-Vorsitzender. Franz- 
Josef Jung (CDU) verlor seinen Pos¬ 


ten. Jetzt soll er übrigens Aufsichtsrat 
bei Rheinmetall werden. Spenden und 
Honorierungen laufen bisweilen knapp 
außerhalb der Legalität. 

Um Klarheit in die Beziehung zwi¬ 
schen Spendern und Lobbyisten einer¬ 
seits und Abgeordneten andererseits zu 
bringen, hat die Initiative Abgeordne- 
tenwatch ein Lobbyregister gefordert. 
Mehr als 200 000 Unterschriften wur¬ 
den bisher dafür gesammelt. Hinter¬ 
grund: 1000 Lobbyisten haben bisher 
einen Bundestagshausausweis von den 
Fraktionen bekommen. Aber die Liste 
der Ausweisinhaber wird nicht veröf¬ 
fentlicht. Und vor der Bundestagswahl 
am 24. September läuft für eine ent¬ 
sprechende Gesetzgebung schon mal 
gar nichts. Da gibt es die Behauptung, 
dass die Regierungsparteien ohnehin 
das machen was sie wollen - und das 
ist insgesamt zum Vorteil des Kapitals. 
Widersprüchlich nur, dass genau diese 
Parteien mehrheitlich gewählt werden. 

Wenn der Staat auf diese Weise die 
finanziellen Interessen der Konzerne 
vertritt, dann zeigen sich die Unter¬ 
nehmen umgekehrt natürlich auch er¬ 
kenntlich. Passend zu Weihnachten letz¬ 
ten Jahres berichtete die FAZ, dass die 
CDU durch zehn Großspenden 925 000 
Euro bekam. Auf dem zweiten Platz 
landeten nach Angaben der FAZ - die 
Grünen. Mit 710 000 Euro. Der größte 
Teil (300 000 Euro) ging, so noch ein¬ 
mal die FAZ, „auf zwei Überweisun¬ 
gen des Anlageberaters Jochen Wer- 
muth zurück.“ Der hat zwei Vorbilder: 
den baden-württembergischen Minis¬ 
terpräsidenten Winfried Kretschmann 
und den österreichischen neoliberalen 
Nationalökonomen Friedrich August 
von Hayek. 

Uwe Koopmann 



Große Scheine, beliebt auch bei der Geldwäsche, wird es bald nicht mehr geben 


Jahrhundertealte Praxis: Kirchenasyl 

Vom Umgang mit Geflohenen 


In Bayern laufen sich Staatsanwalt¬ 
schaften heiß: Aktuell laufen 19 Er¬ 
mittlungsverfahren gegen Geistliche, 
deren Gemeinden Kirchenasyl gewäh¬ 
ren. Diese jahrhundertealte Schutz¬ 
praxis von Kirchengemeinden soll 
Fliehenden und Geflüchteten helfen, 
Gewaltandrohungen, Abschiebungen 
und Verfolgungen nicht mehr nur zu 
erleiden, sondern wirksam zu entgeg¬ 
nen. 

Zur Zeit sind rund 530 Personen in ca. 
315 verschiedenen Gemeinden unter 
diesem Schutz. 

Das die Pfarrer als Verantwortliche ih¬ 
rer Gemeinden nun mit dem Vorwurf 
der „Beihilfe zum unerlaubten Aufent¬ 
halt“ konfrontiert werden, ist auf jeden 
Fall eine massive Einschüchterung und 
eine Drohung mit strafrechtlichen Kon¬ 
sequenzen. Die Ökumenische Bundes¬ 


arbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche 
weist darauf hin, dass 2015 staatlicher- 
seits die grundsätzliche Akzeptanz des 
Kirchenasyls bekräftigt wurde, umso 
unverständlicher dieses Vorgehen in 
Bayern. 

„Ich habe kein Verständnis für die 
Kriminalisierung von Menschen, die 
gewaltfrei dafür eintreten, Menschen¬ 
rechte zu achten und Leben zu schüt¬ 
zen“, sagt Dietlind Jochims, Vorstands¬ 
vorsitzende der BAG. „Kirchenasyl ist 
eine Tradition, die unseren Rechtsstaat 
stärkt und nicht von ihm verfolgt wer¬ 
den sollte.“ 

Bayerns Justizminister Winfried Baus¬ 
back (CSU) erklärte zwar vollmundig, 
die christliche Tradition und Praxis 
nicht in Frage zu stellen, eine Weisung 
an die Staatsanwaltschaften ist bisher 
aber unterblieben. Dazu passen die ak¬ 


tuellen Zahlen des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge: Die Zahl 
der noch nicht entschiedenen Anträge 
liegt immer noch bei 278 000, abgelehnt 
wurden allein im März über 30 000 An¬ 
träge und über 13 000 Anträge wurden 
nach dem Dublin-Verfahren (zwangs¬ 
weise Rückführung in das erste EU- 
Land, in das Flüchtlinge kamen) aus 
den Aktenstapeln entfernt. 

Welches Schicksal den abgelehnten 
oder rückgeführten Menschen droht, 
kann sich jeder vorstellen, die gesamte 
Praxis im Umgang mit den Geflohenen 
ist weder mit den in Bayern so belieb¬ 
ten christlichen Werten noch mit unse¬ 
rem Grundgesetz zu vereinbaren. Kir¬ 
chenasyl ist lobenswert, kann aber die 
politische Forderung nach menschen¬ 
würdigem Verhalten nicht ersetzen. 

Frank Schumacher 


Ausrufezeichen 

Ostermarsch bunt und thematisch vielfältig 


Peter Brandt (DGB) für den Oster¬ 
marsch Wedel am 15. April 2017 
Der DGB und Einzelgewerkschaften ver¬ 
stehen sich als Teil der Friedensbewegung. 
Umso mehr müssen wir uns über die der¬ 
zeitige Aufrüstungswelle in Deutschland 
und Europa große Sorgen machen. Es 
vergehen kaum Tage, an denen wir nicht 
mit neuen Weiterentwicklungen von Waf¬ 
fensystemen und mit immer neuen mili¬ 
tärischen Strategien konfrontiert werden. 

Man will Kriege möglichst schnell 
gewinnbar machen. Für jede Waffe, 
jede Rakete, jeden Cyberangriff und 
jede mögliche gegnerische militärische 
Taktik sollen Gegenwaffen und militä¬ 
rische Antworten gefunden und produ¬ 
ziert werden. 

Was sind die Gründe für diesen Auf¬ 
rüstungswahnsinn ? 

Er wird gebraucht zur Ausbeutung 
grundlegender Ressourcen, für rendite¬ 
trächtige Investitionen und zum Ausbau 
von Absatz- und Arbeitskräftemärkten, 
von Handelsrouten zur militärischen 
Unterstützung gefügiger Regierungen 
oder zur Beseitigung unliebsamer Re¬ 
gierungen, aber auch zur Eindämmung 
und Abschottung von mit aus gelösten 
Flüchtlings strömen und dieser ganze 
Wahn- und Irrsinn gipfelt in den Rüs¬ 
tungsexporten, die höchst profitabel für 
die heimische Rüstungsproduktion sind. 

Olaf Harms (ver.di) für den Oster¬ 
marsch Hamburg am 17. April 2017 
Angst macht es mir, wenn die Bundes¬ 
republik auch in Sachen Rüstungspro¬ 
duktion und Rüstungsexport einen Platz 
unter den ersten drei Ländern dieser 
Welt erreicht hat. Ich kann es verstehen, 
wenn Menschen, die in die schmutzigen 
Waffenläufe aus deutscher Fabrikation 
schauen, um ihr Leben fürchten und flie¬ 
hen. Diesen Geflüchteten gilt unsere vol¬ 
le Solidarität. Und sie haben in der Tat 
ein Recht, hier in diesem Land zu blei¬ 
ben, mindestens bis die Herstellung von 
Waffen und deren Export beendet ist. 

Es könnte hoffnungslos machen, 
wenn ich mir die Wahlerfolge der 
Rechtspopulisten in diesem Land ansehe. 
Mit ihrer Demagogie versuchen sie, uns 
gegeneinander auszuspielen. Nach ihrer 
Auffassung sind es die vor Krieg und 
Elend geflüchteten Menschen, die schuld 
daran sind, dass es zu wenig Arbeit oder 
zu wenig Wohnraum gibt. Beschäftigt 
man sich genauer mit ihren programma¬ 
tischen Aussagen, so kann festgehalten 
werden: Sie sind gegen eine Vermögens¬ 
steuer, aber auch gegen zu strenge Re¬ 
gularien im Bereich des Mindestlohnes. 
Sie halten die Sozialversicherungssyste¬ 
me und deren paritätische Finanzierung 
durch Beschäftigte und Unternehmer für 
unsinnig, wollen, dass allein die Beschäf¬ 
tigten für ihre Rente im Alter sorgen. Sie 
vertreten ein Weltbild, indem sie sich auf 
die abendländische Kultur beziehen, und 
damit aber zum Ausdruck bringen, dass 
Menschen mit anderem als den christli¬ 
chen Glauben hier nichts verloren haben. 
Sie halten die Zusammenarbeit zwischen 
Gewerkschaften und Interessenvertre¬ 
tungen für schädlich, weil der Unterneh¬ 
mer dann nicht mehr allein entscheiden 
könne. Diesem Rechtspopulismus müs¬ 
sen wir in den Arm fallen. 

Ulrich Sander (VVN-BdA) für den Os¬ 
termarsch Ruhr in Gelsenkirchen am 
16. April 2017 

Wir befinden uns in der Zeit des Wahl¬ 
kampfes zum Landtag in Düsseldorf. 
Das Schweigen über die Tatsache, dass 
NRW zum hauptsächlichen Aufmarsch¬ 
gebiet für sehr aktuell drohende Kriege 
gemacht wird, ist im Wahlkampf und da¬ 
rüber hinaus zu brechen. 

Auch in NRW, in Kalkar und Uedem 
am Niederrhein werden die Cyber- und 
Drohnenkriege geplant. Eine neue Teil¬ 
streitkraft soll es ermöglichen, Kriege zu 
führen und zu gewinnen - so ein ehe¬ 
malige Nato-Kommandeur aus USA, 
Breedlove. 

Kalkar ist ein gefährlicher Ort. Aber 
auch die anderen militärischen Ein¬ 
richtungen in NRW, so die in Münster 
und Dülmen. Von Münster sind tausend 
deutsche Soldaten und Soldaten ande¬ 
rer NATO-Staaten unter deutscher Füh¬ 



Ostermarsch in Düsseldorf 


rung nach Litauen geschickt worden, 
ran an die russische Grenze. Wir sagen: 
Wir wollen keine Strukturen des Krieges. 
Die NATO-Einrichtungen in Nordrhein- 
Westfalen sind zu beseitigen. Dafür soll¬ 
ten sich die Landtagsabgeordneten ein- 
setzen. Wir regen an, sich in der Arbeit 
für den Frieden an unserer Landesver¬ 
fassung zu orientieren. Artikel 7 der Lan¬ 
desverfassung verlangt die Erziehung 
„zur Völkergemeinschaft und zur Frie¬ 
densgesinnung “ Deshalb: Der Koope¬ 
rationsvertrag der Landesregierung mit 
der Bundeswehr muss gekündigt werden. 
Die Bundeswehr soll auch nicht in Hoch¬ 
schulen, Schulen, Arbeitsagenturen, Aus¬ 
bildungsmessen und Jobcentern werben 
dürfen. Forschung an Hochschulen zu 
Rüstungszwecken ist zu verbieten, Zivil¬ 
klauseln an allen Bildungseinrichtungen 
sind verbindlich einzuführen. 

Wiltrud Rösch-Metzler (Pax Chris¬ 
ti) für den Ostermarsch Erlangen am 
15. April 2017 

Die Nato-Staaten möchten 2 Prozent ih¬ 
res jeweiligen Bruttoinlandsprodukts für 
Militär ausgeben. Auch die Bundesregie¬ 
rung kauft wieder mehr Panzer, Hub¬ 
schrauber und Kriegsschiffe und erhöht 
sogar das Bundeswehr-Personal. Um 10 
Prozent ist der Rüstungshaushalt 2016 
im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. Bis 
2030 will die Verteidigungsministerin Ur¬ 
sula von der Leyen zusätzliche 130 Mil¬ 
liarden Euro in die Ausrüstung der Bun¬ 
deswehr investieren. Will die Bundesre¬ 
gierung tatsächlich die NATO-Vorgabe 
von 2 Prozent erfüllen, würde das eine 
Steigerung um 23 Milliarden auf 60 Mil¬ 
liarden Euro bedeuten. Dieses Jahr im 
Wahlkampf haben wir die Chance, die 
Parteien noch von diesem Vorhaben 
abzubringen. Fordern wir von ihnen, 
Schritte zur Abrüstung. 

Über das Miteinander Reden. Kon¬ 
flikte zivil, nicht-militärisch zu bearbei¬ 
ten und zu lösen, zu verhandeln, ist ein 
mühsames politisches Geschäft. Es ver¬ 
langt Ausdauer, Selbstlosigkeit, Respekt 
vor dem Anderen. Diplomaten und Politi¬ 
kerinnen erhalten dafür oftmals zu wenig 
Anerkennung. Deutsche Verantwortung in 
der Welt heißt nach zwei Weltkriegen und 
dem Verbrechen des Holocaust, Verant¬ 
wortung zu übernehmen für zivile Kon¬ 
fliktlösungen innerhalb des UN-Rahmens, 
die Organisation für Sicherheit und Zu¬ 
sammenarbeit in Europa zu stärken und 
innerhalb der europäischen Union für ein 
gerechtes, offenes und soziales Europa zu 
arbeiten. Wir begrüßen Abkommen wie 
das Iran-Atom-Abkommen und das Waf¬ 
fenstillstandsabkommen von Minsk zwi¬ 
schen Russland und der Ukraine. 

Und wir protestieren, wenn sich die 
Bundesregierung vernünftigen Abrüs¬ 
tungsgesprächen verweigert, wie es bei 
den Anfang April in New York statt¬ 
gefundenen Verhandlungen über ein 
Atomwaffenverbot der Fall war. 

Wir können uns auch der Forderung 
des Papstes nach Kriegsprävention an¬ 
schließen. Papst Franziskus fordert: 
„ Von Seiten der Politik ist eine größere 
Aufmerksamkeit nötig, um Situationen, 
die neue Konflikte verursachen können, 
zuvorzukommen und sie zu lösen.“ 

Siehe auch Seite i mit den Erklärungen der 
Friedensbündnisse und Seite 8 mit Bildern 
(mehr Bilder aufwww.unsere-zeit.de) 
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Neuwahlen in 
Großbritannien 

Die britische Premierministerin The¬ 
resa May hat für den 8. Juni Neuwah¬ 
len angekündigt. Der Labour-Chef 
und Kandidat für das Amt des Pre¬ 
mierministers Jeremy Corbyn be¬ 
grüßte die Entscheidung Mays, die 
dem britischen Volk die Möglichkeit 
gebe für eine Regierung zu stimmen, 
die das Interesse der Mehrheit an die 
erste Stelle setzt. 

Die Labour-Partei bereitet sich 
auf vorgezogene Neuwahlen vor seit 
May das Amt der Premierministerin 
übernommen hat. Rechte Kritiker 
und Gegner Corbyns innerhalb der 
Partei sagen allerdings eine deutliche 
Niederlage unter seiner Führung vo¬ 
raus. 

Duda begrüßt 
NATO-Soldaten 

Polens Präsident Andrzej Duda hat 
kurz vor dem Beginn des Osterfestes 
das multinationale NATO-Bataillon 
zur „Stärkung der Ostflanke“ will¬ 
kommen geheißen. Es sei ein „histo¬ 
rischer Moment für Polen“, sagte das 
Staatsoberhaupt bei den Feierlich¬ 
keiten auf dem Truppenübungsplatz 
Orysz in den nordostpolnischen Ma¬ 
suren. „Darauf haben Generationen 
Polen seit Ende des Zweiten Welt¬ 
kriegs gewartet, die davon geträumt 
haben, dass wir politisch wieder Mit¬ 
glied des gerechten, solidarischen, 
demokratischen und wirklich freien 
Westens werden“, jubelte Duda vor 
Soldaten aus den USA, Britannien, 
Rumänien und Polen. 

Beim Warschauer NATO-Gipfel 
im vergangenen Juli war beschlos¬ 
sen worden, mehrere tausend Solda¬ 
ten nach Polen und in die baltischen 
Staaten Litauen, Estland und Lett¬ 
land zu schicken. 

Frankreich vor der Wahl 

Gut eine Woche vor der Präsidenten¬ 
wahl in Frankreich ist fast ein Drittel 
der Wähler noch unentschlossen. 32 
Prozent der Franzosen, die zur Wahl 
gehen wollen, hätten sich noch nicht 
für einen Kandidaten entschieden, 
teilte das Institut „Odoxa“ letzte 
Woche mit. Normalerweise liege der 
Wert der Unentschlossenen so kurz 
vor der Wahl bei etwa 25 Prozent. 

Die Franzosen wählen ihren neu¬ 
en Staatschef in zwei Runden am 
23. April und am 7. Mai. In einer am 
Freitag veröffentlichten Studie von 
„Ipsos-Sopra Steria“ für die Tages¬ 
zeitung „Le Monde“ kamen Macron 
und Le Pen auf jeweils 22 Prozent. 
Der linke Kandidat der „France in- 
soumise“, Jean-Luc Melenchon, der 
in den vergangenen Wochen deutlich 
aufgeholt hat, lag bei 20 Prozent, der 
Konservative Frangois Fillon bei 19 
Prozent. Laut der Umfrage von „Ip¬ 
sos-Sopra Steria“ haben nur 66 Pro¬ 
zent der Franzosen die Absicht, im 
ersten Wahlgang zur Abstimmung 
zu gehen. 

Kein fairer Wahlkampf 

Sechs Parteien in Luxemburg Unter¬ 
zeichneten vergangene Woche ein 
„Abkommen für einen fairen Wahl¬ 
kampf“. Die Kommunistische Partei 
Luxemburgs (KPL) Unterzeichne¬ 
te das Abkommen nicht, das ihrer 
Auffassung nach nur den Eindruck 
vermitteln solle, es stehe ein „fai¬ 
rer“ Wahlkampf bevor. Im Okto¬ 
ber 2017 stehen Kommunalwahlen 
in Luxemburg an. 

Die KPL bezeichnet das Ab¬ 
kommen als „Irreführung der Öf¬ 
fentlichkeit“. „Wieso sollte man von 
einem Wahlkampf sagen er sei fair, 
wenn die einen Parteien für den 
Wahlkampf über sehr große Geld¬ 
beträge verfügen, die KPL aber auf 
Spenden und Beiträge ihrer Mit¬ 
glieder angewiesen ist“, so die KPL. 
Aus diesem Grund werde die KPL 
gar nicht in der Lage sein, auf groß¬ 
flächige Werbungen oder bezahlte 
Anzeigen im Radio, Fernsehen und 
Internet-B ereich zurückzugreifen, 
sondern auf ihre Mitglieder bauen, 
die „freiwillig und ohne Bezahlung 
Flugzettel und Zeitungen verteilen 
und Plakate kleben werden“, wie die 
KPL mitteilte. 


Trump setzt auf Regime-Change 

US-Angriff auf syrische Basis verschärft den Konflikt mit Russland 



US-Außenminister RexTillerson und der russische Außenminister Sergei Lawrow vor ihrem Treffen in Moskau 


N ach dem Angriff der USA auf 
eine syrische Luftwaffenba¬ 
sis bei Homs hat die russische 
Föderation angekündigt, ihre Luft¬ 
abwehr in Syrien zu stärken, auch die 
syrische Luftabwehr werde gestärkt. 
Ein Angriff auf russische Einheiten 
werde auf keinen Fall hingenommen 
werden. 

Tage nach dem Angriff führte der 
US-Außenminister Tillerson Gespräche 
mit seinem russischen Kollegen in Mos¬ 
kau und traf Präsident Putin. Trotz ei¬ 
niger verbaler Entspannung sprach Til¬ 
lerson nur das offensichtliche aus, als er 
meinte, die Beziehungen zwischen den 
beiden Ländern seien auf einem Tief¬ 
punkt. Russland, Iran und Syrien ver¬ 
stärken mittlerweile ihre Zusammen¬ 
arbeit. Auf einem Treffen in Moskau 
warnten die Außenminister der drei 
Länder vor den Konsequenzen weite¬ 
rer völkerrechtswidriger Angriffe auf 
Syrien. Sie hätten schwere Konsequen¬ 
zen nicht nur für die regionale, sondern 
für die globale Sicherheit. 

Zum Vorwand der Angriffe auf die 
Luftabwehrbasis, dem angeblichen An¬ 
griff der syrischen Luftwaffe mit chemi¬ 
schen Kampfstoffen auf Idlib, erklärte 
die Sprecherin des russischen Außenmi¬ 
nisteriums: „Die USA hatten eine Un¬ 
tersuchung der Basis und der angeblich 
beteiligten Flugzeuge verlangt - und 
dann zerstören sie die Basis, die sie an¬ 
geblich untersuchen wollen.“ Dagegen 
fordert das russische Außenministeri¬ 
um und die syrische Regierung eine un¬ 
abhängige Untersuchung der Vorwürfe 
vor Ort durch Fachleute aus verschiede¬ 
nen Ländern. 

Der Angriff der USA auf die syri¬ 
sche Luftwaffe in Homs hat besondere 
Bedeutung, weil US-Präsident Trump 
damit eines seiner zentralen Wahlver¬ 
sprechen aufgekündigt hat. Die Regie¬ 
rung der USA sucht keineswegs eine 
engere Zusammenarbeit mit Russland 
im Kampf gegen den IS. Dieser Angriff 
ist aber kein Einzelfall, er reiht sich ein 
in eine lange Liste von anderen Akti¬ 
onen. Dazu gehört die systematische 
Zerstörung der syrischen Infrastruktur, 
ein „versehentlicher“ Angriff auf eine 
syrische Armeeeinheit bei Deir Ezzor 
mit Hundert Toten, wiederkehrende 
israelische Luftangriffe und vor allem 
der systematische - und erfolgreiche - 


Versuch, immer mehr US-Soldaten in 
den Gebieten unter kurdischer Kontrol¬ 
le im Norden Syriens einzusetzen. Dies 
alles dient der Schwächung und Desta¬ 
bilisierung der syrischen Regierung und 
Armee. Dauerhafte und entscheidende 
Erfolge der syrischen Armee sollen da¬ 
mit verhindert werden, die USA haben 
kein Problem damit, den Krieg zu per- 
petuieren. 

„Al-Qaida auf unserer Seite“, 
schrieb ein Mitarbeiter des US-Außen¬ 
ministeriums schon 2012. Und der be¬ 
kannte Kolumnist der New York Times 
Thomas Friedman fragt, warum die 
USA den IS eigentlich bekämpfen sol¬ 


len. Vielmehr sollten sie den IS das Pro¬ 
blem Russlands, des Iran, der syrischen 
Armee und der Hisbollah sein lassen. 
Sie würden dadurch entscheidend ge¬ 
schwächt werden. 

Der syrische Präsident wurde zu 
dem Vorfall in Idlib und seinen Kon¬ 
sequenzen von einem Journalisten der 
AFP befragt. Assad betonte, dass die 
syrische (und die russische) Regierung 
bei diesem und ähnlichen Angriffen in 
der Vergangenheit immer wieder eine 
unabhängige Untersuchung gefordert 
hätten. Er wies darauf hin, dass der 
Vorfall in einem Gebiet stattgefunden 
habe, dem die syrische Regierung zur¬ 


zeit keine strategische Bedeutung zu¬ 
messe. Und alle Berichte über diesen 
Vorfall kämen von Al-Qaida, die das 
Gebiet kontrolliere. 

Die Wendungen der US-Politik ka¬ 
men für die syrische Regierung nicht 
überraschend. Assad betonte im Inter¬ 
view, dass er schon zuvor davor gewarnt 
habe, die Worte aus Washington allzu 
ernst zu nehmen. Es käme auf die Ta¬ 
ten der USA an. Der „Tiefe Staat“, der 
militärisch-industrielle Komplex verfol¬ 
ge seine eigenen Ziele. Nach einem kur¬ 
zen Zwischenspiel gemäßigter Rhetorik 
ist Regime-Change in Syrien wieder im 
Blickfeld der USA. Manfred Ziegler 


Im Takt der Kreditgeber 

Rentnern und Jugendlichen in Griechenland geht die Luft aus 



Demonstration von Rentnern in Athen (04. April 2017) 


Der Kapitalismus in Griechenland ist 
teuer. Im Jahr 2015 wurden ihm von 
der EU-Kommission, der Europäischen 
Zentralbank (EZB), dem Europäischen 
Rettungsschirm (ESM) und dem Inter¬ 
nationalen Währungsfonds ein drittes 
„Hilfsprogramm“ über 86 Milliarden 
Euro bis 2018 in Aussicht gestellt - 
wenn Griechenland sich der Melodie 
der Kreditgeber unterwirft. 

Das dürfte nicht leicht sein, denn die 
Schuldentilgung geht auf Knochen des 
Volkes. Es wird sich dabei erweisen, ob 
Ministerpräsident Alexis Tsipras (Syri- 
za) vor den Geldgebern weiterhin den 
Vortänzer macht. Bundesfinanzminis¬ 
ter Wolfgang Schäuble hat’s nicht so 
mit dem Sirtaki. Seine Taktvorgabe 
entspricht eher der Marschmusik: Ein¬ 
sparungen bis 2019 und 2020. Konkret: 
Die Renten werden bis 2019 noch ein¬ 
mal um ein Prozent gekürzt. Betroffen 
sind 700 000 Griechen im Ruhestand. 
Diese Einsparungen sollen dazu beitra¬ 
gen, dass im Juli 7,4 Milliarden Euro und 
im August noch einmal 1,4 Milliarden 
Euro an die Geldgeber gezahlt werden 
können. 

Dahinter stehen mehrere Konflikte. 
Schäuble will den IWF aus Washington 
mit im Boot haben. Der IWF fährt aber 
im Gegensatz zu Schäuble eine weiche 
Linie gegenüber Athen, denn er glaubt 
wohl kaum, dass Schäubles Würgeeisen 
den Griechen genug Luft zum Atmen 
lässt - nicht einmal den Kapitalisten. 


Doch am 24. September sind Bundes¬ 
tagswahlen und da will Schäuble noch 
einmal punkten und harte Kante zeigen. 
Punkten will auch Tsipras, der hat 2019 
Wahlen; er befindet sich allerdings - so 
die Umfragen - im freien Fall. 

Kein Wunder, denn an seiner Eini¬ 
gung mit den Geldgebern gibt es schar¬ 
fe Kritik. In Athen und in 61 weiteren 
Städten gab es Proteste. Nicht nur die 
Rentner sind wütend, sondern auch die 
Griechen, die noch Arbeitsplätze ha¬ 
ben. Widerstand kommt auch von den 
Schülerinnen und Schülern. Im Aufruf 
des Koordinierungskreises in Athen 
heißt es: „Wir kämpfen für die Lösung 


aller Probleme, mit denen wir und un¬ 
sere Eltern konfrontiert sind: die Män¬ 
gel in unseren Schulen, die Hürden, die 
uns für den Schulabschluss aufgestellt 
werden, die immer mehr ansteigenden 
Ausgaben unserer Eltern für die Steu¬ 
ern, die Sonderabgaben, für unsere 
Bildung. Wir setzen uns der SYRIZA- 
ANEL-Regierung entgegen, da sie den 
Verfall des Schulwesens mit dem Segen 
der Europäischen Union vorantreibt.“ 
Schon vorWochen machten griechi¬ 
sche Bauern mit Blockaden darauf auf¬ 
merksam, dass sie unter den Bedingun¬ 
gen der EU keine Zukunft haben, denn 
die Anbauflächen, die Produktion und 


der Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen konzentrieren sich immer 
mehr in den Händen der Nahrungsmit¬ 
telindustrie. Auf Unverständnis stoßen 
die Profit-Regeln, wenn in Griechen¬ 
land Tomaten aus den Niederlanden 
eingeflogen, werden, weil das billiger ist 
als sie mit dem Lastwagen vom Pele- 
ponnes nach Athen zu fahren, denn den 
Lkw muss der Fahrer mit teurem Sprit 
füttern. Außerdem benötigt er eine Li¬ 
zenz, und die kostet ebenfalls. 

Der Druck auf die kleinen Bauern 
ist groß. Die durchschnittliche Betriebs¬ 
größe beträgt 4,5 Hektar (in der EU: 
18,5 Hektar), in Deutschland mehr als 
50 Hektar. EU-Agrarfördermittel sind 
für die kleinen griechischen Bauern 
nicht zu erwarten. Die verbleibenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen wer¬ 
den stattdessen zunehmend zum Zu¬ 
fluchtsort junger perspektivloser Städ¬ 
ter, die glauben, auf dem Lande we¬ 
nigstens ihre Selbstversorgung sichern 
zu können. 

Zur Flucht vor Elend und Armut 
gibt es umgekehrt die Flucht in den 
versteckten Reichtum: Vor etwa einem 
Jahr wurde im Internet eine neue Liste 
von 13 730 Namen von Griechen veröf¬ 
fentlicht, die dem Staat jeweils mehr als 
150 000 Euro schulden. Die Summe ad¬ 
diert sich auf 83 Milliarden Euro. Aber 
die Schulden werden von der Syriza- 
ANEL-Regierung nicht eingetrieben. 

Uwe Koopmann 
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Putsch-Bilder zur Urlaubszeit 

ln Venezuela spitzt sich der Machtkampf zwischen Opposition und Regierung wieder zu 


G laubt man dem von internationa¬ 
len Fernsehsendern und bürger¬ 
lichen Zeitungen verbreiteten 
Bild, steht Venezuela am Rande eines 
Bürgerkrieges. Andere Bilder wider¬ 
sprechen jedoch diesem Eindruck, etwa 
die von überfüllten Stränden während 
der Ostertage. Nicht weniger als zehn 
Millionen Menschen - ein Drittel der 
Bevölkerung des südamerikanischen 
Landes - verreiste über die Ostertage - 
und machte Urlaub an den Stränden, in 
den Nationalparks, bei Verwandten, im 
Ausland. Sieht so ein Land aus, in dem 
die Regierung gerade die demokrati¬ 
schen Verhältnisse beseitigt? 

Im vergangenen Jahr ist Venezuelas 
Opposition mit dem Versuch geschei¬ 
tert, Staatschef Maduro durch ein Amts¬ 
enthebungsreferendum zu stürzen. Seit 
Mitte Januar 2017 hätte ein solches Re¬ 
ferendum keinen für die Opposition 
interessanten Effekt mehr. Am 10. Ja¬ 
nuar begannen die letzten zwei Jahre 
der Amtszeit Maduros - und die Ver¬ 
fassung legt fest, dass in diesem Zeit¬ 
raum im Falle einer Amtsenthebung 
der Vizepräsident die Amtsgeschäfte 
übernimmt. Tareck El Aissami ist der 
Opposition aber fast ebenso verhasst 
wie Maduro. 

Das von den rechten Parteien kon¬ 
trollierte Parlament führte deshalb am 
9. Januar eine Schmierenkomödie auf 
und erklärte, Maduro habe „sein Amt 
aufgegeben“, deshalb müsse es sofort 
Neuwahlen geben. Selbst Regierungs¬ 
gegner schüttelten über diesen Unsinn 
den Kopf. Zudem haben die Beschlüsse 
der Nationalversammlung bereits seit 
Mitte vergangenen Jahres keine juris¬ 
tische Bedeutung mehr, weil sich das 
Parlamentspräsidium über ein Urteil 
des Obersten Gerichtshofs (TSJ) hin¬ 
wegsetzt. Hintergrund ist eine Anfech¬ 
tung des Ergebnisses der Parlaments¬ 
wahl 2015 im Bundesstaat Amazonas. 
Die obersten Richter entschieden, 
dass die vier betroffenen Abgeordne¬ 
ten - drei der Opposition und einer 
der Regierungspartei PSUV - bis zum 


Abschluss des Verfahrens nicht an den 
Sitzungen des Parlaments teilnehmen 
dürften. Die drei Rechten ließen sich 
trotzdem vereidigen. Als Reaktion auf 
diese Missachtung des TSJ - der in 
seiner Funktion mit dem Bundesver¬ 
fassungsgericht vergleichbar ist - be¬ 
schlossen die obersten Richter, dass 
alle Beschlüsse des Parlaments ungültig 
sind, bis die drei suspendierten Abge¬ 
ordneten aus der Arbeit der Legislati¬ 
ve ausscheiden. Das gilt bis heute, auch 
weil eine endgültige Entscheidung über 
die Wahlanfechtung noch immer nicht 
getroffen wurden. 


Die Blockade der Legislative behin¬ 
dert auch die Regierung, denn das Par¬ 
lament muss etwa der Ernennung von 
Botschaftern oder wichtigen internati¬ 
onalen Handelsverträgen zustimmen. 
Um dieses Hindernis aus dem Weg zu 
räumen, beschlossen die Richter Ende 
März, dass sie selbst vorübergehend die 
der Legislative zustehenden Funktio¬ 
nen übernehmen. Der Schritt der Rich¬ 
ter war nur konsequent, denn schon im 


vergangenen Oktober hatten sie ange¬ 
sichts des Verhaltens der Nationalver¬ 
sammlung angeordnet, dass die Regie¬ 
rung den Entwurf des Staatshaushalts 
nicht den Abgeordneten, sondern dem 
Gerichtshof vorzulegen habe. 

Auf die Entscheidung der Rich¬ 
ter im März reagierte eine internati¬ 
onale Koalition aus rechten Parteien 
und Medienkonzernen allerdings mit 
einem Aufschrei. Die Richter hätten 
einen Staatsstreich vollzogen, Madu¬ 
ro habe einen „Selbstputsch“ durch¬ 
geführt. Kritik gab es jedoch auch aus 
dem eigenen Lager. Nachdem sich so¬ 


gar Generalstaatsanwältin Luisa Orte- 
ga Dfaz kritisch über die Entscheidung 
geäußert hatte, berief Maduro den Ver¬ 
teidigungsrat ein, in dem Vertreter al¬ 
ler Staatsgewalten vertreten sind. Dort 
einigte man sich darauf, den Obersten 
Gerichtshof zu bitten, die fragliche 
Entscheidung noch einmal zu über¬ 
denken. Das taten die Richter und an¬ 
nullierten die fraglichen Passagen ihres 
Urteils. 


Für die rechte Opposition war diese 
Uneinigkeit unter den verschiedenen 
Staatsgewalten das Signal, in die Of¬ 
fensive zu gehen. Nahezu täglich de¬ 
monstrieren seither Regierungsgegner 
in Caracas. Die Beteiligung liegt zu¬ 
meist bei wenigen tausend Menschen, 
auch wenn in westlichen Medien Phan¬ 
tasiezahlen gehandelt werden. So be¬ 
richtete die Deutsche Presseagentur 
am 8. April von „50 000 Demonstran¬ 
ten“, während die Konkurrenz von der 
französischen AFP nur 4 000 Teilneh¬ 
mer zählte. 

Die Oppositionellen versammeln 


sich normalerweise im Westen der 
Hauptstadt, wo die von ihnen domi¬ 
nierten Mittelschichtsviertel liegen. Die 
Verwaltung des Municipio Libertador, 
der den Innenstadtbereich von Caracas 
umfasst, genehmigt den Regierungsgeg¬ 
nern jedoch nicht, in das Zentrum der 
Metropole zu marschieren - eine Kon¬ 
sequenz, die aus früheren Erfahrungen 
mit Kundgebungen der Rechten gezo¬ 
gen wurde, bei denen Einrichtungen 



In Caracas griffen Oppositionelle gezielt Nationalgarde und Polizeikräfte an. 


Georges Hallermayer zu den Protesten gegen Jacob Zuma 

Das schwere Erbe 


Tina Sanders zum Gipfeltreffen in Hamburg 

C20 nicht 

demokratischer als G7 


Im Juli werden sich die Regierungs¬ 
chefs der 19 wirtschaftlich wichtigsten 
Staaten der Welt und die EU-Spitze 
zum G20-Gipfel in Hamburg treffen. 
Welche Themen dabei auf der Tages¬ 
ordnung stehen werden, spielt in den 
Medien und bei der Vorbereitung kaum 
eine Rolle. Das könnte auch daran lie¬ 
gen, dass die letzten G20-Gipfel keine 
Beschlüsse mehr gefasst haben, die für 
die Weltwirtschaft oder das Finanzsys¬ 
tem relevant wären. Wenn sie keine Re¬ 
levanz haben, warum mobilisieren dann 
die Globalisierungsgegner und linken 
Parteien dagegen? Könnten wir diese 
Treffen, dann nicht einfach ignorieren? 

Der Organisator des Marx-Engels- 
Zentrums Berlin, Andreas Wehr, meint 
(auf seiner Internetseite www.andreas- 
wehr.eu) sogar anhand von Positionen 
der Japanischen KP, dass die G20 eine 
Demokratisierung der globalen wirt¬ 
schaftlichen Beziehungen darstelle 
und damit einen gewissen Fortschritt. 
Richtig, die G20 sind ein Eingeständ¬ 
nis der G7 an den Rest der Welt, dass 
sie die Krisen nicht mehr allein bewälti¬ 
gen können. Dass dieses Eingeständnis 
schon eine stärkere Demokratisierung 
der internationalen Wirtschaft bedeu¬ 
tet, bezweifle ich aber. Es ist doch eher 
der Versuch, die Krisenlasten interna¬ 
tional zu verteilen und gleichzeitig po¬ 
tenzielle Konkurrenten einzubinden. 
Nicht umsonst haben sich unter den 
G20 die BRICS-Staaten zusammenge¬ 
tan. Die Konfrontation zwischen USA 
gemeinsam mit der EU auf der einen 
Seite, sowie Russland und China auf 
der anderen sind deutlich zu sehen. Die 


Kriegsgefahr scheint unaufhaltsam zu 
wachsen. 

Deshalb dürfen wir diese Treffen 
nicht einfach ignorieren, denn sie ha¬ 
ben keine demokratische Legitimati¬ 
on. Es geht darum deutlich zu machen, 
dass sowohl G7 als auch G20 Inbegriffe 
der kapitalistischen Weltwirtschaftsord¬ 
nung sind. Diese gilt es zu bekämpfen 
und ihre Rolle bei der Bekämpfung von 
Arbeiterrechten aufzuzeigen. Außer¬ 
dem müssen die Interessengegensätze 
innerhalb der G20 beleuchtet werden, 
die eine große Gefahr für den Frieden 
bedeuten können, wenn sich die Kri¬ 
se weiter zuspitzt und Verhandlungen 
nicht mehr als das geeignete Mittel der 
Politik angesehen werden. Wenn wir 
uns die Politik der USA unter Trump 
anschauen und die unverhohlenen Lü¬ 
gen der deutschen Kriegsbefürworter ä 
la von der Leyen, kann einem doch nur 
angst und bange werden. Auf dem Gip¬ 
fel im Juli in Hamburg könnten sich die 
Auseinandersetzungen auch innerhalb 
der G20 deutlich zuspitzen. 

Richtig, dass diese Kritik und die 
Positionen der DKP nicht von allen 
Organisationen bei der Mobilisierung 
gegen die G20 geteilt werden. Aber ge¬ 
nau deshalb ist es unsere Aufgabe, mit 
dieser Einschätzung sichtbar und ein 
aktiver Partner bei den Protesten zu 
sein. Also lasst uns am 8. Juli gemein¬ 
sam demonstrieren. Gegen die G20 
und gegen die kapitalistische Weltord¬ 
nung. Außerdem sollten wir dem Um¬ 
bau Hamburgs zu einer Polizeifestung 
bunten und kraftvollen Widerstand ent¬ 
gegenhalten. 


Die potentiellen Nachfolger für das Prä¬ 
sidentenamt in Südafrika stehen schon 
in den Startlöchern. Zu denen, die be¬ 
reits mit den Hufen scharren, gehören 
Innerhalb des regierenden Bündnisses 
der Vizepräsident Cyril Ramaphosa, 
einer, den das „Black Empowerment“ 
zum Milliardär gemacht hat, und die Ex- 
Frau Zumas und Vorsitzende der Kom¬ 
mission der Afrikanischen Union, Nko- 
sanza Dlamini-Zuma. 

Aber um etwas an der schreienden 
sozialen Ungleichheit in Südafrika zu 
verändern und gegen die grassierende 
Fremdenfeindlichkeit und besorgniser¬ 
regende Kriminalität anzugehen genügt 
es nicht, den Präsidenten Jacob Zuma 
auszuwechseln. Auch Thabo Mbeki hat 
dies in seiner Zeit als Präsident nicht ge¬ 
schafft. Beide - Zuma und Mbeki - sind 
Erben einer Politik, die Nelson Mandela 
auf den Weg brachte. Seine Ex-Frau Win¬ 
nie ging soweit zu behaupten, er habe ei¬ 
nen „faustischen Pakt mit dem Teufel“ 
geschlossen. Mandelas Vorstellung von 
„Mixed Economy“ beruhte darauf, sich 
nicht nur mit Rassisten zu versöhnen, 
sondern auch mit ihrem monopolkapita¬ 
listischen System. Nach der Aufhebung 
des Apartheid-bedingten Boykotts konn¬ 
te sich das südafrikanische, von Großbri¬ 
tannien gesteuerte Finanzkapital auf dem 
afrikanischen Kontinent ausbreiten. Die 
Forbes-Liste gibt einen bescheidenen 
Blick auf die Gewinner der Befreiung 
vor über 20 Jahren. 

Mandela beließ nicht nur den neo¬ 
liberalen Finanzminister und den Präsi¬ 
denten der „unabhängigen“ Zentralbank 
im Amt - seine „Ursünde“ war, dass er 
1995 die Tilgung der 25 Mrd. US-Dol¬ 
lar Auslandsschulden des rassistischen 
Apartheid-Regimes übernahm. Mit die¬ 


sen Krediten hatte das Regime über die 
Jahre sein Unterdrückungssystem finan¬ 
ziert. 

Die Folge: Zur Finanzierung von so¬ 
zialen Reformprogrammen nahm Nel¬ 
son Mandela einen langfristigen Kredit 
von 850 Mio. US-Dollar beim Weltwäh¬ 
rungsfonds auf und akzeptierte die Be¬ 
dingung, die versprochene Landreform 
zu unterlassen, sodass über 4/5 des be¬ 
baubaren Ackerlandes in den Händen 
der weißen Minderheit blieb - bis heu¬ 
te. Und während Jacob Zuma letzte 
Woche seinen 75. Geburtstag feierte, 
demonstrierten Hunderttausend auf 
der Straße, allein in Pretoria waren es 
am vergangenen Freitag 30 000. Die 
Jugend rebelliert, 20 Millionen an der 
Zahl, 80 Prozent von ihnen arbeitslos. 

Nach dem Gewerkschaftsdachver¬ 
band Cosatu fordert auch die Süd¬ 
afrikanische Kommunistische Partei 
SACP den Rücktritt Zumas, der das 
halbe Kabinett auswechselte. Im Parla¬ 
ment wird der Rücktritts-Antrag wohl 
abgeschmettert werden, aber das Re¬ 
gierungsbündnis hat Risse bekommen. 
Regional werden in der SACP Stimmen 
laut, das Bündnis zu verlassen. 

Konflikte zwischen ANC und SACP 
gibt es zuhauf: Schlägereien zwischen 
ANC-Jugendlichen und SACP-Jugend, 
Attentate auf SACP-Veteranen im letz¬ 
ten Jahr. 

Letztes Wochenende störten ANC- 
Mitglieder die Kranzniederlegung zur 
Erinnerung an die Ermordung des 
SACP-Vorsitzenden Chris Hani vor 24 
Jahren. Einer der ANC-Störer konnte 
daran gehindert werden, auf den Stell¬ 
vertretenden Generalsekretär Solly 
Mapaila zu schießen. Ein konfliktrei¬ 
cher Frühling kündigt sich an. 


von Behörden und Regierungsstellen 
attackiert wurden. 

Trotz der Demonstrationsverbote 
für die Innenstadt rufen führende Op¬ 
positionspolitiker ihre Anhänger im¬ 
mer wieder auf, in das Zentrum zu mar¬ 
schieren. Auf dem Weg dorthin stoßen 
sie dann auf Sperren der Nationalgarde 
und der Polizei. Diese werden von mi¬ 
litanten Oppositionellen, die sich mit 
Helmen und Gasmasken auf die Aus¬ 
einandersetzungen vorbereitet haben, 
angegriffen. Die Sicherheitskräfte re¬ 
agieren mit Tränengas und Knüppel¬ 
einsätzen. Immer dabei sind auch die 
Kamerateams diverser Fernsehsender, 
die dann die ihnen passenden Bilder 
über den Sender geben. 

Die Strategie der Rechten ist, durch 
die Bilder von prügelnden Polizisten 
international den Eindruck zu erwe¬ 
cken, in Venezuela halte sich eine von 
der gesamten Bevölkerung abgelehnte 
Regierung nur noch mit brutaler Ge¬ 
walt an der Macht. So soll der Boden 
für einen Staatsstreich bereitet werden. 
Doch bislang deutet wenig darauf hin, 
dass sich relevante Teile des venezolani¬ 
schen Militärs zu einem solchen Aben¬ 
teuer bereitfinden könnten. Die Hoff¬ 
nung der Rechten richtet sich deshalb 
auf die USA, etwa auf den Chef des für 
die Lateinamerika zuständigen Sou¬ 
thern Command der US-Armee. Ad¬ 
miral Kurt W. Tidd sprach am 6. April 
vor einem Senatsausschuss davon, dass 
die Lage in Venezuela eine „regionale 
Antwort“ erforderlich machen könnte. 

Die Regierung versucht bislang, die 
Proteste der Opposition auszusitzen 
und fordert sie auf, an den Verhand¬ 
lungstisch zurückzukehren. Offenbar 
wartet man in Caracas darauf, dass die 
Erdölpreise wieder steigen, um mehr fi¬ 
nanziellen Spielraum zu haben. Damit 
aber gerät Venezuela immer mehr in 
eine Phase der Stagnation - von dem 
noch im Wahlkampf 2013 versproche¬ 
nen „Aufbau des Sozialismus“ ist nichts 
mehr zu sehen. 

Andre Scheer 


Zitiert 


Türkei: Keine Legitimation 

Die Ergebnisse des Referendums, die 
durch Tyrannei, Betrug und Diebstahl 
geschaffen wurden, haben keine Legiti¬ 
mität. Wer versucht, dieses Ergebnis zu 
feiern, beleidigt das Volk. (...) 
Wahlergebnisse reichen nicht aus, damit 
eine Regierung alles tun kann, was sie 
möchte. 

Das AKP-Regime, das seinen reak¬ 
tionären und volksfeindlichen Charak¬ 
ter vom ersten Tag an zur Schau gestellt 
hat, verfügt schon lange über keine ge¬ 
sellschaftliche Legitimation mehr. Mehr 
noch, die Ergebnisse des Referendums 
vom 16. April sind nichts anderes als eine 
Bestätigung dieser nicht legitimierten Si¬ 
tuation. (...) 

Diese Wahl wurde geprägt von Ty¬ 
rannei und Betrug. Die Entscheidung 
des Obersten Wahlkomitees, nicht ge¬ 
stempelte Stimmzettel und Umschläge 
als gültig anzuerkennen, entspricht kei¬ 
nerlei gesetzlichem oder unparteiischem 
Herangehen. 

Die AKP steht vor dem Nichts und 
greift zur Repression. Das Ergebnis ist 
ein bedeutender Rückgang ihrer Stim¬ 
menzahl, und die Hälfte dieser Stimmen 
bekam sie nur aufgrund unzähliger Ma¬ 
nipulationen und Fälschungen. 

Die Führungsrolle der Regierungs¬ 
partei ist zerstört, sie hat die meisten grö¬ 
ßeren Städte und Innenstädte verloren, 
in denen sie über Jahre stark gewesen ist. 

Ihr Versuch, trotz all dieser Fakten 
„den Sieg zu feiern“, bedeutet nur eines, 
abgesehen von der Verhöhnung unseres 
Volkes: Wir werten diesen als Aufruf zur 
Entscheidungsschlacht zwischen der ge¬ 
sammelten Energie des arbeitenden Vol¬ 
kes und der Intellektuellen der Türkei, 
aller unserer den Werten der Republik 
ergebenen Bürger, gegen die reaktionä¬ 
re Macht. (...) 

ZK der Kommunistischen Partei der Türkei 
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Zufriedene Ostermarschierer 

Friedensbewegte gingen gegen Krieg, Atomwaffen, rechte Hetze und Umweltzerstörung auf die Straße 


I n mehr als 90 bundesdeutschen Städten haben rund um das ver¬ 
gangene Wochenende die traditionellen Ostermärsche der Frie¬ 
densbewegung stattgefunden. Mit Blick auf die bundesweiten Pro¬ 
teste zog das Netzwerk Friedenskooperative am Montag eine posi¬ 
tive Bilanz. „Die Ostermärsche bleiben eine lebendige und absolut 
notwendige Tradition, die dazu beiträgt die Skepsis gegenüber Krieg 
und Militär in unserer Gesellschaft aufrecht zu erhalten“bilanzierte 
die Organisation in einer Erklärung. Im Vergleich zu den Vorjahren 
sei die Anzahl der Veranstaltungen und Aktionen sogar leicht an¬ 
gestiegen. „Die Ostermärsche zeigen eine lebendige, politisch hell¬ 
wache und sachkundige Bewegung, die engagiert vor den Gefahren 
eskalationsträchtiger Machtpolitik warnt und friedenspolitische Al¬ 
ternativen zu Säbelrasseln und militärischer Intervention aufzeigt“ 
bilanzierte Kristian Golla vom Netzwerk Friedenskooperative. 


Thematisch boten die diesjährigen Ostermärsche einiges an bri¬ 
santen Themen auf. So wandten sich die Ostermarschierer nicht 
nur gegen eine weitere Eskalation des Krieges in Syrien durch die 
USA, sondern forderten auch ein Ende der Rüstungsexporte durch 
Deutschland und den Abzug US-amerikanischer Atomwaffen. Aus¬ 
landseinsätze der Bundeswehr und die Erhöhung des Rüstungsetats 
stießen auf entschlossene Ablehnung der Demonstranten, die au¬ 
ßerdem ihre Solidarität mit Flüchtlingen bekundeten und sich klar 
gegen die sozialchauvinistische AfD und andere rassistische Partei¬ 
en und Organisationen positionierten. 

„Die Ostermärsche sind weiterhin ein wichtiges Zeichen, wie 
besorgt viele Menschen um den Frieden in Europa und weltweit 
sind. Die Flüchtlingskrise und der Terrorismus, ausgelöst durch 
Krieg und Gewalt, haben die Notwendigkeit von Frieden wieder 


stärker ins Bewusstsein der Menschen gerückt. Das Scheitern der 
Politik mit militärischen Mitteln wird dabei überdeutlich im Fall 
von Syrien und Afghanistan“, konstatierte Philipp Ingenleuf vom 
Netzwerk Friedenskooperative. Ingenleuf warnte zudem vor der 
weiter ansteigenden Gefahr eines Atomkrieges: „Weltweit rüsten 
alle Atomwaffenstaaten ihre Nuklearwaffenarsenale auf. Ebenfalls 
nehmen die Spannungen zwischen den Staaten zu. Allen voran zwi¬ 
schen den USA und Russland, aber auch ganz aktuell mit Nordko¬ 
rea, die wohl bald einen neuen Atomwaffentest durchführen wer¬ 
den“. Das Netzwerk Friedenskooperative fordere daher, dass sich 
Deutschland an den Verhandlungen zu einem Atomwaffenverbot 
beteilige und zugleich den Abzug der US-Atomwaffen aus Büchel 
fordern. 

Markus Bernhardt 
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Manfred Idler über neue Töne von Donald Trump 

Kurskorrektur 


Zwei junge Männer, testosterongesteu¬ 
ert, rasen in getunten Autos aufeinan¬ 
der zu. Wer zuerst ausweicht, ist das 
„Hühnchen“. Weicht keiner aus, krachts. 
Dann sind Fahrzeuge und Fahrer zer- 
bröselt und es war Pech. 

Ein Spiel für Idioten. Es wird Feig¬ 
lingsspiel genannt oder, taffer, „Chicken 
Game“, und ist auch ein traditionelles 
Element der US-Außenpolitik. Wobei 
das jeweilige politisch/militärische Per¬ 
sonal der Supermacht darauf achtet, 
selbst im Führerstand eines hochmoto¬ 
risierten 36-Tonners zu sitzen und sich 
als Gegner einen Mini zu wählen. 

Donald Trump, der antrat als ei¬ 
ner, der alles ganz anders machen will, 
handelt nicht anders. Aktuell fordert er 
Syrien und Nordkorea heraus, der Iran 
und Venezuela stehen auf dem Zettel 
und damit ist die Einladung zum Ner¬ 
venmessen an Russland und China un¬ 
terwegs. Neu ist seine Anpassung an die 
Gepflogenheiten, dass nämlich das he- 
gemoniale Geprotze garniert werden 


muss mit feiner orchestrierten Tönen. 
Nur einfach zu sagen, wir töten Men¬ 
schen, zerstören Staaten, vernichten 
Ökonomien, enteignen ganze Völker 
und zerschlagen die bestenfalls keim¬ 
förmigen Sozialsysteme im eigenen 
Land aus dem einfachen Grund, weil 
wir es können - das hat ihm den Un¬ 
mut der herrschenden Kreise in den 
USA samt deren Marktschreiern und 
Schamanen eingetragen. Jeder Gewalt¬ 
akt bedarf doch der Verhübschung mit 
Girlanden, gefochten aus „Freiheit“, 
„Demokratie“ und „Frieden“, um die 
immerhin noch nötige Akzeptanz im 
Inland wie im Ausland zu finden. Die 
Vorbewohner des Weißen Hauses hiel¬ 


ten es so seit Urvätertagen, eine Auf¬ 
zählung würde unübersichtlich, des¬ 
halb die Beschränkung auf die letzten 
vier: Auf Bill Clintons Konto gehen die 
Überfälle auf Jugoslawien; der Kre¬ 
tin George W. Bush ließ Afghanistan 
und den Irak in Klump schlagen. Pa¬ 
kistan und Jemen ließ er im Vorbeige¬ 
hen bombardieren. Obama setzte sich 
nicht selbst ans Steuer, sondern ließ 
die Nato die Drecksarbeit in Libyen 
erledigen und beschäftigte sich jeden 
Dienstagmorgen damit, Häkchen hin¬ 
ter die Namen auf einer ihm vorgeleg¬ 
ten Liste zu setzen. Die Namensträger 
waren dann spätestens am Abend des 
Donnerstag samt Familien und zufälli¬ 


gen Besuchern von Drohnen zerfetzt. 
Insoweit passt der aktuelle Präsident 
in die Reihe. 

Mit einigen stilistischen Korrektu¬ 
ren will Trump jetzt bei seinen Kritikern 
aus den oberen Etagen punkten. Die 
Nato sei obsolet - das heißt veraltet -, 
hatte er im Wahlkampf und danach ge¬ 
tönt. Jetzt bezeichnete er das Aggressi¬ 
onsbündnis als „Bollwerk von Frieden 
und Stabilität“ und unterstrich zweimal, 
weil so einer seinen eigenen Worten 
nicht traut: „Ich habe früher gesagt, die 
Nato sei obsolet. Sie ist nicht mehr ob¬ 
solet.“ Auch seine Würdigung Russlands 
als „Partner“ nahm er zurück, mit die¬ 
sem Land gebe es „überhaupt kein Aus¬ 


kommen“. Und ein veränderter Tonfall 
gegenüber China - im Wahlkampf noch 
der Hauptfeind - fällt auf, zumindest 
was die Volksrepublik als Wirtschafts¬ 
partner betrifft. Das ändert aber nichts 
an der Einkreisungspolitik gegen dieses 
Land, also eine Fortführung der Politik 
des Vorgängers. 

Die feinen Kurskorrekturen weisen 
darauf hin, dass sich Donald Trump in 
Richtung eines ganz „normalen“ US- 
Präsidenten verändert. Eines Präsiden¬ 
ten der in Reden und Handeln im Kon¬ 
sens mit den wirklich Mächtigen und 
mit den herrschenden Kreisen der Va¬ 
sallenstaaten steht. Und der den Hege¬ 
moniestatus der USA, ohne den dieser 
Staat und womöglich das ganze weltbe¬ 
herrschende Profitsystem zusammen¬ 
bräche, verteidigt. Für dieses Ziel darf 
einem „mächtigsten Mann der Welt“ 
kein Verbrechen und keine Gewalttat 
zu groß sein. So könnte der „falsche“ 
Präsident noch ein „großer“ werden. 
Das Naturell dazu bringt er mit. 



Der Wahlkampf der CDU läuft noch nicht 
nach dem Geschmack ihrer Vorsitzenden 
Angela Merkel. Sie zeigt ihre Unzufrieden¬ 
heit, indem sie dem Generalsekretär der 
CDU, einem gewissen Peter Tauber (43), 
einen Boss an die Seite stellt. Dieser Mann 
ist [Peter Altmaier] (59), der seit Beginn dieser 
Legislaturperiode Kanzleramtsminister ist, 
zudem im Zuge von Merkels „Flüchtlings¬ 
krise“ den Job des „Flüchtlingskoordinators“ 
übernehmen musste und nun nebenamtlich 
und zusätzlich das Wahlprogramm der CDU 
ausarbeiten und die CDU inhaltlich auf die 
Bundestagswahl einstimmen muss. Er kann 
das. Die Altmaier gewogene Presse hebt 
hervor, wie elegant er den Untersuchungs¬ 
ausschuss des Bundestages an einer Aufklä¬ 
rung des NSA- und BND-Skandals gehindert 
hat. Sie würdigen Altmaiers Präferenz für 
die „Grünen“ als Koalitionspartner, seine 
Fähigkeit, dennoch die ganz Konservativen 
in der CDU und deren Werte hochzuhalten 
und schließlich seine Wendigkeit, scheinbar 
Fehler einzugestehen, zugleich aber die alte, 
größtmögliche Brutalität in der Außen-, 
Innen und Wirtschaftspolitik zu verwirkli¬ 
chen. Kurz,ganz die Kanzlerin-nur äußerlich 
etwas verschieden. LZ 


Ja, wir können 

Deutsche Imperialisten beginnen laut zu denken • Kolumne von Arnold Schölzel 


Der Befehl zum Abfeuern von 59 „To¬ 
mahawk-Raketen“ machte US-Prä- 
sident Donald Trump für die meis¬ 
ten Bürgermedien zum Mann und 
zum Star. Endlich wieder ein Führer. 
An der Krönungsmesse beteiligten 
sich etablierte bundesdeutsche Politi¬ 
ker und Medien mit Begeisterung. Sie 
wähnten sich zurück in der Politik, die 
seit dem Untergang der Sowjetunion 
im Zeichen der „einzigen Weltmacht“ 
beherrschend war - die hemmungslose 
Bekämpfung unbotmäßiger Staaten mit 
allen Mitteln. 

In die Euphorie mischt sich aller¬ 
dings massives Unbehagen. Exempla¬ 
risch ließ „Die Zeit“ am 12. April Wolf¬ 
gang Bauer schreiben, warum Trump 
„richtig“ gehandelt habe, und Bernd 
Ulrich auf derselben Seite, warum das 
„falsch“ gewesen sei. Beide Stellung¬ 
nahmen basieren jedoch auf der unbe¬ 
wiesenen Behauptung, Assad sei der 
Urheber des Giftgasangriffes gewesen, 
der zur Rechtfertigung des US-Rake- 
tenschlages gedient hatte, und müs¬ 
se also weg. Die Konsequenz, dass die 
Forderung zu einer militärischen Kon¬ 
frontation mit Russland führt, hinter 
der Devise „Assad muß weg“ in Wirk¬ 
lichkeit „Putin muß weg“ steht, erörtern 
beide nur am Rand. Eine ernsthafte 
Debatte über Friedens- oder Kriegs¬ 
politik kann unter solchen Vorausset¬ 
zungen nicht stattfinden. 

Die Lektüre ist so von begrenztem 
Wert, insbesondere Bauers Text han¬ 
tiert mit Albernheiten. So glänzt er 
mit Versatzstücken der Verblödungs¬ 
propaganda wie dem, der Westen habe 
„tatenlos“ seit sechs Jahren „der Es¬ 
kalation der Gewalt“ zugesehen. Die 
Gründer, Förderer und Lieferanten 


der in Syrien tätigen Kopfabschneider¬ 
banden und „moderaten“ Milizen fie¬ 
len offenbar vom Himmel. Laut Bauer 
kämpft der Westen gegen den IS, „um 
sich selbst zu schützen“. „Wir“ glaub¬ 
ten, „dass von Baschar Al-Assad für 
uns und den Weltfrieden keine Gefahr“ 



ausgehe und täuschten „uns“. Der Wes¬ 
ten verschwendet demnach seine Kräf¬ 
te, womit Trump „endlich“ Schluss ge¬ 
macht hat. Wer einen Wolfgang Bauer 
hat, darf auf den normalen „Zeit“-Un- 
fug rechnen. 

Da ist Ulrich von anderem Kaliber. 
Er hält den Angriff vom 7. April für 
die Rückkehr zur falschen Politik der 
Amts Vorgänger Trumps. Der Raketen¬ 
schlag selbst markiere wegen seiner Be¬ 
grenztheit „gar nichts“. Das gleichzeiti¬ 
ge „Polittheater“ in Funk und Fernse¬ 
hen stamme aus der Zeit, „als die USA 
im Zenit ihrer Macht standen, nun aller¬ 
dings befinden sie sich im Niedergang.“ 
Es sei keine „Demonstration der Stär¬ 


ke“ gewesen, sondern eine „amerika¬ 
nischer Ohnmacht“ wie auch der Flot¬ 
tenaufmarsch vor Nordkorea. Bleibe 
Trumps mögliche Bereitschaft, „höhere 
Risiken einzugehen als die Gegenseite“. 
Ulrich: „Das ginge dann aber womög¬ 
lich in Richtung Weltkrieg.“ 

Das ist bei ihm weniger Realismus 
als Kalkül. Denn die Schlussfolgerung 
des „Zeit“-Redakteurs lautet ungefähr: 
Gegen den amerikanischen Niedergang 
kommt keiner an, also sind „wir“ zur 
Führung gezwungen. So maßlos Bau¬ 
ers Albernheiten über den Syrien-Krieg 
sind, so weit hängt sich Ulrich in sei¬ 
nem „antiamerikanischen“ Furor teu- 
tonicus aus dem Fenster, und formu¬ 
liert z.B.: „So wenig, wie es vernünf¬ 
tige Leute hinter Trump’ gibt, so wenig 
liegt zur Zeit in irgendeiner Washingto¬ 
ner Schublade eine vernünftige ameri¬ 
kanische Außenpolitik’, zu der sich zu¬ 
rückkehren ließe.“ Ohnehin müsse man 
nach den Erfahrungen im Umgang mit 
Russland, Nordkorea, China, Syrien 
oder Mittleren Osten, „nach all den Un¬ 
genauigkeiten und Überheblichkeiten, 
nach all der bodenlosen Fahrlässigkeit 
sagen: Die Amerikaner können es ein¬ 
fach nicht.“ Sie hätten „ihren politischen 
und militärischen Führungsanspruch 
bis auf Weiteres verwirkt“. 

Was bleibt nach solch vernichten¬ 
dem Urteil? „Mit Trump kann Euro¬ 
pa in keinen Krieg ziehen, niemals, 
nirgends“. Das soll wohl heißen: Die 
Kriege müssen „wir“ in Zukunft al¬ 
lein anzetteln. Das schließt bei Ulrich 
ein: „Ja, wir können“. Diese Maxime 
erlebt gerade ihren Stapellauf in Rich¬ 
tung Hegemonie. Die deutschen Im¬ 
perialisten haben laut nachzudenken 
begonnen. 


Staatschef Recep Tayyip Erdogan und 
seine regierende AKP feiern. Beim Re¬ 
ferendum zur Einführung eines Präsi¬ 
dialsystems in der Türkei haben sie sich 
durchgesetzt. Knapp mit offiziell nur 51,4 
Prozent Ja-Stimmen gegen 48,6 Prozent. 
Manipulationsvorwürfe der Opposition 
und Bedenken der OSZE-Beobachter 
ob der ungleichen Wahlkampfbedingun¬ 
gen wischen sie vom Tisch. Klar ist aller¬ 
dings: Die Abstimmung am 16. April war 
weder frei noch fair. Führende Oppositi¬ 
onspolitiker der prokurdischen HDP so¬ 
wie tausende lokale Mandatsträger sitzen 
ebenso im Gefängnis wie rund 150 regie¬ 
rungskritische Journalisten. Die großen 
TV-Sender sind seit Wochen gleichge¬ 
schaltet und strahlen in einer Art Dau¬ 
erschleife Auftritte von Erdogan und sei¬ 
nen Gefolgsleuten aus. Die AKP-Gran- 
den sind omnipräsent, sie hetzen und 
wettern auf den zentralen Plätzen, fliegen 
auf Staatskosten zu Wahlkampfgroßauf¬ 
tritten, während dem Nein-Lager selbst 
Infotische verboten werden. 

Sevim Dagdelen, Sprecherin für In¬ 
ternationale Beziehungen der Fraktion 
Die Linke im Bundestag, brachte die 
Wahlrealität im NATO-Land Türkei auf 
den Punkt: „Dieses Referendum ist so 
frei wie die letzte Reichstagswahl am 
5. März 1933 in Deutschland, als bereits 
alle kommunistischen Abgeordneten ver¬ 
haftet waren und Kundgebungen der Ar¬ 
beiterparteien polizeilich aufgelöst wur¬ 
den, wie es im Moment beim Nein-Lager 


„Die Bundesregierung vertuscht und sagt 
den Menschen nicht, was ist“, wetterte 
Andrea Nahles (SPD), nachdem in der 
Ressortabstimmung kritische Passagen 
aus dem Armuts- und Reichtumsbericht 
entfernt worden waren. Das war im No¬ 
vember 2012. Damals war Nahles Gene¬ 
ralsekretärin der SPD. 

ZEIT online titelt nun fünf Jahre 
später „Armutsbericht: Zensiert und ge¬ 
schönt“. Mit einer rekordverdächtigen 
Verspätung von eineinhalb Jahren billig¬ 
te das Regierungskabinett den Armuts¬ 
und Reichtumsbericht über die „Lebens¬ 
lagen in Deutschland“. Um jede Formu¬ 
lierung wurde im Hintergrund gefeilscht. 
Für die „Menschen draußen“ wurde das 
Gezeter vorwahlkampftauglich als ein 
Kampf zwischen den Regierungskoaliti¬ 
onären inszeniert. 

Das Auffälligste am aktuellen Ar¬ 
mutsbericht sei die „Lohnspreizung“, 
so die heutige Bundesarbeitsministerin 
Nahles im Deutschlandfunk. Die Sprei¬ 
zung verdanken wir der SPD und ihrer 
Agenda 2010. Vom Ursprungsentwurf ist 
nicht viel Substanzielles übrig geblieben. 
Denn der mehrere hundert Seiten dicke 
Bericht ist an entscheidenden Stellen 
entschärft, oder die interessanten Fakten 
sind gar nicht erst erfasst worden. So ist 


m der Türkei unter dem Ausnahmezu¬ 
stand auch oftmals der Fall ist.“ 

Die Wahlinszenierung vom 16. April 
soll die seit langem verfolgte Umwand¬ 
lung der Republik Türkei in eine islamis- 
tische Präsidialdiktatur mit scheindemo¬ 
kratischen Lorbeeren schmücken. Mit 
der Verfassungsänderung wird die Ge¬ 
waltenteilung aufgehoben. Der seit dem 
vereitelten Militärputschversuch im Juli 
2016 geltende Ausnahmezustand wird 
fortan zum Normalzustand. Formal wird 
die neue Verfassung aber erst 2019 wirk¬ 
sam und so wurde der Ausnahmezustand 
kurz nach dem Referendum abermals um 
drei Monate verlängert. So kann Staats¬ 
chef Erdogan weiter seine Herrschaft 
per Dekret exekutieren. Konkret: Kriti¬ 
ker einsperren und gegen Kurden Krieg 
führen. 

Konkrete Konsequenzen wollen 
Bundesregierung und EU aus Erdogans 
Coup nicht ziehen. Außenminister Sig¬ 
mar Gabriel (SPD) will „nach neuen Ge¬ 
sprächsformen suchen, denn die Türkei 
bleibt unser Nachbar“. Einen Ausschluss 
der Türkei aus der NATO lehnt der Sozi¬ 
aldemokrat ausdrücklich ab - mit einem 
freimütigen Bekenntnis, das Erdogan als 
Carte blanche werten wird: „Auch wäh¬ 
rend der Militärdiktatur in der Türkei ist 
zum Beispiel niemand auf die Idee ge¬ 
kommen, die Türkei aus der NATO aus¬ 
zuschließen - weil wir nicht wollten, dass 
sie in Richtung der Sowjetunion geht. 
Ähnliche Interessen haben wir heute.“ 


nach den Kriterien des Nahles-Berichts 
schon „einkommensreich“, wer über 
mehr als das Doppelte beziehungsweise 
das Dreifache des mittleren „Nettoäqui¬ 
valenzeinkommens“ der Gesamtbevölke¬ 
rung verfügt. 

Leichter zu ermittelnde, aussage¬ 
kräftigere Zahlen finden sich in diesem 
Reichtums- und Armutsbericht nicht: 
Die reichsten Geschwister in diesem un¬ 
serem Lande, Susanne Klatten und Stefan 
Quandt, kassierten z.B. im Mai 2016 für 
das Vorjahr allein 994,7 Mio. Euro an Di¬ 
videnden aus ihren BMW-Aktien. Diese 
viel leichter zu ermittelnde, plakativeren 
und aussagekräftigeren Zahlen sucht man 
vergebens. Dennoch bei aller Schönfärbe¬ 
rei kann auch dieser Bericht nicht um die 
Tatsache herum, dass während das reichs¬ 
te Prozent der Bevölkerung 51,9 Prozent 
des Nettogesamtvermögens besitzen, die 
ärmere Hälfte der Bevölkerung gerade 
mal auf ein Prozent kommt. 

Die Regierung findet daran nichts 
anstößig. Die amtlich festgestellte wach¬ 
sende Ungleichheit und steigende Armut 
sind für sie kein Anlass, korrigierend tätig 
zu werden. Die Regierungsparteien zie¬ 
hen mit der unausgesprochenen Parole 
in den Wahlkampf: „Eure Armut ist uns 
egal. Sie kann bleiben.“ 


Rüdiger Gäbe! zum Türkei-Referendum 

Organisierter Wahlsieg 


Manfred Dietenberger zum Armutsbericht der Regierung 

Kann bleiben 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Siege soll man feiern - 

Nicht nur aus Niederlagen lernen 

UZ-lnterview zum Sonderheft der Marxistischen Blätter und zum Kampagnenstart „100 Plus“ 


UZ: Anfang Mai wird das dicke Sonder¬ 
heft der Marxistischen Blätter zur Okto¬ 
berrevolution ausgeliefert. Warum im Mai 
und nicht erst direkt zum 100. Jubiläum 
im Oktober? 

Lothar Geisler: Aus zumindest zwei 
Gründen. Erstens weil wir die sozialis¬ 
tische Revolution im Oktober nicht als 
singuläres, plötzliches Ereignis sehen, 
sondern zusammen mit der demokra¬ 
tischen Februarrevolution 1917 als ein¬ 
heitlichen, revolutionären Prozess zur 
Beendigung des Völkerschlachtens im 
1. Weltkrieg. Insofern erscheinen wir 
zeitlich quasi mittendrin. Wir wollen ge¬ 
nauer auf diesen Prozess schauen, seinen 
Beginn, seine Ursachen, seinen Verlauf 
und den Zusammenhang zwischen de¬ 
mokratischer und sozialistischer Revolu¬ 
tion. Das versuchen wir u.a. in zwei his¬ 
torischen Übersichtsartikeln nicht nur 
für unsere jüngeren Leser*innen zu leis¬ 
ten. Wer diesen einheitlichen Entwick¬ 
lungsprozess betrachtet, wird dabei un¬ 
schwer feststellen, dass die organisierte 
und organisiert handelnde Arbeiterklas¬ 
se in beiden Revolutionen die aktivste, 
entscheidende Kraft war. Damit bin ich 
beim zweiten Grund, der eine inhaltli¬ 
che und eine pragmatische Seite hat. Die 
Arbeiterklasse heute ist zwar vielschich¬ 
tiger als vor 100 Jahren, steht weltweit 
mit dem Rücken an der Wand und sieht 
sich kaum als weltverändernde Kraft. Sie 
bleibt es aber trotzdem. Auch wenn sie 
von angeblich „linken“ Professoren als 
„reaktionäres Subjekt“ 1 verhöhnt und 
diffamiert wird. Was übrigens Anlass für 
unser Redaktionsmitglied Holger Wendt 
ist, sich sehr gründlich und polemisch 
damit auseinanderzusetzen. Wenn die 
Arbeiterklasse ihr altes Selbstbewusst¬ 
sein nicht wiedererlangt und demgemäß 
handelt, wenn’s um Frieden und Demo¬ 
kratie geht, wird’s auch nichts mit dem 
Kampf um einem zukunfts- und über¬ 
lebensfähigen Sozialismus. Davon sind 


wir überzeugt. Und was bietet sich da 
besser an, um für diesen Gedanken und 
natürlich diese Marxistischen Blätter zu 
werben, als der Mai? Darum starten wir 
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Kampagne 

100-Plus 


Pünktlich zum Kampagnen-Auftakt 
am i. Mai: Werbeflyer der Marxisti¬ 
schen Blätter. Zu bestellen bei: Neue 
Impulse Verlag, Hoffnungstr. 18,45127 
Essen, E-Mail:info@neue-impulse- 
verlag.de 

am 1. Mai, dem internationalen Kampf¬ 
tag der Arbeiterklasse, mit dem Sonder¬ 
heft zur Oktoberrevolution auch unse¬ 
re „Kampagne 100 Plus“ bei der es um 
die umfassende Stärkung der Marxis¬ 
tischen Blätter geht, durch neue Abo’s, 
Buchversand und Spenden. Denn nur 
mit „mehr Marxismus in den Köpfen“ 
wird die Arbeiterklasse erneut zu alter 
Stärke ünden. 


UZ: Konkreter Titel der Marxistischen 
Blätter ist „1917-2017 - was war, was 
wurde, was bleibt“. Der Schwerpunkt be¬ 
ginnt aber mit einer Gratulation eines rus¬ 
sischen Schriftstellers zum 100. Jubiläum. 
Warum? 

Lothar Geisler: Der hundertste Jah¬ 
restag der russischen Doppelrevoluti¬ 
on wirft natürlich die Frage nach deren 
geschichtlicher Bedeutung auf und da¬ 
nach, inwieweit dieses historische Ereig¬ 
nis von Bedeutung ist für die Gegenwart 
und die heutigen Kämpfe in der Welt. 
Und selbstverständlich für die Suche 
nach erfolgversprechenden Wegen zu 
einem überlebensfähigen Sozialismus, 
wie die international sehr lebhaften 
Strategiedebatten und auch die anhal¬ 
tenden Diskurse über „Post-Kapitalis¬ 
mus“ zeigen. 

Der hundertste Geburtstag der rus¬ 
sischen Revolution ist aber vor allem 
ein Grund zum Feiern. Zumindest für 
uns und viele andere Kommunistinnen 
auf allen Kontinenten. „Reclaiming our 
Victories“ - titelte das südafrikanische 
Theorieorgan „African Communist“ 
Anfang des Jahres, was heißt, die eige¬ 
nen Siege verteidigen, aneignen, nutzbar 
machen. Siege soll, ja muss man feiern. 
Denn nicht nur aus Niederlagen ist zu 
lernen. Das mag uns deutschen Linken 
vor dem Hintergrund unserer spezifi¬ 
schen Geschichte und geostrategischen 
Lage möglicherweise schwerer fallen als 
anderen. Ein Nebenaspekt, warum wir in 
diesem Sonderheft anderen den Vortritt 
gelassen haben. 

UZ: Wem habt ihr den Vortritt bei den 
„Jubiläumsbeiträgen “ gelassen? 

Lothar Geisler: Unsere Grundidee war, 
zu aller-erst Kommunistinnen aus den 
BRICS-Staaten zu fragen, wie sie die rus¬ 
sische Revolution, ihre Bedeutung und 
eventuelle Fernwirkungen heute sehen. 


Warum? Wegen ihrer Bedeutung beim 
Ringen um eine multipolare, demokrati¬ 
sche Weltordnung ohne imperialistische 
Dominanz. 

Den ersten „internationalistischen“ 
Block des Schwerpunktes bilden darum 
Beiträge von Kommunisten aus Russ¬ 
land, Indien, Brasilien und Südafrika mit 
jeweils eigenen Akzenten über die große 
Bedeutung der Oktoberrevolution und 
Lehren aus ihr. Aus China konnten wir 
leider noch keinen Beitrag organisieren. 
Über China, das Ende der kolumbiani¬ 
schen Epoche und das - von der Okto¬ 
berrevolution inspirierte - Ringen um 
nationale Souveränität und eine andere 
Weltordnung schreibt aber Domenico 
Losurdo in seinem sehr zu empfehlen¬ 
den Buch „Klassenkampf“, was wir mit 
freundlicher Genehmigung des Papy- 
Rossa-Verlages als Leseprobe bringen. 
Mit aufgenommen haben wir auch einen 
Beitrag der portugiesischen KP, die ja - 
ähnlich wie die südafrikanische Partei 
bei ihrem Sieg über das Apartheidsre¬ 
gime - in der Nelkenrevolution 1974/75 
eigene, wichtige Erfolge erkämpft und 
Erfahrungen gesammelt hat, die verall¬ 
gemeinerbar sind. 

Erst im zweiten Block stehen, wie 
schon erwähnt - insbesondere für un¬ 
sere jüngeren Leserinnen - die beiden 
Revolutionen als historisches Ereignis 
im Mittelpunkt. Unser jüngster Redak¬ 
tionszugang Gerrit Brüning gibt einen 
kurzen Überblick über das Jahrhunder¬ 
tereignis Oktoberrevolution. Und ein al¬ 
ter Freund der Marxistischen Blätter, der 
österreichische Historiker und Kommu¬ 
nist Hans Hautmann, skizziert die Feb¬ 
ruarrevolution und ihre Entwicklung bis 
in den Sommer 1917. 

UZ: Der dritte Block des Schwerpunkt¬ 
themas „ Oktoberrevolution in der Dis¬ 
kussion“ beginnt mit einem Vortrag des 
sozialdemokratischen Historikers Peter 
Brandt. Warum das? 


Lothar Geisler: Ein Blick auf die Ver¬ 
anstaltungskalender diverser Stiftungen, 
Arbeitskreise und die Vorankündigun¬ 
gen nicht nur linker deutscher Verlage 
zeigt, wie sehr die russische Revoluti¬ 
on nach hundert Jahren noch Gegen¬ 
stand von ernsthaften, kontroversen 
Debatten ist. Gängige antikommunis¬ 
tische Geschichtspropaganda lass’ ich 
mal außen vor. Da geht es natürlich 
um unterschiedliche Bewertungen und 
auch Antworten auf die Frage, warum 
der Hundertjährige Jubilar nicht mehr 
unter uns weilt. Damit müssen wir uns 
auseinandersetzen. Natürlich auch mit 
sozialdemokratischen Ansichten, auch 
wenn man sie nicht durchgängig teilt. 
Und wenn das mit der Aktionseinheit 
zukünftig was werden soll, müssen sich 
auch die Sozialdemokraten selbstkri¬ 
tischer mit ihrer eigenen Geschichte 
auseinandersetzen. Wir zumindest tun 
das, wie die drei veröffentlichten Vor¬ 
tragsauszüge von Nina Hager, Raimund 
Ernst und Willi Gerns zeigen. Hochspan¬ 
nend ist auch der abschließende Beitrag 
des Militärhistorikers Lothar Schröter, 
dem wir die Überschrift „NATO jagt 
Roter Oktober“ gegeben haben. In sei¬ 
nem Zentrum steht die erst seit kur¬ 
zem zugängliche NATO-Studie „Über 
die langfristigen Tendenzen in den Ost- 
West-Beziehungen“ vom Mai 1978, die 
u.a. eine für die Zeit bemerkenswert rea¬ 
listische Analyse des inneren Zustandes 
der Sowjetunion und der anderen sozi¬ 
alistischen Länder beinhaltete. 

Soweit zum Sonderheft, das darü¬ 
ber hinaus noch Rezensionen zu span¬ 
nenden „Revolutionsbüchern“ enthält. 
Das Thema ist für uns noch bei weitem 
nicht erschöpft. Weitere Beiträge fol¬ 
gen mit Sicherheit in den kommenden 
Ausgaben. 

Die Fragen stellte Fritz Pasemann-Senkel. 

1 Siehe Micha Brumlik in „Blätter für deutsche 
und internationale Politik, i_2017 


Ein Vorbild für unsere Zeit 

Louise Michel, eine mutige und standhafte Kämpferin der Pariser Kommune 


Unzählig sind die Frauen, die in den 
Reihen der Kämpfer für den Fortschritt 
standen. So war es auch in der ersten pro¬ 
letarischen Revolution der Welt, der Pa¬ 
riser Kommune vom 18. März bis 28. Mai 
1871. Eine von ihnen war die auf anar¬ 
chistischen Positionen stehende Revolu¬ 
tionärin Louise Michel, die in den Rei¬ 
hen der Nationalgarde kämpfte. In über¬ 
arbeiteter Form hat der Unrast-Verlag 
in Münster jetzt ihre - meist während 
der Jahre ihrer Kerkerhaft geschriebe¬ 
nen - Memoiren heraus gebracht. Mutige 
Anwälte schmuggelten sie damals nach 
draußen und machten sie mit Berich¬ 
ten über das unerschrockene Auftreten 
der „roten Jungfrau“ oder auch „roten 
Wölfin“ vor Gericht der Öffentlichkeit 
zugänglich. Fußnoten und ein kommen¬ 
tiertes Personenregister erleichtern dem 
Leser, den Ereignissen zu folgen. 

Die in Bescheidenheit und ohne Her¬ 
vorhebung der eigenen Handlungen ver¬ 
fassten Aufzeichnungen vermitteln den¬ 
noch ein Bild, wie Louise in den Wochen 
des Kampfes von 1871, der wehrevoluti¬ 
onäre Bedeutung erlangte, klar für eine 
sozialistische Gesellschaft eintrat. Die 
Gerichtsprotokolle halten fest, dass sie 
„der Aufstandsregierung stets eine gren¬ 
zenlose Ergebenheit erwiesen hat“. Ihr 
Mut, ihr unerschrockener Einsatz, ihre 
Selbstlosigkeit und Hingabe an die revo¬ 
lutionäre Sache der Ausgebeuteten und 
Unterdrückten, geben uns gerade heute 
mehr denn je ein Beispiel. 

Viele höchst aktuelle Gedanken hat 
sie uns hinterlassen. Nur einige wenige 
aus ihrer aufrüttelnden Schrift „Auf ihr, 
die ihr die Ketten des Elends tragt!“: 
„Ist es nicht ein Verbrechen zu warten, 
während Millionen unter dem Mühlrad 
des Elends wie das Korn zermahlen, wie 
Trauben zerquetscht werden.“ Welche ge¬ 


rade heute gültige Sicht auf die Zukunft 
verkündet sie: „Wir machen die Hälfte 
der Menschheit aus. Wir kämpfen ge¬ 
meinsam mit allen Unterdrückten und 
werden unseren Anteil an der Gleichheit, 
die die einzige Gerechtigkeit ist, erhal¬ 
ten. Der Boden gehört dem Bauern, der 
ihn bestellt, das Bergwerk dem, der es 
durchforscht, alles gehört allen: Brot, Ar¬ 
beit, Wissen; und je freier die Menschheit 
sein wird, umso größer die Reichtümer 
und die Macht, die sie der Natur abringt.“ 
Am 29. Mai 1830 als uneheliches 
Kind eines Dienstmädchens geboren, 
studierte Louise später an einem Leh¬ 
rerinnenseminar, wurde aber an den 
allgemeinen Schulen meist nicht ein¬ 
gestellt, da sie den Eid auf den Kaiser 
verweigerte. Zunächst Aushilfslehrerin 
an einem Internat, gründete sie 1865 in 
Montemartre eine kleine Schule, in der 
sie gleiche Bildung für alle zu verwirk¬ 
lichen suchte. Es gab keine Geschlech¬ 
tertrennung, aber sexuale Aufklärung. 
Daneben schreibt sie, schickte sie Vic¬ 
tor Hugo ihre Gedichte. Eines heißt 
„Schwarze Marseillaise“, in dem sie klar 
ihre Position verkündet: „Ich weiß nicht, 
wo der Kampf zwischen der alten und 
der neuen Gesellschaft stattfinden wird, 
das ist unwichtig, aber ich werde dabei 
sein.“ Später hält sie fest: „Die Revolu¬ 
tion wird die Blütezeit der Menschheit 
sein, wie die Liebe die Blütezeit des Her¬ 
zens ist.“ 

Aufruf zum „Sturm 
auf Versailles“ 

Und wie sie dabei ist: Als die reakti¬ 
onäre Thiers-Regierung am 18. März 
1871 der Forderung Preußens entspre¬ 
chend 6 000 Soldaten auf den Mont¬ 
martre schickt, um die Nationalgarde zu 
entwaffnen, gehört Louise Michel zu de¬ 


nen, die zum Widerstand aufrufen. Von 
ihrem strategischen Weitblick zeugt ihr 
Aufruf „zum Sturm auf Versailles“, denn 
sie ahnt, dass, wenn die Euphorie der ers¬ 
ten Revolutionstage nicht dazu genutzt 
würde, eine Revolution in ganz Frank¬ 
reich zu entfachen, am Ende eine Nie¬ 
derlage der Pariser Kommune gegen die 
Versailler unvermeidbar ist. 

Während der blutigen Massaker an 
den Kommunarden im Mai steht sie hel¬ 
denmütig auf den Barrikaden. 35 000 
Tote werden offiziell gezählt, 40 000 ver¬ 
haftet, von denen wiederum schätzungs¬ 
weise 20 000 in den folgenden Monaten 
standrechtlich oder nach Schnellgerichts¬ 
verfahren erschossen werden. 

Louise überlebt die blutigen Barrika¬ 
denkämpfe nur durch Zufall. Während 
der Verteidigung der Barrikade an der 
Chausee Clignancourt wird sie verwun¬ 
det, für tot gehalten und in einen Gra¬ 
ben geworfen. Es gelingt ihr, in ihre Woh¬ 
nung zu kommen. Doch als sie erfährt, 
dass ihre Mutter an ihrer Stelle verhaf¬ 
tet wurde, stellt sie sich ihren Feinden, 
in der Gewissheit, dass das ihr Todes¬ 
urteil bedeutet. Während der Schautri¬ 
bunale, vor die auch über 1 000 Frauen 
gezerrt werden, verteidigt sie die Sache 
der Kommune, klagt das ausbeuterische 
System an, fordert die Republik, Gerech¬ 
tigkeit, darunter Gleichberechtigung für 
die Frau. Ihren Anklägern entgegnet sie: 
„Ich gehöre mit Leib und Seele der sozi¬ 
alen Revolution und erkläre, dass ich die 
Verantwortung für ah meine Taten über¬ 
nehme.“ Sie bekennt stolz, mit der Waffe 
gekämpft zu haben und fordert in ihrem 
Plädoyer für sich selbst die Todesstrafe. 

Victor Hugo setzte der Verteuflung 
der Rebellin durch die Reaktion die 
Meinung des Volkes entgegen: „Sie alle 
sah’n durch das Medusenhaupt, den Wi¬ 


derschein des Engels.“ Paul Verlaine, der 
wie Arthur Rimbaud und Peter Kropot- 
kin bewundernd über sie schrieb, nannte 
eine Ballade über sie „Louise Michel ist 
wunderbar“. Jean Villain zitierte in sei¬ 
nem „Report über die Pariser Kommu¬ 
narden“ einen Journalisten, der sie als ei¬ 
nen Menschen „von einer Einfachheit, 
Sanftmut, Bescheidenheit und Selbstver¬ 
leugnung“ beschrieb, um dann fortzufah¬ 
ren: „Hinter ihrer Demut freilich verbirgt 
sich ein unbezwingbarer Wille - sie ist 
eine Löwin im Schafspelz.“ 

Verbannt nach Neukaledonien 

Das Gericht scheint eine Märtyrerin 
Louise Michel mehr zu fürchten als eine 
lebende und verurteilt sie am 16. Dezem¬ 
ber 1871 zu lebenslanger Verbannung 
nach der Inselgruppe Neukaledonien im 
Südpazifik (die noch heute französische 
Kolonie ist). Als ihr mitgeteilt wird, dass 
sie binnen 24 Stunden Berufung einle- 
gen könne, entgegnete sie sofort: „Nein! 
Keine Berufung: aber mir wäre der Tod 
lieber!“ 1873 wird sie nach der Strafko¬ 
lonie verbracht. Vier Monate dauert die 
Schiffsreise dorthin, während der die Ge¬ 
fangenen wie Tiger und Löwen in Käfi¬ 
gen gehalten werden. In der Verbannung 
hilft sie den einheimischen Kanaken im 
Widerstand gegen die Kolonialherr¬ 
schaft, betreibt Tier- und Pflanzenstudien 
und arbeitet an einem kanakischen Wör¬ 
terbuch. Hier wie in vielen Abschnitten 
ihres kämpferischen Lebens wird ihr tie¬ 
fer Internationalismus sichtbar. 

1880 wird sie begnadigt und kehrt 
nach Paris zurück. Nun zeigt Louise Mi¬ 
chel eine Seite, die man heute bei nicht 
wenigen, die sich einst zu den Kämpfern 
für eine sozialistische Gesellschaft zähl¬ 
ten, vergeblich sucht: Sie steht unerschüt¬ 
terlich zur revolutionären Sache, setzt 
den Kampf in den Reihen der Anarchis¬ 
ten fort und engagiert sich aktiv in der 
Frauenbewegung. 1882 gründet sie eine 
Frauen-Liga. 


Vorkämpferin der proleta¬ 
rischen Frauenbewegung 

Die allgemeinen Forderungen nach 
Gleichberechtigung der Frau genügen 
ihr jedoch nicht. Weitsichtig erkennt 
und fordert sie als Grundlage eine 
tiefgehende Veränderung der sozia¬ 
len Verhältnisse. Clara Zetkin ordnet 
Louise Michel folgerichtig als eine weit 
über Frankreich hinaus ausstrahlende 
Gestalt in die „Geschichte der proleta¬ 
rischen Frauenbewegung“ ein, als ein 
„Synonym der unerschrockenen, auf¬ 
opfernden Heldenhaftigkeit der Pari¬ 
ser Commune-Kämpferinnen.“ 

Nach erneuter Verurteilung wird 
sie 1886 begnadigt, flieht vor weiteren 
Verfolgungen nach Großbritannien, 
wo sie politisch aktiv bleibt, unter an¬ 
derem als Rednerin und Autorin po¬ 
litisch-literarischer Bücher und Thea¬ 
terstücke. Unermüdlich kämpft sie ge¬ 
gen das vom Kapital hervorgebrachte 
soziale Elend und die Bildungsmisere, 
gründet eine internationale Schule so¬ 
wie Armenhäuser. 

Von und über Louise Michel, die 
am 9. Januar 1905 starb, hegen zahl¬ 
reiche Gedichte bzw. Bücher vor, da¬ 
runter von ihr selbst „Auf ihr, die ihr 
die Ketten des Elends tragt“ und „Wa¬ 
rum ich Anarchistin wurde“; von Vic¬ 
tor Hugo „An Louise Michel“; von 
Paul Verlaine „Ballade zu Ehren Lou¬ 
ise Michels“; von Arthur Rimbaud, 
„Was macht uns das, mein Herz?“ und 
„Pariser Kriegsgesang“. 2001 gab der 
2014 verstorbene Verleger Bernd Kra¬ 
mer das Buch „Leben, Ideen, Kampf. 
Louise Michel und die Pariser Kom¬ 
mune von 1871“ heraus. 

Gerhard Feldbauer 

Louise Michel: Memoiren. Erinnerun¬ 
gen einer Kommunardin. Hrsg. Jörn Es¬ 
sig-Gutschmidt. Unrast-Verlag, Müns¬ 
ter 2017, Klassiker der Sozialrevolte 27. 
368 S. 16 Euro (D). 
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Meister des Lichts und 
der Bewegung 

Bei über 80 Filmen war er der Mann 
hinter der Kamera, vor wenigen Tagen 
ist Michael Ballhaus in Berlin gestor¬ 
ben. Die 70er-Jahre, das war die Zeit des 
Neuen Deutschen Films und 14 Filme hat 
er alleine mit Rainer Werner Fassbinder 
gedreht - darunter Klassiker wie „Die 
Ehe der Maria Braun“ und „Die bitte¬ 
ren Tränen der Petra von Kant“. Später 
arbeitete er in den USA und meinte 
„der Beruf des Kameramanns in Ameri¬ 
ka ist ein bisschen anders. Er heißt dort 
„Director of Photography“ und hat ein¬ 
fach mehr Einfluss. Er kann also Bilder 
selber bestimmen. Wenn es Regisseure 
gibt, die selber keine Bildvorstellungen 
haben, dann kann er seine Bildvorstel¬ 
lungen durchsetzen. Und das war glaube 
ich das Interessante, dass die gemerkt ha¬ 
ben, dass ich ganz schöne Bilder im Kopf 
hatte - aus der Schule von Fassbinder.“ 

„Die fabelhaften Baker Boys“, 
„Goodfellas“ oder „Die Gangs of New 
York“ - viele von seinen amerikanischen 
Arbeiten sind zu Klassikern geworden. 
Dazu trägt seine fantasievolle, gerade¬ 
zu schwebende Kamera genauso bei wie 
die Tatsache, dass er es immer wieder ge¬ 
schafft hat, auch die bekanntesten Ge¬ 
sichter in ein neues, vorteilhaftes Licht 
zu setzen. Als Grandseigneur der Film¬ 
kamera, so wird Michael Ballhaus in Er¬ 
innerung bleiben. Und als ein Mann, der 
trotz aller internationalen Erfolge seine 
deutsche Herkunft nie vergessen hat. 
Ein Stern auf dem Berliner Boulevard 
der Stars erinnert an ihn - und natürlich 
an seine Filme, die man immer wieder 
und wieder sehen kann. 

Oberhausener Kurzfilmtage 

Es ist nicht das erste Mal: Die Kurzfilm¬ 
tage in Oberhausen haben den deut¬ 
schen Filmhochschulen ein schlechtes 
künstlerisches Zeugnis ausgestellt. „Wir 
haben in diesem Jahr sehr viele interes¬ 
sante Arbeiten gesehen, die von Kunst¬ 
hochschulen stammen und nicht von 
klassischen Filmhochschulen“, sagte der 
Leiter des deutschen Wettbewerbs Cars¬ 
ten Spicher. Filmhochschulen bilden ihre 
Studierenden aus mit Blick auf die Kon¬ 
ventionen, die Kino und Fernsehen er¬ 
warten, bei Arbeiten aus Kunsthochschu¬ 
len kann man die Freiheit der Form und 
des Ausdrucks finden, die nicht nur für 
den Wettbewerb, sondern auch für die 
Entwicklung der Filmkunst wichtig sind. 

Die mittlerweile 63. Austragung der 
Kurzfilmtage startet am 11. Mai und geht 
bis zum 16. Mai, es ist das älteste Format 
für die spezielle Form des Kurzfilms (in 
aller Regel sind die Filme zwischen 20 
und 50 Minuten lang) und genießt inter¬ 
nationale Aufmerksamkeit. 

Der Streit ums Geld 

Der kostenlose Eintritt in das geplante 
Humboldt Forum im Berliner Schloss 
ist nach Ansicht des Berliner Kulturse¬ 
nators Klaus Lederer immer noch nicht 
beschlossene Sache. „Ich bin eigent¬ 
lich dafür, alle Museen eintrittsfrei zu 
machen“, sagte Lederer der Deutschen 
Presse-Agentur. Kulturstaatsministerin 
Monika Grütters hatte in Aussicht ge¬ 
stellt, den Eintritt in den ab 2019 geplan¬ 
ten Museumskomplex kostenfrei zu ma¬ 
chen. Lederer sagte, dabei müssten auch 
die Auswirkungen auf die anderen Mu¬ 
seen im Umkreis bedacht werden. Der 
Kultursenator sieht bei der Entschei¬ 
dung vor allem den Bund in der Pflicht. 
Mit dieser Maximalforderung meint der 
Herr Senator zwar populistisch punkten 
zu können, dabei sind eine ganze Rei¬ 
he von Museen im Umkreis des neuen 
Prachtbaus in der Verantwortung des 
Landes Berlin. Hier könnte er selbst ak¬ 
tiv werden um ein deutliches Zeichen zu 
setzen und damit vielleicht den Bund in 
Zugzwang bringen. 

Gratulation 

Manfred Schlenker erhält das Bundes¬ 
verdienstkreuz. Als Komponist, Diri¬ 
gent und Chorleiter prägte er die Kir¬ 
chenmusik in der DDR. Er verantwor¬ 
tete die Greifswalder Bachwoche und 
leitete viele Jahre die dortige Kirchen¬ 
musikschule. In evangelischen und ka¬ 
tholischen Gesangbüchern finden sich 
Kompositionen von ihm. 

Herbert Becker 


Die möglichen und 
die vernünftigen Leben 

Zur Neuveröffentlichung des Romans „Die Weltzeituhr“ von Eberhard Hilscher 


A m 28. April 2017 würde der 
Schriftsteller Eberhard Hilscher 
neunzig Jahre; er starb 2005. Von 
ihm stammen Monographien zu Tho¬ 
mas Mann, Gerhart Hauptmann und 
Arnold Zweig, die zu großen Erfol¬ 
gen wurden. Zahlreiche Essays wei¬ 
sen seine Interessen an der Literatur 
und Kunst, aber auch an Naturwissen¬ 
schaften aus, er begeisterte sich für en¬ 
zyklopädische Geister wie Leibniz, Vol¬ 
taire und Goethe, widmete sich Albert 
Schweitzer und Einstein und vielen an¬ 
deren. Die dreißig Essays „Dichtung 
und Gedanken“ (vgl. UZ vom 5. Ok¬ 
tober 2001) wiesen ihn als modern und 
europäisch aus. Die ihm vertrauten Jo¬ 
hann Christian Günther und Gerhart 
Hauptmann nannte er Schlesier, aber 
beschrieb sie als Europäer, wie er sich 
fühlte. Am wichtigsten ist seine Prosa, 
bestehend aus erfolgreichen Erzählun¬ 
gen wie „Feuerland ahoi! Mr. Darwin 
macht eine Entdeckung“ (1961) und 
Romanen: Einer über Walther von der 
Vogelweide („Der Morgenstern 4 ,‘1976) 
wurde historischer und Zeit-Roman, 
der Minnesänger wirkte in der Gegen¬ 
wart. Kritiker sahen in ihm den „ers¬ 
ten Experimentalroman der DDR“ 
Hilscher entwickelte ein Modell: Die 
Gegenwart ist der aktuellste Moment 
der Geschichte und der historischste 
Moment der Zukunft; etwas zu isolie¬ 
ren ist unmöglich. Die Gegenwart wird 
zur entscheidenden Zeit des Menschen 
und entsprechend hat er seine Hand¬ 
lungen darauf einzurichten. 

Um den Schriftsteller und Litera¬ 
turwissenschaftler ist es - in Deutsch¬ 
land - still geworden. In Polen dage¬ 
gen genießt er Aufmerksamkeit und 
Anerkennung: In seiner Geburtsstadt 
Schwiebus (heute: Swiebodzin), die ihn 
2000 zu ihrem Ehrenbürger machte, hat 
ihm das Museum eine Gedenkstätte 
eingerichtet, die sein Berliner Arbeits¬ 
zimmer nachstellt, seine Privatbiblio¬ 
thek ist dort verfügbar. Kolloquien hal¬ 
ten die Erinnerung an ihn wach. 

Es ist verdienstvoll, dass der Mittel¬ 
deutsche Verlag in Halle, nachdrücklich 
gebeten von Hilschers Witwe Ute Hil¬ 
scher, anlässlich des 90. Geburtstages 
Hilschers am 28. April, den Roman 
„Die Weltzeituhr“ (1983) neu heraus¬ 
gegeben hat. Der damals gedruckte 
Roman war abgeschlossen; dennoch ar¬ 
beitete der Schriftsteller bis zu seinem 
Tod an einer Fortsetzung, die unter 
dem Titel „Glücksspieler und Spielver¬ 
derber“ (2008) in einer wissenschaftli¬ 
chen Reihe erschien. 

Der Titel meint die Weltzeituhr in 
Berlin auf dem Alexanderplatz. Sie 
war seit ihrer Installation 1969 Zei¬ 
chen der Weltoffenheit, die durch die 
Berliner Mauer behindert, aber nicht 
verhindert wurde. Dieser Ort war der 
Abschluss der großzügigen Neugestal¬ 
tung des Berliner Alexanderplatzes, 
des Herzstücks Berlin. Dort traf man 
sich, verabredete man sich, stritt man 
sich auch. Die Uhr war Treffpunkt von 
Kulturen. Unter diesem Aspekt nahm 
sie Hilscher zum Titel seines Romans 
und weitete ihn zeitgeschichtlich bis 
1969 aus. In ihm geht es um Guido 
Möglich, geboren 1928; Autobiografi¬ 
sches wird im Geburtsjahr erkennbar, 
das Geschehen indessen ist großen¬ 
teils fiktiv. Guido, erinnernd an einen 
Reiseführer (Guide), lenkt durch Zeit 
und Raum, durch Faschismus und Kal¬ 
ten Krieg, auf der Suche nach Frieden. 
Seiner Entwicklung parallel wird die 
seines Landes mit historischer Treue 
geboten, gestützt auf historische Erfah¬ 
rungen. Am 21. April 1946 kann man 
lesen, dass „nach schlimmen Leider¬ 
fahrungen ...viele Sozialdemokraten 
und Kommunisten (forderten), end¬ 
lich gemeinsam eine gerechte, huma¬ 
ne Gesellschaftsordnung zu modellie¬ 
ren“ (199). In dieser lebt auch Guido, 
nicht ohne mit dieser Ordnung auch 
seine Probleme zu bekommen: Gesell¬ 
schaft und Individuum haben oft wi- 
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Am Berliner Alexanderplatz wird Zeit sichtbar. 


derspruchsvolle Beziehungen. Der Ro¬ 
man bringt andere Biografien als Ver¬ 
gleichsmöglichkeiten ein, von Einstein 
bis Picasso. Die publizistisch zugespitz¬ 
ten und ironisch gebrochenen Zeiter¬ 
eignisse zielen auf historische Totalität 
und wollen gleichzeitig den Mechanis¬ 
men der gesellschaftlichen und histori¬ 
schen Bewegung auf die Spur kommen. 
Dabei beruft sich Möglich auf Dichter 
und Künstler, auf Hegel und die Dia¬ 
lektik. Nicht die DDR ist das Ziel sei¬ 
ner Kritik, obwohl er mit ihr manchen 
Strauß auszufechten hat, sondern die 
akute Bedrohung aus einer unkontrol¬ 
lierten Entwicklung der Wissenschaft 
und deren verantwortungsloser An¬ 
wendung, die Menschen vernichtet. 
Das Beispiel des Atombombenabwurfs 
der USA 1945 war ein solcher Vorgang 
(198 f.); das ist von beispielhafter Ak¬ 
tualität. Guido Möglich aber wird zu 
einem Menschen, dessen Künstler¬ 
schaft sich durch diese Entwicklung, 
seine Unentschiedenheit und durch die 
Zeit reduziert, ein reduziertes Genie, 
in dem Barbarisches und Selbstzerstö¬ 
rerisches entsteht, Zynismus herrscht. 
Guido Möglich verschwindet eines Ta¬ 
ges; er blieb „immerdar unauffindbar“. 
Doch sah Hilscher darin seine Aufgabe: 
Mit Literatur und Kunst, mit Bildung 
und Wissen einen Schutz zu schaffen, 
der humanes Handeln sichert: „Zwar 
ohne Illusion,/doch voller Hoffnung 
harren wir“, nimmt der Erzähler kurz 
vor Schluss Abschied von Guido, „Du 
warst nur eine Möglichkeit im Spiel“. 

Der Roman wurde 1983 gelobt, ge¬ 
würdigt; Leser und Kritiker bemühten 
sich, dem anspielungsreichen Werk ge¬ 
recht zu werden, das große Anforde¬ 
rungen an Wissen und politische Erfah¬ 
rung des Lesers stellt. In der Zeitschrift 
ich schreibe erschien 1985 ein Aufsatz, 
der Hilscher begeisterte: Es sei eine 
„wahrhaft kunstvolle Kritik mit dem 
Möglich-,Leitmotiv 4 “ und habe in Gui¬ 
do Möglich „erstmals“ „die Reduktion 
des Genialen“ (Hilscher am 22. August 
1985) erkannt. 

Die Neuausgabe hat bisher ge¬ 
kürzte Abschnitte aufgenommen, die 
durch Veröffentlichungen wie „Kaiser 
Wu mauert sich ein“ („Neue Zeit“ Ber¬ 
lin, 3. Juli 1993) bekannt waren und an 
der politisch-geistigen Grundlage des 
Romans wenig rüttelten. Hilschers Bü¬ 


cher durchliefen komplizierte Druck¬ 
genehmigungsverfahren, weil Gegen¬ 
wartspassagen bei den oft kleinkariert 
argumentierenden Gutachtern Schlüs¬ 
se auf Personen und Vorgänge zuließ, 
die nicht erwünscht waren. Am Ende 
erschienen Hilschers Bücher jedoch 
ohne nennenswerte Veränderungen 
ihrer kulturgeschichtlich-philosophi¬ 
schen Grundlagen. 

Die Neuausgabe wird von einem 
Nachwort begleitet, das zuerst den 
Roman beschreibt, dann zwischen 
Verkürzungen und Vorurteilen landet. 
Mit Uwe Tellkamps Machwerk „Der 
Turm“ hat Hilschers Roman nichts zu 
tun, mehr mit Christoph Heins soeben 
erschienenem Roman „Trutz“. Es geht 
nicht, wie Nachwort und der davon in¬ 
spirierte Rücktitel suggerieren, darum, 
die DDR zu zeigen: „ein diktatorischer 
Staat, in dem individuelle Charaktere 
zum Scheitern verurteilt waren“, zumal 
weder Möglich noch Hilscher scheiter¬ 
ten. Es geht in Hilschers Roman nicht 
einmal vorrangig um die DDR, obwohl 
nur die im Nachwort eine Rolle spielt 
(Der Roman durchleuchte „den deut¬ 
schen Teilstaat“.), sondern mehr als die 
Hälfte behandelt die Zeit des Faschis¬ 
mus. Wenn aber dessen Verbrechen, 
die der Roman im Stil des Brechtschen 
Lehrstücks reflektiert, „übersehen“ 
werden - und das wird im Nachwort 
praktiziert -, ist das verantwortungslos. 

Ein Widerstandskämpfer war Hil¬ 
scher nicht, eine Repräsentationsge¬ 
stalt für vordergründige Huldigungen 
auch nicht. Damit spielte er eine Son¬ 
derrolle, er war stolz, „niemals eine 
Auszeichnung,verdient 4 zu haben“. Da¬ 
für konnte er, wie in seinem Roman, 
sich in experimentellen Denkabläufen 
üben. 

Die Wende erlebte Hilscher zwie¬ 
spältig. Einerseits begrüßte er Möglich¬ 
keiten wie die der Veröffentlichung, die 
es nun gab, andererseits sah er den Os¬ 
ten „befreit von Preisstabilität, Arbeits¬ 
anspruch, Wohnrecht und ähnlichen 
Ausschweifungen. Nur den Überwa¬ 
chungsdienst wechselte man klamm¬ 
heimlich aus.“ („Dichter im Visier“). 
Er sah für „sich kaum etwas zum Po¬ 
sitiven wenden“ (17. Dezember 1989) 
und hatte damit Recht, denn auch sei¬ 
ne erwarteten Publikationen blieben 
aus. Er litt, als z.B. die Gerhart-Haupt- 


mann-Biografie verramscht wurde, ehe 
sie später - der Bedarf war da - noch¬ 
mals als Taschenbuchausgabe erschien. 
Schlimmer traf es ihn 2002, als über ihn 
ein „kleiner Artikel“ in einer renom¬ 
mierten „Zeitschrift für Literatur“ ab¬ 
gelehnt wurde, unter anderem mit der 
Begründung, er sei „sicher ein ehren¬ 
werter Schriftsteller“, aber keiner, über 
den man einen „kritiklosen Text ver¬ 
öffentlichen“ könne. Schließlich wur¬ 
de der „kleine Artikel“, erweitert zum 
umfangreichen biografischen Abriss, in 
Polen veröffentlicht. 

Die Neuausgabe der Weltzeituhr 
bietet die Möglichkeit, in dem Roman 
eine Dokumentation zu Krieg und 
Frieden seit den zwanziger Jahren zu 
finden: Als am 30. September 1969 die 
Weltzeituhr auf dem Berliner Alexan¬ 
derplatz eingeweiht wurde, „wehrten 
südvietnamesische Befreiungskämpfer 
um fünfzehn Uhr synchron einen ame¬ 
rikanischen Bombenangriff ab“, „tanz¬ 
ten um sechzehn Uhr tausend Kinder 
auf dem Platz vor dem alten Kaisertor 
in Peking“ und veröffentlichte man in 
Chile, „dass die Kommunistische Par¬ 
tei Chiles den Dichter Pablo Neru- 
da für das Amt des Staatspräsidenten 
nominiert habe“ (352). Der Roman 
heißt „Die Weltzeituhr“, nicht - wie 
das Nachwort suggeriert - „Die DDR- 
Zeituhr“. 

Rüdiger Bernhardt 


EBERHARD 

HILSCHER 


DIE ROMAN 
WELT EINER 
ZEIT EPOCHE 
UHR 

Eberhard Hilscher: Die Weltzeituhr. 
Mit einem Nachwort von Volker Oes¬ 
terreich. Halle: Mitteldeutscher Verlag 
2017,440 S., 14.95 Euro 
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CIA - Die Lizenz zum Massenmord 

Der kaum aufhaltsame Aufstieg des geheimen US-Machtapparates • Von Klaus Wagener 


S pätestens seit klar wurde, dass 
der Kandidat Donald Trump re¬ 
ale Chancen auf das Weiße Haus 
hatte, war ebenso klar, dass das US- 
Establishment diese Wahl verhindern 
wollte. Nachdem das nicht gelang, ist 
ein regelrechter Krieg der „permanen¬ 
ten Regierung“ gegen die neu amtie¬ 
rende Regierung ausgebrochen. So 
nannte es der frühere Chef der beiden 
Geheimdienste CIA und NSA Micha¬ 
el Hayden. Hayden bestätigte die Exis¬ 
tenz eines „Tiefen Staates“eines „Deep 
State“ der es allerdings gut mit allen 
meine (der „friendly“ sei) und deshalb 
besser „Permanent Government“ ge¬ 
nannt werden sollte. 

Klar ist nach den Aussagen des 
amtierenden FBI-Chefs James Co- 
mey auch, dass sein Inlandsgeheim¬ 
dienst (von der NSA darf man das ge¬ 
trost auch annehmen) den Präsiden¬ 
ten überwacht, wegen „des Verdachts 
illegaler Kontakte mit Russland“, wie 
Comey offen formulierte. Kontakte mit 
anderen Staaten sollten auch für eine 
US-Regierung eine Selbstverständlich¬ 
keit sein. Aber es gelang dem „friend¬ 
ly Deep State“ tatsächlich, die Trump- 
Regierung als von Russland gesteuert 
darzustellen und Sicherheitsberater 
Michael Flynn wegen eines - natürlich 
abgehörten - Telefonats mit dem russi¬ 
schen Botschafter abzuschießen. 

Permanente Regierung 
und Imperialismus 

Der Aufbau und die Sicherung von Im¬ 
perien setzt den rücksichtslosen Ge¬ 
brauch militärischer, ökonomischer, 
medialer und eben auch geheimdienst¬ 
licher Macht voraus. Es geht um die 
Absicherung großer Räume und die 
Ausbeutung ihrer Ressourcen. Da die 
eigenen Kräfte meist für eine effektive 
Beherrschung dieser Räume nicht hin¬ 
reichen, müssen neben den zur Verfü¬ 
gung stehenden Ausbeutungspotenti¬ 
alen auch die Widerspruchspotentiale 
zwischen den unterworfenen und zu 
unterwerfenden Völkern und Volks¬ 
gruppen, ihre Geschichte und religiö¬ 
sen, ethnischen, ökonomischen Inter¬ 
essengegensätze erforscht werden. So 
gelangte die völkische deutsche „Ost¬ 
forschung“ (von Friedrich Ratzel, Karl 
Haushofer u.a.) schon in der Kaiserzeit 
in eine für die Propagierung deutschen 
Lebensraums im Osten zentrale Positi¬ 
on und rückte im faschistischen Nazi- 
Reich in den Rang einer Art Kriegswis¬ 
senschaft. 

Operierte der alte Imperialismus 
Britanniens, der Niederlande und 
Frankreichs noch mit offenen militä¬ 
rischen Eroberungen, militärisch ge¬ 
sicherten Kolonialverwaltungen und 
Protektoraten (mit dem Höhepunkt 
der Krönung Victorias zur Kaiserin 
von Indien), so suchte der finanzkapi¬ 
talistische Imperialismus der USA die¬ 
se Widerstand produzierende Form der 
physischen Unterdrückung nach Mög¬ 
lichkeit zu vermeiden. Nachdem der 
Rote Oktober und die blutig bekämpf¬ 
ten nationalen Befreiungsbewegungen 
das alte Kolonialsystem hinweggefegt 
hatten, rückten Banken und Schulden¬ 
verwalter an seine Stelle. Der „große 
Knüppel“ (Theodore Roosevelt) sollte 
im Regelfall nur als letztes Mittel, ge¬ 
wissermaßen als Gerichtsvollzieher der 
Regeln des „Washington Consensus“, 
der neoliberalen Regeln von IWF und 
Weltbank zum Einsatz kommen. Der 
Imperialismus der USA, das sollte hei¬ 
ßen: Freedom and Democracy. Liberale 
Lässigkeit, Kaugummi, Straßenkreuzer, 
Coca-Cola, Marilyn Monroe und Jazz. 

Gewalt, Krieg, Völkermord ruinier¬ 
ten diese sorgfältig gepflegte Hoch¬ 
glanzoberfläche. Die zur Herrschafts¬ 
ausübung notwendige „Drecksarbeit“ 
musste daher möglichst verdeckt ge¬ 
führt werden. Zwar gab es Geheimpo¬ 
lizeien und verdeckte Operationen seit 
der Antike, aber im US-Imperialismus 
wurden sie zur strukturellen Notwen¬ 
digkeit. Gelangte der Inlandsgeheim¬ 
dienst, FBI, auf der ersten Welle der 
„Red Scare“ (Angst vor der roten Ge¬ 
fahr) 1917-1920 mithilfe der von ihm 


selbst verbreiteten Panik vor dem Ro¬ 
ten Oktober zu nahezu unkontrollierter 
Macht und Einfluss, so war es die zweite 
Welle, die McCarthy-Ära nach dem II. 
Weltkrieg mit ihrer Massenhysterie vor 
der Roten Armee, welche den Auslands¬ 
geheimdienst CIA neben dem Pentagon 
zum strategisch denkenden Machtzent¬ 
rum der US-Geostrategie machte. 

OSS und Nazikumpanei 

Die Besonderheiten der von Sklaverei, 
Völkermord und Landraub geprägten 
US-Geschichte, die innenpolitisch re¬ 
lativ schwache Zentralregierung mach¬ 
ten das Land des Faustrechts anfällig 
für die Herausbildung von Wirtschafts¬ 
und Finanztycoons wie John D. Rocke - 
feller und J.P Morgan, aber auch für 
eine gewisse Form von Bonapartismus, 
wie er etwa in der Person von Douglas 
McArthur, J. Edgar Hoover und den 
Brüder John Foster und Allen Dul- 
les erkennbar ist. So wie es FBI-Chef 
Hoover egal war, „wer unter mir Präsi¬ 


dent ist“, bestimmte der geostrategische 
Hardliner Allen Dulles die Politik der 
CIA selbst dann noch, als er am 29. No¬ 
vember 1961 auf Druck Kennedys sei¬ 
nen Rücktritt einreichen musste. Dulles 
wurde eines der sieben Mitglieder der 
Warren-Kommission, die den Mord an 
Präsident Kennedy aufzuklären hatte, 
obwohl nicht wenige in ihm den Pup¬ 
penspieler sahen, an dessen Fäden die 
Marionette des Attentäters Lee Har- 
vey Oswald hing. 

Schon während des II. Weltkriegs 
betrieb Dulles als OSS-Direktor in 
der Schweiz eine Art Nebenaußen¬ 
politik. Das OSS (Office of Strategie 
Services) unter der Leitung von Wil¬ 
liam Donovan war der kriegsübliche 
Ad-hoc-Geheimdienst der USA im II. 
Weltkrieg und wurde, nach dem Sieg 
über Japan, am 20. September 1945 
aufgelöst. Dulles hielt die Januar 1943 
in Casablanca aufgestellte Forderung 
seines Präsidenten Franklin Roose¬ 
velt nach „bedingungsloser Kapitu¬ 
lation“ für einen strategischen Fehler, 
da die USA Deutschland schon bald 
nach dem Krieg im Kampf gegen den 
Kommunismus und die Rote Armee 
brauchen würden. Entsprechend hielt 
er über Mittelsmänner Kontakte bis in 
höchste Ränge des faschistischen Ap¬ 
parates, um etwa im Zusammenhang 
mit dem Stauffenberg-Attentat die 
Möglichkeiten eines westlichen Sepa¬ 
ratfriedens zu ventilieren. Nach dem 
Krieg sorgte er dafür, dass die verwen¬ 
dungsfähige Elite in die USA oder in 
Drittstaaten flüchten konnte. Hohe 


SS-Ofiziere wie Karl Wolff und Wal¬ 
ter Rauff, verantwortlich für tausende 
Morde, und Abwehrgeneral Reinhard 
Gehlen wurden von Dulles rekrutiert. 
Mit Wolff verabredete er gegen die 
ausdrückliche Anweisung Roosevelts 
einen Separatfrieden in Norditalien, 
der die linken Partisanen und die an¬ 
rückende Rote Armee an der Macht¬ 
übernahme in Italien hindern sollte. 
Wie die Bombenabwürfe auf Hiroshi¬ 
ma und Nagasaki kann diese Opera¬ 
tion als Beginn des Kalten Krieges in 
der Praxis angesehen werden. Dulles 
sah sich dabei als strategischer Denker 
und eigentlicher Wahrer US-amerika¬ 
nischer Interessen. 

Konterrevolution und Mafia 

Am 5. März 1946 leitete Winston Chur¬ 
chill mit seiner „Eiserner Vorhang“- 
Rede propagandistisch den Kalten 
Krieg ein. Am 12. März 1947 verkün¬ 
dete Präsident Truman die nach ihm 
benannte Doktrin, nach der die USA 


„freien Völkern“ beistehen, „die sich 
der angestrebten Unterwerfung durch 
bewaffnete Minderheiten oder durch 
äußeren Druck widersetzen“. Konkret 
ging es um Militär- und Wirtschaftshilfe 
für den neuen Vasallen Türkei und die 
Unterstützung der reaktionären Kräfte 
im griechischen Bürgerkrieg. Aber ge¬ 
meint war natürlich die Bekämpfung 
des „kommunistischen Lagers“ insge¬ 
samt. Um im Sinne der CIA „Kommu¬ 
nist“ zu sein, musste man kein Kommu¬ 
nist sein. Es reichte die vage Absicht 
einer Agrarreform, wie die von Jacobo 
Arbenz Guzmän Anfang der 1950er in 
Guatemala oder die Verstaatlichung 
der nationalen Ölressourcen wie bei 
Mohammad Mossadegh im Iran, um 
von den gelenkten imperialen Massen¬ 
medien ins „kommunistische Lager“, 
einsortiert, weggeputscht, fallweise er¬ 
mordet und durch einen reaktionären, 
aber US-hörigen Diktator ersetzt zu 
werden. 

Am 26. Juli 1947 verabschiedete 
der Kongress den „National Security 
Act“, der neben der Schaffung perma¬ 
nent kriegsfähiger Militärstrukturen 
auch die Schaffung eines permanen¬ 
ten zentralen Auslandsgeheimdiens¬ 
tes, der CIA, vorsah. Die USA wurden 
zu einem permanent kriegführenden 
Imperium. Für die Finanzierung der 
US-Geheimdienste standen 2016 offi¬ 
ziell 53,9 Mrd. Dollar (National Intel¬ 
ligence Program) plus 17,9 Mrd. Dol¬ 
lar (Military Intelligence Program) zur 
Verfügung. Aber schon Allen Dulles fi¬ 
nanzierte in seiner OSS-Zeit seine „in¬ 


offiziellen“ Nazi-Rettungen mit „inof¬ 
fiziellem“ Geld, mit von den Nazis in 
die Schweiz transferierten geraubten 
jüdischen Vermögen. Der CIA-Con- 
tra-Krieg gegen die sandinistische Re¬ 
gierung Nicaraguas wurde in den 80er 
Jahren unter Präsident Reagan mit 
Waffenverkäufen an den Iran finan¬ 
ziert. Als Richard Nixons „Drogen¬ 
krieg“ die Drogenpreise hochgetrieben 
hatte, profitierten sowohl die Mafia 
als auch die mit ihr eng verbundenen 
Dienste. Das seit der Prohibition im¬ 
mer mächtiger werdende organisierte 
Verbrechen konnte als Knüppeltruppe 
gegen die organisierte Arbeiterklasse 
eingesetzt werden, traditionell in den 
USA, aber auch in Italien, Frankreich 
und gegen Kuba. Die Mafia wurde zum 
funktionalen Teil des geheimen Herr¬ 
schaftsapparates, des „Deep State“, wie 
bei der Landung in der Schweinebucht. 
Und als Paten der Mafia konnten die 
Dienste ihre verdeckten Operationen, 
Kriege und Mordprogramme aus so 
etwas wie „Beteiligungen“ an diesen 
Deals finanzieren. Drogen-, Öl- und 
Waffenhandel dürften auch heute 
noch primäre Ressourcen für die ope¬ 
rativen Einsätze darstellen. Allein die 
bekannt gewordenen Spionage-, Fol¬ 
ter- und Mordprogramme, Staatsstrei¬ 
che, Aufstände und Kriege nur aufzu¬ 
zählen würde die Kapazitäten dieser 
Zeitung sprengen. 

Bestand die strategische Ausrich¬ 
tung der 1950er und 60er Jahre vor al¬ 
lem darin, linke, nicht US-hörige Re¬ 
gierungen in Westeuropa zu verhindern 
und nationale Befreiungsbewegungen 
in Südostasien und Lateinamerika, ein 
zweites Vietnam oder Kuba zu unter¬ 
drücken, so begann in den Reagan-Jah¬ 
ren, parallel zur militärischen Hochrüs¬ 
tung, die geheimdienstliche Gegenof¬ 
fensive, die massive Unterstützung 
konterrevolutionärer Mörderbanden, 
auch mit Petrodollar aus den Golfstaa¬ 
ten. Allen voran die „Mudschaheddin“ 
in Afghanistan. Mit der Kumpanei der 
reaktionärsten Mächte des Globus ge¬ 
lang die Zerstörung der Großen Alter¬ 
native, aber damit begann zugleich die 
physische Zerstörung des Nahen Os¬ 
tens und die sozialökonomische und 
moralisch-ethische Erosion der „west¬ 
lichen“ Gesellschaften. 

Das große Aufräumen 

Wie sich nach der Niederlage des Sozia¬ 
lismus auch für Gutgläubige zeigt, hängt 
die Kriegsgefahr nicht an der Existenz 
„kommunistischer“ Staaten. Es geht 
nun völlig ungehemmt um die geostra- 
tegischen Interessen des US-Imperiums 
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und die Positionierung seiner - eben¬ 
falls imperialistischen - Vasallen und 
Herausforderer. Nun ohne relevante 
militärische Gegenmacht, hat das große 
Aufräumen begonnen. Alles Widerstän¬ 
dige ist, ohne Rücksicht auf die Folgen, 
mit Vernichtung bedroht. Der frühere 
Nato-Oberkommandierende Wesley 
Clark bestätigte die Pentagon-Planun¬ 
gen von sieben Kriegen in fünf Jahren. 
Selbst kooperationswillige, säkulare Re¬ 
gierungen wie die von Saddam Hussein 
im Irak oder Muammar al-Gaddafi in 
Libyen wurden weggebombt. 

Aber auch für die zahlreichen Re¬ 
gime-Changes unterhalb der Interventi¬ 
onsschwelle sind die propagandistischen 
und organisatorischen Vorbereitungen 
zu treffen. Bunte Revolutionen sind 
zu finanzieren und auszurüsten. Hit¬ 
lers müssen kreiert, „Freiheitskämp¬ 
fer“ und „Rebellen“ bewaffnet; NGOs 
wie die „White Helmets“ in Syrien plat¬ 
ziert, „Hilfsorganisationen“ und „Infor¬ 
mationsbüros“ ausgestattet und vernetzt 
werden. Die USA haben, so die dama¬ 
lige stellvertretende Außenministerin 
Victoria Nuland, in den prowestlichen 
Putsch in der Ukraine 5 Mrd. Dollar in¬ 
vestiert. Das macht in etwa das operati¬ 
ve Engagement der CIA in nur diesem 
einen Konflikt deutlich. 

Das in Krise und Niedergang schwä¬ 
cher werdende Imperium sucht seinen 
Machtverlust durch militärisch-ge¬ 
heimdienstliche und propagandistische 
Aufrüstung, durch zunehmende äuße¬ 
re Aggressivität und innere Repression 
auszugleichen. Das in über 70 Jahren 
permanenter Kriegführung ohnehin zu 
gewaltiger, unkontrollierter Machtfülle 
gelangte „Friendly Permanent Govern¬ 
ment“ gewinnt in diesem Prozess not¬ 
wendig weiter an Macht und Einfluss. 
Seine Budgets sind konsequenterweise 
auf gigantisches Niveau gestiegen. Es ist 
mächtig genug, die gewählte Präsident¬ 
schaft offen in Frage zu stellen und da¬ 
mit gleichzeitig das US-amerikanische 
Demokratiesurrogat gänzlich ad absur¬ 
dum zu führen. Donald Trump, gewählt 
für das Versprechen einer Verständi¬ 
gung mit Russland, einer Abwendung 
vom Interventionismus, eines billionen¬ 
schweren Wiederaufbauprogramms ist 
„eingefangen“. Die Kriegsoption ist wie¬ 
der auf dem Tisch. Auch und vor allem 
in Richtung Russland. Wie schon die So¬ 
wjetunion, so soll auch die widersetzli¬ 
che Atommacht Russland in eine Viel¬ 
zahl von Kleinstaaten zerlegt werden. 
Eine klassische Aufgabe für die CIA. 
Wie man aktuell in Syrien sehen kann, 
schaltet der „Deep State“ einen Gang 
höher. 
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Auch im All mit dabei 

Bundesministerium für Verteidigung legt „Strategische Leitlinie Weltraum“ fest • Von Nina Hager 



SAR heißt Synthetic Aperture Radar, zu Deutsch: Radar mit einer synthetischen Bündelbreite). Die OHB System AG 
entwickelte als Hauptauftragnehmer der deutschen Bundesregierung das Gesamtsystem. Hauptkunden sind das Bundes¬ 
ministerium der Verteidigung, Berlin/Bonn und das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der 
Bundeswehr, Koblenz. 


er erdnahe Weltraum wurde seit 
Beginn des Weltraumzeitalters 
militärisch genutzt - auch nach 
der Niederlage des Sozialismus und 
dem Ende der Sowjetunion. Planungen 
für die Entwicklung und den Einsatz 
von Waffen im All - so zum Beispiel zur 
Zerstörung anfliegender Raketen oder 
„feindlicher“ Satelliten - sind nicht ad 
acta gelegt: Technische Möglichkei¬ 
ten zum Abschuss werden entwickelt 
und erprobt. Und international gibt es 
derzeit keine ernsthaften Anstrengun¬ 
gen, die Lücken im Weltraumvertrag 
von 1967 zu schließen. Völkerrecht¬ 
lich wird die militärische Nutzung des 
Weltraums nur durch eine einzige Be¬ 
stimmung des Vertrages eingeschränkt: 
Und der verbietet lediglich die Statio¬ 
nierung von Massenvernichtungswaf¬ 
fen im Weltraum. 

Zudem sind weltweit agierende 
Streitkräfte wie die der USA immer 
mehr auf weltraumgestützte Infra¬ 
strukturen angewiesen: für Aufklä¬ 
rungszwecke, für die Navigation und 
Kommunikation. Auch die EU, Frank¬ 
reich, Deutschland und andere nutzen 
weltraumgestützte Systeme zu militäri¬ 
schen Zwecken. Aber sie wollen mehr. 

USA führend in der 
Weltraumrüstung 

Seit Ronald Reagan am 23. März 1983 
sein - vor allem gegen die Sowjet¬ 
union und ihre Verbündeten gerich¬ 
tetes - Star-Wars-Programm offiziell 
bekanntgab, sind über 34 Jahre ver¬ 
gangen. Manches von dem, was in den 
80er Jahren geplant war, konnte nicht 
verwirklicht werden. Andere Projekte 
erwiesen sich als realisierbar. Bereits 
Anfang der 90er Jahre wurde unter 
Bush senior das SDI-Konzept unter 
dem Kürzel GPALS (Global Protec¬ 
tion Against Limited Strikes) fortge¬ 
setzt. 1999, während die UNO in Wien 
mit UNISPACE III eine Konferenz 
über die friedliche Nutzung des Welt¬ 
raums abhielt, beschloss das amerika¬ 
nische Verteidigungsministerium neue 
Richtlinien für die militärische Welt¬ 
raumpolitik und formulierte die eige¬ 
nen Ansprüche (siehe auch UZ vom 
7 Januar 2011). „Der Weltraum ist ein 
Medium wie das Land, das Meer und 
die Luft, in dem militärische Aktivitä¬ 
ten ausgeführt werden sollen, um na¬ 
tionale Sicherheitsinteressen der USA 
zu verfolgen“, hieß es in den Richtlini¬ 
en. Mit der Wahl von George W. Bush 
im Jahr 2000 kam der vehementes¬ 
te Befürworter einer amerikanischen 
Raketenabwehr nach Ronald Reagan 
ins Weiße Haus. 2006 wurden unter 
ihm neue, noch schärfere Richtlini¬ 
en beschlossen. In George W. Bushs 
Weltraumdirektive wurde unter ande¬ 
rem festgelegt: „Handlungsfreiheit im 
Weltraum ist für die Vereinigten Staa¬ 
ten ebenso wichtig wie Fähigkeiten in 
der Luft oder zur See.“ „Die USA wer¬ 
den sich der Entwicklung neuer recht¬ 
licher Vereinbarungen oder anderer 
Beschränkungen wider setzen, die ih¬ 
ren Zugang zum All oder dessen Nut¬ 
zung verhindern oder einschränken 
wollen.“ In den letzten Jahren wurden 
„im US-Verteidigungshaushalt Milli¬ 
arden Dollar umgeschichtet, um die 
Pentagon-Programme zur Weltraum¬ 
kontrolle (space control) zu stärken“ 
(Regina Hagen: Dual-use als Strate¬ 
gie. Europa, der Weltraum und die Si- 
cherheit.In: Wissenschaft & Frieden, 
2/2015). Die Hälfte der etwa 170 rein 
militärischen Satelliten, die ständig um 
die Erde kreisen, gehört den USA. 

Es ist nicht anzunehmen, dass die 
USA unter der Trump-Administration 
ihre Bemühungen um die Weltraum¬ 
rüstung zurückfahren werden. Ganz 
anders sieht es im Bereich der friedli¬ 
chen Nutzung der Raumfahrt aus. Hier 
fürchten viele Forscher - wie andere im 
Zusammenhang mit Forschungen zum 
Klimawandel usw. -, dass massive Kür¬ 
zungen der Etats bevorstehen. 

Insgesamt wurden beispielsweise 
laut des jährlich von der US-amerika¬ 
nischen Space Foundation herausgege¬ 
benen „The Space Report“ 2012 in den 


USA in der und für die Raumfahrt 116 
Milliarden US-Dollar für privatwirt¬ 
schaftliche Weltraumdienstleistungen 
ausgegeben, 48 Mrd. Dollar investier¬ 
te der Staat in Weltraumaktivitäten, 
davon wurden knapp 18 Mrd. für die 
NASA bereitgestellt und 27 Mrd. für 
das US-Verteidigungsministerium. 
Diese Relation hat sich in den vergan¬ 
genen Jahren gewiss nicht zugunsten 
der zivilen Nutzung der Raumfahrt 
verschoben. 

Zur Zeit sorgt in der Öffentlich¬ 
keit jedoch nur ein mysteriöses mili¬ 
tärisches US-Projekt für Schlagzeilen: 
Der sogenannte Baby-Orbiter OTV-4, 
der erste war im April 2010 gestartet, 
umkreist seit mehr als 700 Tagen die 
Erde. Getestet wurde unter anderem 
ein neuartiger Antrieb. Über die mili¬ 
tärischen Zwecke gibt es - wie 2010 - 
nur Spekulationen. Ein Einsatz etwa 
nur zur Aufklärung, wie beispielsweise 
im asiatischen Raum, würde den gro¬ 
ßen Aufwand nicht erklären. Gerätselt 
wird, ob der Baby-Orbiter nicht viel¬ 
mehr der Vorläufer eines neuartigen 
Waffensystems im nahen Weltraum ist, 
das die USA in die Lage versetzen soll, 
in „Krisenfällen“ rasch zu reagieren. 

Europäische 

Sicherheitsinteressen? 

Heute sind es jedoch nicht nur die 
USA, Russland oder andere Raum¬ 
fahrt betreibende Staaten wie China 
und Indien, die „ihre nationalen Si¬ 
cherheitsinteressen“ auch im Weltraum 
schützen wollen. Regina Hagen schrieb 
dazu: „Die Volksrepublik China schoss 
2007 einen eigenen, ausgedienten Sa¬ 
telliten ab und demonstrierte damit 
ihre Fähigkeit zum Satellitenkrieg; 
die USA zogen 2008 mit einem Anti- 
Satelliten-Test nach. Die Sowjetunion 
testete schon in den 1960er Jahren of¬ 
fensive Weltraumwaffen, und die USA 
heizten diesen Rüstungswettlauf ih¬ 
rerseits kräftig an, bevor Moskau Mit¬ 
te der 1980er Jahre ein Testmoratorium 
anbot, dem sich die USA nach einigem 
Zögern anschlossen und das bis 2008 
hielt.... Die indische Defense Research 
and Development Organization teilte 
vor einigen Jahren unverblümt mit, In¬ 
dien verfüge über die Technologie zum 
Bau von Weltraumwaffen. Japan ändert 
gerade die gesetzlichen Grundlagen für 
seine Weltraumagentur, um die Festle¬ 
gung auf eine ausschließlich friedliche 
Nutzung’ des Weltraums aufzuheben.“ 

Auch die EU und ihre führenden 
Staaten, vor allem auch Deutschland, 
wollen den Weltraum verstärkt in mili¬ 
tärische Aktivitäten einbeziehen. 

Der britische Abgeordnete Alan 
Meale stellte bereits im Juni 2006 in ei¬ 


nem Bericht an die Versammlung der 
Westeuropäischen Union/Interparla- 
mentarische Europäische Versamm¬ 
lung für Sicherheit und Verteidigung 
(WEU/IEVSV) fest, die Streitkräfte 
seien heute abhängig von Netzwerken 
im Weltraum, ohne deren Hilfe die 
Armeen nicht funktionieren könnten. 
Dabei gehe es um Aufklärung, fernge¬ 
lenkte Waffen und unbemannte Flug¬ 
körper. - Es geht natürlich auch um Er¬ 
kundung von Ressourcen in aller Welt 
und um Spionage. 

Das EU-Parlament stimmte am 
10. Juli 2008 mit großer Mehrheit der 
Resolution zur „Bedeutung des Welt¬ 
raums für die Sicherheit Europas“ zu. 
Der vom deutschen CDU-Abgeord- 
neten und Vorsitzenden des Unteraus¬ 
schusses für Sicherheit und Verteidi¬ 
gung im Europaparlament, Karl von 
Wogau, eingereichte Resolutionsent¬ 
wurf enthielt unter anderem die For¬ 
derung, dass das künftige europäische 
Satellitennavigationssystem Galileo 
für Operationen im Rahmen der Eu¬ 
ropäischen Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungspolitik (ESVP) „zur Verfügung 
stehen“ solle. Das Galileoprojekt soll¬ 
te ursprünglich angeblich nur zivi¬ 
len Zwecken dienen. In Punkt 11 der 
Resolution wird betont, dass Galileo 
für eigenständige ESVP-Operationen 
„notwendig“ sei. Von Wogau erklärte, 
dass weltraumgestützte Systeme etwa 
für Navigation, Observation und Te¬ 
lekommunikation generell „unerläss¬ 
lich für eine effektive europäische 
Sicherheitspolitik“ seien und gegen 
Bedrohungen schützten. Dazu gehö¬ 
re auch eine „zuverlässige Weltraum¬ 
überwachung“. Mit ihrer Zustimmung 
zur Resolution unterstütze eine große 
Mehrheit der Parlamentarier auch den 
Ausbau von Kapazitäten für Raketen- 
Frühwarnsysteme. Zur Militarisierung 
und Bewaffnung des Weltraums solle 
die europäische Weltraumpolitik aber 
„unter keinen Umständen“ beitragen, 
heißt es - sehr schlüssig - im Resolu¬ 
tionspunkt 41. 

Man kann also davon ausgehen, 
dass auch andere gemeinsame Welt¬ 
raumprojekte von EU-Staaten nicht 
nur zivil, sondern auch militärisch ge¬ 
nutzt werden und auch beim Start von 
„zivilen“ Satelliten oft „militärische 
Komponenten“ mitfliegen ... 

Übrigens: Unmittelbar nach dem 
britischen Brexit-Referendum am 
23. Juni 2016 wurde eine neue EU-Glo- 
balstrategie als Grundlagendokument 
verabschiedet, die das ehrgeizige Ziel 
vorgibt, dass der Union „das gesamte 
Spektrum an land-, luft-, weitraum- und 
seeseitigen Fähigkeiten, einschließlich 
der strategischen Grundvoraussetzun¬ 


gen, zur Verfügung stehen muss“. Die 
neue EU-Globalstrategie ersetzt die 
bisher gültige „Europäische Sicher¬ 
heitsstrategie“ (ESS) aus dem Jahr 
2003. 

Damit wurde zugleich eine neue 
allgemeine Richtlinie für ein späteres 
„Weißbuch“ - eine konkrete Militari¬ 
sierungsagenda zur Umsetzung der An¬ 
sprüche - vorgegeben (Sabine Lösing 
und Jürgen Wagner: EU-Globalstrate- 
gie und deutsch-französische Militari¬ 
sierungsoffensive. IMI-Analyse 2016/27, 
14.7.2016). Nur vier Tage danach legten 
die Außenminister Deutschlands und 
Frankreichs das offensichtlich lange 
vorher erarbeitete Papier „Ein star¬ 
kes Europa in einer unsicheren Welt“ 
vor. Darin forderten sie nicht nur einen 
massiven Ausbau des EU-Militärappa- 
rates, sondern auch eine diesbezügliche 
deutsch-französische Führungsrolle. 

Bundeswehr im 
erdnahen Raum 

Deutschland sorgt sich nicht erst jetzt 
darum, die eigenen Interessen auch im 
Weltraum „zu sichern“. Seit 2007/2008 
verfügt die Bundeswehr über ein Sys¬ 
tem von Aufklärungssatelliten (SAR- 
Lupe). Dass das und anderes viele Jah¬ 
re vorbereitet werden musste, zeugt da¬ 
von, dass die Pläne sehr viel älter sind. 
Verbunden mit SAR-Lupe war und ist 
der eindeutige Auftrag durch eine per¬ 
manente und gezielte Bodenbeobach¬ 
tung aus dem Weltraum Unterstützung 
für Militäreinsätze der Bundeswehr in 
aller Welt zu geben. Und die sind seit 
2007/2008 bekanntlich ausgeweitet 
worden. 

SAR-Lupe besteht aus fünf iden¬ 
tischen Kleinsatelliten und einer Bo¬ 
denstation zur Satellitenkontrolle und 
zur Bildauswertung. Bei diesem Sys¬ 
tem wird eine Radartechnik benutzt, 
mit der unabhängig von Wetter und 
Tageszeit jederzeit hochauflösende Bil¬ 
der von jedem Punkt der Erde geliefert 
werden können, eine Technik, die zu¬ 
vor nur durch die USA und Russland 
genutzt wurde. Der erste Satellit wur¬ 
de Anfang 2007 in Betrieb genommen. 
Die Bodenstation wurde von 2004 bis 
2006 in Gelsdorf bei Bonn errichtet. 
Drei neue, noch leistungsfähigere Sa¬ 
telliten sollen angeschafft werden (SA- 
Rah) und bis 2019 in Betrieb genom¬ 
men werden. 

Das satellitengestützte Kommu¬ 
nikationssystem der Bundeswehr, 
SATCOMBw, das der Truppe unter 
anderem weltweit abhörsichere Tele¬ 
fongespräche, Videokonferenzen und 
Internetzugang ermöglicht, ist seit 
Ende 2011 im vollständigen Betrieb. 
Zwei Kommunikationssatelliten si¬ 


chern derzeit die Verbindungen. Sie 
werden von Bodenstationen der Bun¬ 
deswehr und des Deutschen Zentrums 
für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) 
betrieben. Eine weitere Modernisie¬ 
rung ist vorgesehen. 

Zudem verfügt die Bundeswehr seit 
2009 über ein Weltraumlagezentrum 
(WRLageZ) in Uedem, das gemein¬ 
sam mit dem DLR betrieben wird. Es 
soll alle erdnahen Objekte im Welt¬ 
raum überwachen und bei Bedarf auf¬ 
klären - angeblich um die weltraum¬ 
gestützten Systeme der Bundeswehr 
(SATCOMBw-2 und SAR-Lupe) zu 
beschützen. 

Ende Oktober 2013 bestätigten die 
Wissenschaftlichen Dienste des Bun¬ 
destages die „Nutzung des Weltraums 
durch die Bundeswehr“. Festgestellt 
wurde, „dass es der Bundeswehr in kur¬ 
zer Zeit gelungen ist, durch Nutzung 
des Weltraums ihre Führungsfähigkeit 
und ihre Fähigkeiten zur Nachrichten¬ 
gewinnung und Aufklärung zu verbes¬ 
sern sowie die in ihrer Möglichkeit ste¬ 
henden Maßnahmen zum Schutz orbi¬ 
taler Strukturen zu ergreifen. Damit 
trägt die Bundeswehr in Deutschland 
und weltweit zur Erhöhung der militä¬ 
rischen und zivilen Sicherheit bei.“ 

Am 7. März 2017 twitterte die Bun¬ 
deswehr: BMVg legt „Strategische 
Leitlinie Weltraum“ fest. (dlvr.it/NY- 
w80M Bundeswehr) 

Die Leitlinie ist „geheime Ver¬ 
schlusssache“. Nur wenige Medien be¬ 
richteten ausführlicher. Demnach ver¬ 
steht das Bundesministerium für Ver¬ 
teidigung den erdnahen Weltraum als 
„militärischen Operationsraum“, der 
für die „moderne Kriegsführung“ un¬ 
erlässlich sei. Bereits im 2016 erschie¬ 
nen „Weißbuch zur Sicherheitspolitik 
und zur Zukunft der Bundeswehr“ 
hieß es: „Deutschlands sicherheitspo¬ 
litischer Horizont ist global. Dieser 
umfasst ausdrücklich auch den Cyber-, 
Informations- und Weltraum.“ (S. 56) 
Zuvor wird der Weltraum ausdrück¬ 
lich einbezogen, wenn es um die un¬ 
gehinderte „Nutzung globaler Infor¬ 
mations-, Kommunikations-, Versor- 
gungs-, Transport- und Handelslinien 
sowie einer gesicherten Rohstoff- und 
Energiezufuhr“ geht: „Eine Unterbre¬ 
chung des Zugangs zu diesen globalen 
öffentlichen Gütern zu Lande, zur See, 
in der Luft sowie im Cyber-, Informa¬ 
tions- und Weltraum birgt erhebliche 
Risiken für die Funktionsfähigkeit 
unseres Staates und den Wohlstand 
unserer Bevölkerung“. (S. 41). Und: 
„Deutschland muss sich daher für die 
ungehinderte Nutzung der Land-, Luft- 
und Seeverbindungen ebenso wie des 
Cyber-, Informations- und Weltraums 
einsetzen“. (S. 50) 

Folgerichtig ist die „Befähigung 
zum bundeswehrgemeinsamen Wirken 
in allen Dimensionen - Land, Luft, See, 
Cyber- und Informations- sowie Welt¬ 
raum - ... der übergeordnete Maßstab. 
Gerade in den Dimensionen Land, Luft 
und See bleibt die Befähigung zum 
Kampf Wesensmerkmal.“ (S. 102) 

Die geheime Leitlinie zum Welt¬ 
raum führt nun diese Zielstellungen 
weiter und benennt den erdnahen 
Weltraum ausdrücklich als „militäri¬ 
schen Operationsraum“, der für die 
„moderne Kriegsführung“ unerläss¬ 
lich sei. Es geht um die Einbeziehung 
des erdnahen Raumes „in die Planung 
der Gesamtverteidigung sowie die da¬ 
mit verbundenen Maßnahmen der mi¬ 
litärischen und zivilen Verteidigung 
als Beitrag zur Verteidigungs- und Ab¬ 
schreckungsfähigkeit Deutschlands im 
Rahmen der Landes- und Bündnis¬ 
verteidigung“. Und das bedeutet, dass 
es nicht mehr „allein“ nur um „Auf¬ 
klärung“, also auch Spionage, und um 
Kommunikation und Führung der 
Truppen geht, sondern auch um die 
Bekämpfung von „Flugkörpern“. Letz¬ 
teres ist - bezogen auf die bisherigen 
Aktivitäten - neu: Es geht auch um 
die „Befähigung zum Kampf“. Wenn 
es denn Krieg gibt im All, dann möch¬ 
te Deutschland eben auch „Verantwor¬ 
tung“ übernehmen. 
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Seminar & Workshop der 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 

Aktuelle Aspekte unserer 
antimonopolistischen Strategie 

Kein Anpassen, keine faulen Kompromisse, das eigent¬ 
liche Ziel nicht aus den Augen verlieren. Auf dem Weg 
dahin die nächste Etappe und die Schritte genau bestim¬ 
men. 

Die haben wir als Wende zum sozialen und demokrati¬ 
schen Fortschritt markiert. So steht es in unserem Par¬ 
teiprogramm. Die Etappe ist abgeleitet aus unserer an¬ 
timonopolistischen Strategie. Diese konzentriert sich auf 
die Hauptmacht des aktuellen Kapitalismus: Der Verflech¬ 
tung der mächtigsten Kapitalstrukturen mit dem Staat. 

Die antimonopolistische Strategie gehört zum Marken¬ 
kern der DKP. 

Aktuell wird diese Strategie intensiv diskutiert. Das ist gut 
so, denn: Neue Mitglieder haben die Entwicklung dieser 
Strategie nicht mitbekommen. Und damit auch nicht die 
streitige Auseinandersetzung, vor allem mit linksradika¬ 
len Gruppierungen der 70er Jahre. 

Die damaligen Diskussionen hatten viel zu einer inneren 
Klärung, unserer Geschlossenheit und Handlungsfähig¬ 
keit beigetragen. Dass muss immer wieder neu erarbeitet 
werden. Dafür ist Meinungsstreit wichtig. 

Referent: Lucas Zeise 

Sonntag 23. April 2017 von 10.30 Uhr bis 15.30 Uhr, 
Bürgerhaus Oststadt, Schultenweg 37- 41,45279 
Essen 



Amerikas 

Faust 

Mit Beiträgen aus den USA von Norman 
Markowitz; Zoltan Zigedy, Jason Schulman 
und Joseph Gerson f aus Südamerika von 
Carolus Wimmer (Venezuela) und Arnold 
Schölzel, Stefan Kühner und Lothar Geisler 
(BRD) sowie: die Antrittsrede von Donald 
Trump 

Weitere Themen: Togliatti und der 
Friedenskampf Mein Großvater Antonio 
Gramsci, Marx und Engels über Geschlech¬ 
terverhältnisse, Fake-News oder Fake-De- 
mokratie?, Die Niederlage von Aleppo, Kein 
NPD-Verbotsurteil, KPÖ-Wahlerfolg in Graz, 
Tarifkampf um Entlastung im Saarland, Auf 
zum G20-Gipfel in Hamburg 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


JUMP UP Update April 2017: 

Sonderangebote für UZ - Leserrinnen und Leser: 
Dieter Süverkrüp: 

1848 - Lieder der deutschen Revolution CO EUR 14,00 


singt Grasshoffs Bellman CO EUR 14,00 

Ca Ira - Lieder der Französischen Revolution 
CO EUR 14,00 

Oieter Süverkrüp / W.A. Schwarz: 

Erich Mühsam: Ich lade Euch zum Requiem 
CO EUR 14,00 

Oieter Süverkrüp - Süverkrüps Liederjahre - 
(4 CO-Box) EUR 31,00 

Franz Josef Oegenhardt, Hanns Oieter Hüsch, Wolfgang Neuss, Oieter 
Süverkrüp: Quartett 67 Ooppel CO EUR 19,95 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 



Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 



Einladung zum gemeinsamen Filmnachmittag 
am Montag, dem 24. April 2017 

16 Uhr im Seminarraum 2, Franz-Mehring-Platz 1 

.■Fritz Bauer, Tod eines Faschistenjägers in der BRD" 

gift BuSGM Pß 


1. Mai- 

Frieden 
Bildung 

Gemeinsam kämpfen 

Zwei Tage vor dem 1. Mai und 
14 Tage vor der Landtagswahl 
wollen wir gemeinsam feiern und 
singen. Dazu laden wir herzlich ein. 

★ Ansprache der DKP Essen 

★ Grußwort der SDAJ 

★ Achim Bigus singt 

Samstag, 29. April 2017 

ab 18.00 Uhr im Haus der DKP 
Hoffnungstr. 18, Essen 



★ Grill und Buffet gegen Spende 

★ Getränke zu kleinen Preisen 

Essen 

Eintritt: Wir bitten um eine Spende. 
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Aufstehen 


gegen Kriegspolitik 

neuen Faschismus 
Sozialraub 


Kämpfen 

für Frieden 


Siegen 


Frieden 

internationale Solidarität 
soziale Gerechtigke 


12.30 Uhr Demo ab Siegerlandhalle 

13.30 Uhr Kundgebung und Maifeier 

Marktplatz neben dem Rathaus 

Programm 

★ Bernd Riexinger 

Vorsitzender der Partei Die Linke 

★ Patrik Köbele 

Vorsitzender der DKP 

£S Berlin, Folkpunk 

Problems Siegen, Punk 

Kurdische Musik und Tänze 

★ Speisen und Getränke 

★ Infostände ★ Hüpfburg 

www.heraus-zum-roten-1-mai.de 



Rote Maifeier der DKP Köln 

29.4. 2017, ab 14.00 Uhr 

Erich Schaffner singt 
Lieder zur Oktoberrevolution 

Mit Kölsch vom Fass, Kaffee und Kuchen sowie 
Deftiges vom Grill 

Es wird in und außerhalb der Halle gefeiert. 

SSM, Halle am Rhein, 

Am Faulbach in Köln-Mülheim 


l.-MAI-FEIER der DKP Main-Kinzig 

Lenin, Majakowski und ich -100 Jahre Oktoberrevolution 

Erich Schaffner 

begleitet am Klavier von Georg Klemp 

mit Liedern, Texten und Szenischem von 
Becher, Brecht, Kraus, Lenin, Majakowski, 

Weinert und anderen 

Freitag 28. April 19.30 Uhr 

Hanau, Reinhardskirche 
Eintritt: (wenn möglich) Ein kleines Mitbringsel 
für das gemeinsame Buffet 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Keine 

Kundgebung 
oder Demo 
zum 1. Mai 
ohne 

UZ-Verteilung! 


Die UZ zum 1. Mai wird wieder als Aktionsausgabe 
erscheinen (farbige Titelseite etc.). 

Damit wir am 1. Mai so offensiv wie möglich für unse¬ 
re Politik werben können, erhalten DKP-Gruppen die UZ 
in beliebiger Anzahl gegen eine Spende. Entscheidet 
selbst, was eure Gruppen- oder Kreiskasse hergibt, und 
bestellt die UZ in einer Anzahl, die ihr am 1. Mai verbrei¬ 
ten könnt. 


Bestellungen bitte bis 24.4.2017 

per Mail an vertrieb@unsere-zeit.de 
per Telefon an Gustl Ballin 
0911 8019991 / 0176 45503975 
per Fax an 0201 17788928 
CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 | 45127 Essen 


BuSGM 

Bum ru- tob* E^an^fli ml ItaaMHul 


EINLADUNG 


zur Traditionsveranstaltung 
„Rote Lieder gegen braunen Mob" 
am 7. 5. 2017,15.00 Uhr, 
im Münzenbergsaal, Franz-Mehring-Platz 1 
in Berlin-Friedrichshain 
mit dem Ernst-Busch-Chor, Berlin, 
und llja Kurtev 
Eintritt frei 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglie¬ 
der der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 20./21.5.17 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, Wera Richter 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 

Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 

Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 

Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 

Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am Stadtpark 68 
51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 
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Toskana, nah am Meer 
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Ökchüf im Oliven ham r 
wertet Blick, Stille- 
große helle Zimmer, 
vieJe gute Diktier, 

Hau* oder Häuschen; 
Klftdetparadi«. 



' \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Landtagswahl in NRW / Termine 



Landtagswahl-Infostand mit dem DKP Mobil in Köln-Mülheim und dem Direktkandidat Wolfgang Bergmann. 


DKP in NRW packt heiße Eisen an 

Martin Schulz: 100 Prozent - DKP Gerresheim: 105 Prozent 


Termine 


FR ★ 21. APR 


FR ★ 21. APR 


Die DKP gehört zur Spannbreite der 
Parteien, die in NRW auf dem Wahl¬ 
zettel zur Landtagswahl stehen müs¬ 
sen. Diese Erkenntnis gehört aller¬ 
dings nicht unbedingt zum demokra¬ 
tischen Reservoir von CDU, SPD und 
Bündnis 90/Grüne. Diese drei Parteien 
hatten - jedenfalls für die Kommunal¬ 
wahl - im vergangenen Jahr sogar ein¬ 
hellig die Landesverfassung geändert, 
um für die DKP die neue 2,5-Prozent- 
Hürde zu bauen. 

Dieser Hürde wurde - nun für die 
Landtagswahl - ein anderer Stolper¬ 
stein in den Weg gelegt: 100 Unter¬ 
schriften mussten beigebracht werden, 
um in einem Landtagswahlkreis über¬ 
haupt auf den Wahlzettel zu kommen. 
Die DKP im Düsseldorfer Osten stell¬ 
te sich dieser Herausforderung, bei der 
statt der bisherigen 40 Unterschriften 
zur Kommunalwahl mehr als doppelt 
so viele Unterstützer überzeugt und ge¬ 
wonnen werden mussten. 

Es ging in vielen Gesprächen um 
politische Überzeugungskraft - und in 
der politischen Prozentrechnung um ei¬ 
nen namhaften Gegner aus der Bundes¬ 
ebene. Martin Schulz brachte es bei sei¬ 
ner Kürung zum SPD-Vorsitzenden auf 
100-Prozent-Zustimmung. Die DKP er¬ 
hielt, gemessen an der Vorgabe von 100 



Unterschriften, von Bürgern im Wahl¬ 
bezirk ein besseres Votum: 105 Prozent. 

Vor dem Hintergrund des kom¬ 
munalpolitischen Erfahrungsschatzes 
konnten die landespolitischen Zielset¬ 
zungen der anderen Parteien in ihrer 
Beschränktheit entlarvt werden. Woh- 
nungs-, Bildungs-, Infrastruktur- oder 
„Arbeitsmarkt“-Politik sind system¬ 
verhaftet, so dass sich generell nichts 
ändern wird, wenn die Wähler und die 
Wählerinnen ihre Stimme weiterhin an 
die kapitalgebundenen Parteien ver¬ 
schenken. 

Die DKP setzte im außerparlamen¬ 
tarischen Bereich mehrere deutliche 
antifaschistische Akzente, so die erfolg¬ 
reiche aktionsbezogene Umbenennung 
der Hans-Günther-Sohl-Straße in Luise- 
Rainer-Straße - vom Wehrwirtschafts¬ 
führer zur jüdischen Oscar-Preis-Ge- 
winnerin. Seit Jahren steht die Umbe¬ 
nennung der Ernst-Poensgen-Allee auf 
ihrer Agenda, da Poensgen für die Re¬ 
krutierung von Zwangsarbeitern in ver¬ 
schiedene Konzerne zuständig war. 

Die Auseinandersetzung mit den 
Verbrechen der Wirtschaft gilt nicht als 
Schwerpunkt gleich welcher Landesre¬ 
gierung. Hier ist die DKP Impulsgeber. 
Ebenso hat sich die DKP für die Ent¬ 
schädigung griechischer Opfer aus der 
NS-Zeit eingesetzt. Das hat ihr die An¬ 
erkennung der griechischen Genossen 
eingebracht. Entsprechende Anregun¬ 
gen bleiben Aufgabe für die kommende 
Legislaturperiode. Die Beispiele zeigen: 
Die DKP packt Themen an, die für an¬ 
dere Parteien ein Tabu sind. Das muss 
nicht so bleiben. 

Uwe Koopmann 


DKP Werbespots zur 
Landtagswahl in NRW 

Die DKP hat für NRW je einen Wahl- 
Werbespot für das WDR-Fernsehen 
und den Rundfunk gestaltet (siehe 
auch UZ vom 7. April 2017, Seite 13). 
Die Spots werden an folgenden Termi¬ 
nen ausgestrahlt: 

WDR 3 Fernsehen 
Mittwoch, 10. Mai, ca. 22.09 Uhr 
WDR-Hörfunk (WDR 2/WDR 4) 
Donnerstag, 20. April, ca. 13.27 Uhr, 
WDR 4 

Freitag, 21. April, ca. 15.25 Uhr, WDR 2 
Auf news.dkp kann man sich ebenfalls 
den DKP Wahlwerbespot zur NRW- 
Landtagswahl anschauen: http://news. 
dkp.suhail.uberspace.de/2017/04/dkp- 
wahlspot-nrw-landtagswahl-2017/. 

DKP kleiner gemacht 

In mehreren Städten in Nordrhein- 
Westfalen müssen zehntausende 
Stimmzettel für die Landtagswahl am 
14. Mai neu gedruckt werden. Ein Par¬ 
teiname sei wohl kleiner geschrieben 
worden als die anderen. „Schriftgröße 
elf statt zwölf“, erklärte Rita Klösges 
vom Presseamt der Stadt Aachen, woll¬ 
te sich aber nicht äußern, um welche 
Partei es sich handelt. 

Die „Bild“ enthüllte auch hier die 
Wahrheit und meldete: „Schwere Pan¬ 
ne beim Druck der Wahlzettel für die 
NRW-Wahl am 14. Mai. Mehrere 10 
000 Stimmzettel müssen neu gedruckt 
werden, weil der Name der DKP klei¬ 
ner geschrieben wurde als die der an¬ 
deren Parteien. In einer Schriftgröße 
von zehn statt elf Punkt, wie BILD er¬ 
fuhr.“ 


Bremen: „Ökonomische und politische 
Entwicklung in der EU“, Informations- und 
Diskussionsveranstaltung von DKP und der 
Initiative Nordbremer Bürger gegen den 
Krieg mit Lucas Zeise. Gustav-Heinemann- 
Bürgerhaus, Raum E 3, Vegesack, 18.00 
\M _ 

Bochum: „Esther Bejarano meets Micro- 
phone Mafia + meets Compania Bataclan.“ 
Im Rahmen dieses Konzertes mit der Micro- 
phone Mafia und Compania Bataclan, liest 
Esther Bejarano darüber hinaus Fragmente 
ihres Buches: „Wir leben trotzdem“ vor. 
Kulturzentrum Bahnhof-Bochum-Langen- 
dreer, Wallbaumweg 108,19.30 Uhr. 

Duisburg: „Revolutionäre Partei in Nicht- 
Revolutionären Zeiten“, Bildungsveranstal¬ 
tung der DKP Duisburg mit Klaus Wagener. 
Jugend- und Kulturverein e.V., Kaiser-Wil- 
helm-Straße 284,18.00 Uhr. 


SA ★ 22. APR 


Bamberg: „100 Jahre Oktoberrevolution - 
Reform und Revolution heute“, Kreismit¬ 
gliederversammlung und Bildungsseminar 
der DKP Oberfranken mit Heinz Stehr. Gast¬ 
stätte Tambosi, Promenadestraße 11,11.00 
Uhr bis 16.00 Uhr. 


SO ★ 23. APR 


Essen: „Aktuelle Aspekte unserer antimo¬ 
nopolistischen Strategie“, Seminar und 
Workshop des DKP Bezirks Ruhr-Westfalen 
mit Lucas Zeise. Bürgerhaus Oststadt, 
Schultenweg 37 bis 41, 10.30 Uhr bis 
15.30 Uhr. 


MO ★ 24. APR 


Hannover: „Bundestagswahl“ und „Re¬ 
form und Revolution heute“, Gruppenabend 
der DKP Flannover-Mitte. Büro der DKP, Göt¬ 
tinger Straße 58,19.00 Uhr. 


Dl ★25. APR 


Gießen: Vor-Mai-Veranstaltung der DKP. Es 
spricht Patrik Köbele, Parteivorsitzender der 
DKP, danach Maifeier mit Mojito und Cuba 
libre. Arbeiterliedern von Jan mit Gitarre. 
DGB-Haus, Walltorstraße 17, Dachsaal, 
19.00 Uhr._ 

Recklinghausen: DKP-Treff. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


FR ★28. APR 


Hanau: 1. Mai-Veranstaltung der DKP 
Main-Kinzig mit Erich Schaffner und Ge¬ 
org Klemp zu 100 Jahre Oktoberrevolution. 


Reinhardskirche, 19.30 Uhr. Eintritt: Eine 
Kleinigkeit für das gemeinsame Buffet. 


SA ★ 29. APR 


Wuppertal: „Arbeit an der Geschichte - 
für eine bessere Zukunft.“ Zu Ehren von 
Günter Judick, langjähriger Leiter der DKP- 
Geschichtskommission. Veranstaltung der 
Marx-Engels-Stiftung mit Beiträgen von Gi¬ 
sela Blomberg, Nina Hager, Heinz Karl, Her¬ 
mann Kopp, Dirk Krüger, Rainer Perschews- 
ki und Klara Tuchscherer. Alte Feuerwache, 
Gatheß, 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Essen: Maifeier der DKP Essen mit Achim 
Bigus. Hoffnungstraße 18,18.00 Uhr. 


Dl ★ 2. MAI 


Gelsenkirchen: „Die Krise der EU - wie 
Euro und EU abgewickelt werden können.“ 
Öffentliche Bildungsveranstaltung der DKP 
mit Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ. Al¬ 
ternative, Overwegstraße 53,19.00 Uhr. 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


FR ★ 5. MAI 


Hof: „Erinnerung an Gisela Elsner“, Veran¬ 
staltung der Marx-Engels-Stiftung. Vortrag 
von Dr. Kai Köhler, Lesung: Eva Petermann. 
Galeriehaus, Am Sophienberg 28, 19.00 
Uhr_ 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP Un¬ 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1.19.00 Uhr. 


SO ★ 14. MAI 


Stuttgart: „Clara Zetkin - ein widerstän¬ 
diges Leben.“ Veranstaltung der Marx- 
Engels-Stiftung mit Günther Klein (Zetkin in 
Stuttgart), Florence Herve (Zetkin als mar- 
xist. Feministin vor 1914), Marga Voigt (Zet¬ 
kins Kriegsbriefe 1914-1918) und Heinz 
Karl (Zetkins Wirken in KPD und Komintern). 
Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße 26, 
10.30 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


UZ folgen! 

Nicht nur als Abonnentin oder Abonnent, sondern auch in den Sozialen Medien 
könnt ihr der UZ nun folgen. Sowohl auf „Facebook“ als auch auf dem Mikro- 
blogging-Dienst „Twitter“ gibt es dazu einen Auftritt der UZ. 
facebook.com/UnsereZeit.UZ; twitter.com/UnsereZeit_UZ 
Weitere Informationen: social@unsere-zeit.de 

DKP Gera braucht Unterstützung am i. Mai 

Für DKP-Infostand in Gera am 1. Mai bei der DGB-Kundgebung (ab 10.30 Uhr 
Kundgebung Eventfläche (KuK), Schloßstraße 1) sucht die Partei Unterstützung. 
Da die Nazi-Partei „Der III. Weg“ für den 1. Mai eine Demo in Gera angekündigt 
hat, wird Hilfe benötigt. Weil die Genossinnen sich den Nazis entgegenstellen, ist 
der Infostand, unterbesetzt. Helfer sollten sich bitte vorab melden unter: pv@dkp. 
de oder m.zieger@dkpthueringen.de. 


uz 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Wem Richter zum Anschlag auf den Mannschaftsbus des BVB 


Konrad Adenauer - seine 
fünf Leben 

Vor 50 Jahren, am 19. April 1967 starb 
91-jährig Konrad Adenauer, der erste 
Bundeskanzler der „alten“ BRD. Lo¬ 
thar Schröder, Journalist und Doku- 
mentarfilmer, der für diverse Formate 
des öffentlich-rechtlichen Senders ar¬ 
beitet und zu ähnlichen Anlässen be¬ 
reits mehrfach demonstriert hat, dass 
er es versteht, Archivschnipsel zu lau¬ 
nigen Bilderbögen zu montieren, lie¬ 
ferte hier das Erwartbare. Gerade für 
jüngere ist es sicherlich nur mit Gru¬ 
sel zu ertragen, wie die restaurative 
und moralinsaure Republik durch sol¬ 
che Figuren wie „der Alte aus Rhön¬ 
dorf“ geprägt wurden. 

Fr, 21.4., 20.15 Uhr, WDR 

Schatten welt BND 

Es ist eine gigantische Geheimbehör¬ 
de, ein Dienst, der vollkommen im 
Verborgenen operiert. Der Bundes¬ 
nachrichtendienst (BND) setzt Tau¬ 
sende Beamte mit falschen Namen 
und falschen Pässen ein, um an frem¬ 
de Staatsgeheimnisse zu kommen 
und an Informationen, die in keiner 
Zeitung zu lesen sind. Der BND ist 
ein wesentlicher Teil des „tiefen Staa¬ 
tes“. Ein Abhörskandal nach dem an¬ 
deren erschüttert den Dienst. Nichts 
und niemand scheint vor der Neu¬ 
gier der Spione sicher zu sein: Ohne 
jeden Anlass wurden E-Mails und Te¬ 
lefonate deutscher Bürger überwacht. 
Die deutschen Agenten haben ihren 
US-Kollegen von der NSA geholfen, 
Firmen in Deutschland auszuspähen, 
Wer bändigt diesen Spionagebetrieb 
mit seinen gewaltigen Abhöranlagen 
und seinem Datenhunger? Ob die 
Dokumentation der beiden Filmema¬ 
cher Reinald Becker und Christian H. 
Schulz auf solche und ähnliche Fragen 
kluge Antworten geben werden? 

Sa, 22.4., 21.45 Uhr, 3Sat 

Wehrlos 

Die österreichischen Tatort-Krimis 
sind (fast) immer sehenswert. Harald 
Krassnitzer als leitender Kommissar 


und die hervorragend spielende Ade¬ 
le Neuhauser als seine Kollegin haben 
es diesmal mit einem Mord an dem 
Leiter einer Polizeiakademie zu tun, 
der auf den ersten Blick aus einem 
Einbruchsversuch herrührt. Natürlich 
steckt viel mehr dahinter, der Tote ist 
wohl kein vorzeigbares Mitglied der 
höheren Polizeikräfte, in der Akade¬ 
mie liebte er es, Angst und Schrecken 
zu verbreiten und war selbst treiben¬ 
de Kraft, junge Polizeischülerinnen 
und -schüler zu mobben. Aber mit 
dem gebotenen Sarkasmus und einer 
Portion Wiener Nonchalance werden 
die Beiden den Fall lösen. Regie führt 
Christopher Schier, bisher wenig be¬ 
kannt für TV-Spielfilme oder Krimis, 
er arbeitet eher für Werbekampag¬ 
nen, schaun mer mal. 

So, 23.4., 20.15 Uhr, ARD 

I Am Not Your Negro 

Der afroamerikanische Autor James 
Baldwin begann 1979 an einem Ma¬ 
nuskript, das eine einmalige Sicht¬ 
weise auf die Geschichte der Bür¬ 
gerrechtsbewegung in den USA, ihre 
wichtigsten Akteure, Ereignisse und 
Bewegungen zeigt. Nur knapp 30 Sei¬ 
ten brachte er vor seinem Tod zu Pa¬ 
pier. Das Manuskript vertraute Bald- 
wins Testamentsvollstrecker dem Re¬ 
gisseur Raoul Peck an, der einen Film 
daraus machte. Es ist der Blick eines 
Insiders und Zeitzeugen, kritisch 
und persönlich. Dies ist angesichts 
der jüngsten Vorfälle (Ferguson, Bal¬ 
timore usw.) und des erneuten An¬ 
stiegs der Gewalt gegen Afroameri¬ 
kaner besonders bedeutsam. Anhand 
von Archivbildern, Filmausschnitten 
und aktuellen Aufnahmen erzählt 
der Film in Baldwins Worten von der 
„Geschichte der Gewalt“. 

Raoul Pecks neuester Spielfilm „Der 
junge Karl Marx“ lief im März dieses 
Jahres an, wenn diese Dokumentati¬ 
on so gut ist wie der Film, dann nicht 
verpassen. 

Di, 25.4., 20.15 Uhr, ARTE 



★ 



ZEITfur 

WIDER 

STAND! 


FESTIVAL 

DERJ 

JUGENDPABK 

KÖLN 


Kehl lÄIfl* un4 


A DATE WITH MARY 


CUNNING HANTRAP 
SCRUFFYHEADS 


MC SMOOK 

STREEM • ORHAN WEY * TU« GENOSSKYS 

Upflffll BARRIO 245 ^ 

MONDO MASHUP SOUNDSYSTEM 

LOS FASTIDIOS 
DISARSTAR 


MASUR&CRUDELIS • ELISAI 
SPEEDMASTER BUNGABUNGA 



jun^fiWelt 

red'&glöbe 


festival*der 


. GESllikuauR^ 


Unsere Jungs 

Donald Trumps völkerrechtswid¬ 
riger Angriff auf Syrien oder der Ab¬ 
wurf der Mutter aller Bomben auf Af¬ 
ghanistan in der gleichen Woche sind 
Kinderkram dagegen. Den Trump 
oder Kanzleramtschef Peter Altmai¬ 
er, der im Namen Merkels mit größ¬ 
tem Verständnis auf das Säbelrasseln 
reagiert, will im „Tank“ keiner an den 
Eiern aufhängen. Das gefährliche 
Spiel mit Inkaufnahme eines dritten 
Weltkriegs ist nicht der Rede wert. 
Geht ja nicht „gegen uns“ - hilft wo¬ 
möglich sogar gegen solch unerklär¬ 
bare Attacken. Wer hat Interesse an 
solcher Stimmung? Bei der Frage 
nach dem Nutzen drängen sich selbst¬ 
ernannte oder bezahlte Staatsschützer 
auf - oder die einen mit dem Wissen 
der anderen. 




Höchst emotional: Der Anschlag auf die Mannschaft des BVB wird als Anschlag auf uns alle verstanden. 


Zum zweiten Mal in kurzer Zeit bin 
ich im Kreuzberger Intertank mit den 
Worten „Kannst gleich wieder gehn. 
Spiel wird abgesagt“ begrüßt worden. 
Der „Tank“ ist an Spieltagen schwarz¬ 
gelb und die BVB-Gesänge lauter als 
in manch Dortmunder Kneipe. Wenn 
sich aber Fußball-Touristen in den La¬ 
den verirren - was leider ziemlich häu¬ 
fig vorkommt - und nach dem hochver¬ 
dienten Tor „Sieg, Sieg, Sieg“ skandie¬ 
ren, werden sie höflich aber bestimmt 
gebeten, den Mund zu halten oder sich 
eine andere Kneipe zu suchen. Nach 
dem Attentat auf „unsere Jungs“ war al¬ 
lerdings Schluss mit Lustig. „Wenn der 
mir in die Finger kommt, den häng ich 
eigenhändig an seinen Eiern auf. Ohne 
Scheiß jetzt!“ ließ mein sonst besonne¬ 
ner Sitznachbar gleich mehrfach wissen. 


Beim Beruhigungsbierchen waren 
wir uns schnell einig: Nee, Islamisten 
waren das nicht. Die rechten Hools von 
„0231 Riot“ schon eher. Oder Ultras? 
Linke? Leipziger? Das Gestocher des 
Abends hält bis heute an. Klar, wer 
denkt bei einer Splitter- oder Nagel¬ 
bombe - noch dazu in Dortmund - nicht 
an Neofaschisten. Aber so doof, es sich 
mit den schwarz-gelben Fans im Rekru¬ 
tierungsfeld zu versauen, sind mindes¬ 
tens Dortmunder Nazis eigentlich nicht. 

Resultat des Anschlags auf den 
Mannschaftsbus des BVB ist vor allem 
eins: Mobilmachung in Herzen und 
Köpfen gegen Angriffe aller Art „auf 
unsere Jungs“. Sprich: „auf uns“. Nicht 
auf Dortmunder, sondern auf die Fuß¬ 
ballnation. Geht gar nicht. Da gilt es zu¬ 
sammenzustehen. 


Geld adelt 

Die Königsklasse und ihre Teilnehmer 


Nachdem am 11. April die Partie zwi¬ 
schen Borussia Dortmund und dem 
AS Monaco wegen eines Sprengstoff¬ 
anschlages abgesagt wurde, stand die 
Mannschaft des BVB keine 24 Stun¬ 
den später zum Nachholtermin auf 
dem Platz. Der Grund dafür ist schnell 
gefunden: der vollgepackte Spielplan. 
Denn es stehen noch Partien in den Li¬ 
gen, den nationalen Pokalen und der 
Champions League aus. Der Spielplan 
wurde in den letzten Jahren und Jahr¬ 
zehnten immer voller, um mehr Geld 
einzunehmen - und auch in diesem 
Bereich ist die Champions League Kö¬ 
nigsklasse. 

In der aktuellen Saison schüttet die 
UEFA etwa 1,3 Milliarden Euro an die 
Teilnehmer der Champions League 
aus. Davon erhält jeder Verein eine 
Startprämie von 12,7 Milionen Euro 
und dem Finalsieger stehen 15,5 Milli¬ 
onen Euro zu. Doch Trotz dieser enor¬ 
men Summen sind viele Vereine hoch 
verschuldet. 

Der FC Barcelona konnte seine 
Schulden auf 280 Millionen Euro ver¬ 
ringern, doch Real Madrid hat weiter 
mit Schulden in Höhe von etwa 600 
Millionen Euro zu kämpfen. Diese 
zwei Vereine stehen jedoch im Vier¬ 
telfinale der Champions League und 
sind im Gegensatz zu anderen weiter¬ 
hin als Verein organisiert, d. h. sie haben 
ihre Profi-Abteilungen nicht in Kapi¬ 
talgesellschaften ausgegliedert. Das ist 
z.B. bei Borussia Dortmund, FC Bay¬ 
ern München, Juventus Turin, Atletico 
Madrid, AS Monaco und Leicester City 
der Fall. So gehört der AS Monaco dem 
russischen Milliardär Dmitri Rybolow- 
lew und Leicester City ist im Besitz des 
serbischen Millionärs Milan Mandaric. 
Atletico Madrid hat, um seine Schul¬ 
den von über 500 Millionen Euro zu 
bekämpfen, 20 Prozent der Anteile an 
den chinesischen Investor Wang Jianlin 
für 45 Millionen Euro verkauft. Mehr¬ 
teilseigner von Juventus Turin ist die 
Exor Holding, die neben den 63,8 Pro¬ 


zent von Juventus Turin auch Anteile 
an Fiat und Ferrari hält. 

Auch die deutschen Viertelfinalteil¬ 
nehmer haben ihre Profi-Abteilungen 
ausgegliedert. Borussia Dortmund glie¬ 
derte bereits 1999 die Profiabteilung 
in eine Aktiengesellschaft aus, deren 
größte Besitzer sind Evonik (14,78 
Prozent), Signal Iduna (5,43 Prozent), 
Puma (5 Prozent) und der Verein von 
Borussia Dortmund (5,53 Prozent). 
Der Rest ist im Besitz verschiedener 
Aktionäre. Der FC Bayern München 
gliederte 2002 die Profi-Abteilung aus, 
deren Besitzer der FC Bayern Mün¬ 
chen e.V. (75,01 Prozent) und Adidas, 
Allianz und Audi (je 8,33 Prozent) sind. 

Alleine der FC Bayern erzielte in 
der vergangenen Saison einen Umsatz 
von 626,8 Millionen Euro. Womit sie im 


internationalen Vergleich knapp hinter 
Real Madrid und FC Barcelona liegen. 
Dieser Umsatz setzt sich zusammen 
aus den Transfererlösen, dem Verkauf 
von Eintrittskarten, Einnahmen aus 
dem Sponsoring, Siegprämien und TV- 
Einnahmen. 

Doch trotz dieser enormen Sum¬ 
men scheint es, dass viele Vereine 


auf Investoren angewiesen sind. Als 
Beispiel sei da die englische Premi¬ 
er League genannt. Um eine gewisse 
Chancengleichheit herzustellen, be¬ 
schloss die UEFA das „Financial Fair¬ 
play“, welches besagt, dass Investoren 
maximal ein Minus von 45 Millionen 
Euro ausgleichen dürfen und dass die 
Einnahmen und Ausgaben innerhalb 
der letzten drei Jahre ausgeglichen sein 
müssen. 

Doch auch diese Maßnahme ist 
nicht unumstritten, da sie es kleine¬ 
ren Vereinen fast unmöglich macht, 
zu den europäischen Topklubs aufzu¬ 
schließen. Dazu muss man sich nur die 
letzten Sieger der Champions League 
anschauen: In den letzten zehn Jahren 
gewannen sieben verschiedene Verei¬ 
ne die Champions League. Die letzten 


vier Sieger waren FC Barcelona, Real 
Madrid und FC Bayern München. Und 
genau diese drei Vereine stehen auch 
in dieser Saison wieder im Viertelfinale 
und haben gute Chancen auf den Sieg. 
Damit führen sie die Königsklasse nicht 
nur sportlich, sondern auch weiterhin 
finanziell an. 



Die Champions-League-Gewinner-Medaille im Manchester United Museum 


Hannes Schinder 















